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Kleine Anfrage 

Nr. 5993 
der Abgeordneten Sybille Volkholz 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
fiber Versetzbarkeil von Lehrkräften im Land Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel Versetzungen von Lehrkräften aus einem Bezirk in 
einen anderen hat es innerhalb der letzten 5 Jahre (ab L AuR 
gust 1989) in Berlin gegeben? 

2. Wie viele davon sind auf Grund eines eigenen Antrages der 
betreffenden Lehrkraft zustande gekommen? 

3. Wie vielen Versetzungswünschen von Lehrkräften konnte in 
diesem Zeitraum nicht stattgegeben werden? Was waren die 
Gründe? 

4. Wieviel Verseczungen sind gegen den Willen der betroffenen 
Lehrkraft vorgenommen worden? 

5. Wie viele vom Bezirk oder Senat beabsichtigte Versetzungen 
sind an der mangelnden Zustimmung eines bezirkliehen 
Personalrates oder des jeweiligen Volksbildungsstadtrates 
gescheitert? 

6. Wie viele Versetzungen aus einem OstR in einen Westbezirk 
sind zum Schuljahr 1994/95 vorgenommen worden? 

a) Wie viele da von sind auf Grund eines eigenen Antrages 
der jeweiligen Lehrkraft zustande gekommen? 

b) Wieviel sind auf Grund der mit dem Hauptpersonalrat 
vereinbarten Auswahlregelung vollzogen worden~ und 
wie viele sollen noch vorgenommen werden? 

Berlin, den 28. September 1994 

Eingegangen am 4. Oktober 1994 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 5993 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu I. bis 6.: 

Zunächst ist zu berücksichtigen, daß die statistische Auswer­
tung über die Zahl der Versetzungen innerhalb des Berichtszeit­
raums erstjetzt im Landesschulamt durchgeführt werden konnte, 
weil auch fU.r die bis zum I. Februar 1995 zuständigen bezirkli­
ehen Dienstbehörden die Notwendigkeit zur Führung entspreR 
ehender Statistiken nicht bestand. Diese sind jetzt zusätzlich zu 
den an sich vordringlichen Aufgaben durch das Landesschulamt 
zusammengefaßt worden. Deshalb muß daraufhingewiesen werR 
den, daß die Zahlenangaben in erster Linie auf den Auswertun­
gen bezirklieber Unterlagen beruhen. 

Darüber hinaus ist zu bemerken. daß eine Vielzahl von Verset­
zungen im Berichtszeitraum notwendige Folge der Umstrukturie­
rungen in der Berliner Schule im Zuge des Zusammenwachsens 
der beiden Stadthälften nach dem Fall der Mauer sind. Das heißt, 
daß jede Stellenverlagerung, die die Senatsverwaltungen flir 
Schule, Berufsbildung und Sport sowie Inneres verfUgten, regel­
mäßig auch eine Versetzung zur Folge hatte. 

So wurden allein 400 Lehrkräfte (Ost) zur Sicherstellung_ der 
gleichmäßigen Unterrichtsversorgung im Land Berlin zum SchulR 
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jahr 1994/95 im Rahmen des von der Senatsverwaltung für 
Schule. Berufsbildung und Sport initiierten Personalausgleichs 
Ost/West nach Stellenverlagerung in den Westteil der Stadt verR 
setzt. 

Da:zu kommen die durch 450 Stellenverlagerungen notwendig 
gewordenen Versetzungen im berufsbildenden Bereich, die im 
Zusammenhang mit der Herstellung berufsfeldbezogener BerufsR 
schulen und Filialen zwischen den östlichen Bezirken erforderR 
lieh waren. 

Weitere-100 Steilenverlagerungen und in der Folge notwendige 
Versetzungen sind Folge der Ergebnisse der Lehrerbedarfsprü­
fungen und der Organisationsentscheidungen der Schuljahre 
1992193 bis 1994/95. Und nochmals 100 Versetzungen wiederum 
sind die Folge von Entflechtungen und Gründung selbständiger 
OSZ im Ostteil der Stadt. 

Unabhängig von diesen aus stellenwirtschaftlichen NotwendigR 
keiten erfolgten Versetzungen sind in den Bezirken darüber 
hinaus Versetzungen immer dann auch auf Wunsch einzelner 
Lehrkräfte ausgesprochen worden, z. B. auch dann, wenn diese 
sich um besetzbare Stellen in anderen Bezirken beworben hatten 
und dort als geeigne-te Bewerber ausgewählt wurden. Im Berichts­
zeitraum ist diesen Versetzungswünschen in rd. 400 Fällen ent­
sprochen worden Ge Bezirk maximal drei bis vier im Jahr). Hier­
bei muß allerdings daraufhingewiesen werden. daß Versetzungen 
auf eigenen Antrag zwischen den Bezirken bislang regelmäßig 
nur mit einem Tauschpartner zu realisieren waren. 

Vlie vielen Versetzungswünschen im Einzelfall nicht entspro­
chen werden konnte, weil z. B. die Bedarfslagen der angestrebten 
Bezirke der Fachkombination des einzelnen Lehrers entgegen­
standen, oder der eigene Fachbedarf des abgebenden Bezirks eine 
Versetzung nicht zuließ, kann im Nachhinein nicht mehr enuitR 
telt werden. 

An der mangelnden Zustimmung durch Personalräte konnten 
im Berichtszeitraum (soweit ermittelbar) vier gescheiterte VersetR 
zungenfestgesteilt werden. Wie viele darüber hinaus- bereits im 
Vorfeld durch abschlägige Auskünfte - gescheitert sind, ist nicht 
mehr fests.teUbar. 

Zu der Frage nach der Anzahl der auf eigenen Antrag zustande­
gekommeneu Versetzungen im Rahmen des Personalausgleichs 
zum Schuljahr 1994/95- unter den Voraussetzungen der mit dem 
Hauptpersonalrat "zur Auswahl bei personellen Anpassungsmaß­
nahmen fLir Lehrkräfte im. Bereich der Berliner Schule(' getroffeR 
nen Vereinbarung -, ist zunächst einmal auf die oben genannten 
400 Lehrkräfte, die sich freiwillig zu einer Versetzung bereit­
erklärt hatten, zu verweisen. 

Eine darüber hinausgehende Auswahl zur Deckung fehlender 
Bedarfslagen und die entsprechende bedarfsgerechte EinbezieR 
hung einzelner Lehrkräfte in den Personalausgleich hat es - aus 
bezirkseigener Initiative - zum Schuljahr 1994/95 nicht gegeben. 
Insoweit sind auch von den Bezirken - bis auf eine Ausnahme -
Überhanglisten, wie sie eigentlich von der Senatsverwaltung ftir 
Schule, Berufsbildung und Sport zur Organisation des SchuljahR 
res 1994/95 gefordert wurden, nicht geflihrt worden. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

ln Vertretung 

Ulrich Arndt 
Senatsverwaltung für Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 21. Juli 1995 
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Nr. 6189 
der Abgeordneten Dr. Irana Rusta (SPD) 
über Förderung des künstlerischen Nachwuchses 
in Berlin 

Ich frage den Senat: 

L Welches Konzept hat der Senat zur Förderung des künstleri­
schen Nachwuches im Bereich der darstellenden Künste und 
der Musik? 

2. Welche Konzepte und/oder Förderungsmöglichkeiten fU.r 
den künstlerischen Nachwuchs existieren an den Theatern 
und Konzerthäusern des Landes Berlin, und stehen ausrei­
chend Plätze tur Praktika zur VerfUgung? 

3. Wie bewertet der Senat die Situation und die Entwicklungs­
perspektiven fllr junge Künstler und Künstlerinnen in Ber­
lin? 

Berlin, den 22. November 1994 

Eingegangen am 24. November 1994 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6189 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Zu den Fördermöglichkeiten fLi.r den künstlerischen Nach­
wuchs gehören im Bereich der Schule 

1. die Carl-Philipp-Emanuei-Bach-Oberschule (Musikgymna­
sium), Mitte, die gleichzeitig eine gymnasiale Bildung und 
eine künstlerische Ausbildung, letztere durch Professoren 
und Lehrkräfte der Musikhochschulen (insbesondere der 
Hochschule für Musik ,.Hanns Eisler"), vermittelt und bei 
welcher alle Schülerinnen und Schüler zugleich Gasthörerin­
nen und Gasthörer der Musikhochschulen sind, und 

2. die Staatliche Ballettschule Berlin und Schule fLlr Artistik, 
die in acht Jahren parallel zur allgemeinen Schulbildung (von 
der 5. Klasse der Grundschule über die Realschule bis zum 
Abschluß der zweijährigen Berufsfachschule) zu Tänzern 
oder Artisten ausbildet und mit einer staatlichen Prüfung 
abschließt: Staatlich geprüfte/r Bühnentänzer I-in bzw. Staat­
lich geprüfte/r Berufsartist/-in. 

Im Bereich Wissenschaft und Forschung ist auf die entspre­
chenden Ausbildungsgänge an den Berliner Hochschulen hinzu­
weisen, die der musikalischen wie auch theatralischen Grundaus­
bildung dienen. Die Förderung des künstlerischen Nachwuchses 
im engeren Sinne im Bereich der darstellenden Künste und der 
Musik kommt in der Berufspraxis zur Anwendung, entweder aus­
bildungsbegleitend oder nach Abschluß der Hochschulausbil­
dung. In diesem Zusammenhang ist auch auf die allgemeinen 
befristeten Beschäftigungsmöglichkeiten an Hochschulen gemäß 
§ 57 b Abs. 2 Nr. 1 des Hochschulrahmengesetzes zu verweisen. 
Die hierfür an den Hochschulen zur VerfUgung stehenden Stellen 
für wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter dienen im all­
gemeinen auch der Weiterbildung des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Nachwuchses. 

Zu 2.: 

Im Bereich der Musiktheater werden folgende Förderungsmaß­
nahmen praktiziert: 

Alle drei Opernhäuser (Deutsche Oper Berlin, Deutsche Staats­
oper Berlin, Komische Oper) nehmenjunge Berufsanfänger in ihr 
Ensemble auf. Zwischen dem Friedrichstadtpalast und der Staat­
lichen Ballettschule Berlin, der Schule fU.r Artistik sowie der 
Hochschule für Musik ,.Hanns Eisler" findet eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit statt. Hervorzuheben ist die Ausbildung von ca. 
200 Kindern in den Bereichen Tanz, Gesang und Schauspiel im 
Rahmen seiner "Kinderrevue". Im Metropol-Theater werden 
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begabte Absolventen der Hochschule der Künste aufgenommen. 
In enger Zusammenarbeit mit dem Studiengang "Musical" der 
Hochschule der Künste präsentiert das Theater des Westens 
junge Talente im Rahmen des ,.Bundeswettbewerb Gesang'._ Alle 
Absolventen der Hochschule der Künste werden zu Auswahlver­
fahren eingeladen. Volontäre. Hospitanten und Schulpraktikan­
ten werden in allen Musiktheatern mit Erfolg eingesetzt und 
unterstützen den Theaterbetrieb. 

Im Bereich der Orchester steHt sich folgendes dar: 

Das Berliner Philharmonische Orchester übernimmt in exem­
plarischer Weise die Verantwortung zur Förderung des künstleri­
schen Nachwuchses durch die seit 20 Jahren bestehende Orche­
sterakademie des Berliner Philharmonischen Orchester e. V. Es 
werden Nachwuchskräfte über ein Probe-spiel vor Mitgliedern des 
Orchesters ausgewählt, welche später die Möglichkeit und Auf­
gabe haben, im Berliner Philharmonischen Orchester mitzuspic· 
Jen. Es handelt sich hierbei um eine bewährte Einrichtung mit 
sehr guten Ergebnissen. 

Neben der allen Orchestern vertrauten Praxis um Förderung 
junger, begabter Musiker sind bei dem Berliner Sinfonie-Orche­
ster die Zusammenarbeit mit der Hochschule fllr Musik ,.Hanns 
Eisler" (Konzerte des Hochschulorchesters, Kammeroperinsze­
nierungen mit Studenten, Preisträgerkonzerte) sowie die Veran­
staltungen im ,.Musikclub" des Schauspielhauses Berlin (Urauf­
flihrungsreihe für Kompositionsstipendiaten der Senatsverwal­
tung für Kulturelle Angelegenheiten, die Reihe "Früh übt sich" 
mit Berliner Musikschulen) und ab 1996/97 die Förderung von 
Nachwuchssolisten aus Rußland und Frankreich zu nennen. 

Das Symphonische Orchester Berlin steht der Hochschule der 
Künste und der Hochschule flir Musik "Hanns Eisler" bei "Reife-, 
Dirigenten- und Tonmeisterprüfungen" zur Verfügung. Es wer­
den jährlich zwei Kompositionsaufträge in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Komponisten-Verband vergeben. 

Das Deutsche Symphonie-Orchester Berlin vergibtjährlich sie~ 
ben Stipendien zusammen mit der Ferenc-Friscay-Gesellschafl. 

Für den Bereich der Darstellenden Kunst sind folgende Förder­
möglichkeiten zu nennen: 

An allen staatlichen und privaten Sprechbühnen finden im 
Rahmen der jeweiligen Möglichkeiten vielfaltige Aktivitäten zur 
gezielten Förderung des künstlerischen Nachwuchses statt. In 
Abhängigkeit von Größe, Profil und personellen Voraussetzun­
gen der einzelnen Häuser lassen sich insgesamt 5 Formen/Mög­
lichkeiten der Förderung erkennen: 

1. Gezieltes Engagement von Schauspiel-, Regie- und anderen 
Absolventen 

2. Gewährung von Hospitanzen und Assistenzen 

3. Einräumen von diversen Praktika 

4. Teilnahmemöglichkeit an Autorenwerkstatt und Workshops 

5. Ausbau und Intensivierung von Kontakten zu künstlerischen 
Hochschulen. 

Im carrousel-Theater ist die Förderung des künstlerischen 
Nachwuchses für das Kinder- und Jugendtheater alltägliche Pra­
xis. Die notwendige Verjüngung des Schauspietensembles fUhrt 
zu regelmäßigen Engagements von Schauspielabsolventen, die 
entsprechend dem künstlerischen Konzept des Hauses indivi­
duelle Entwicklungsmöglichkeiten erhalten. Ferner fOrdert das 
Theater junge Regisseure bereits während ihrer Ausbildung 
durch die Gewährung von Hospitanzen und Assistenzen und 
steht in engem Kontakt mit der Hochschule fU.r Schauspielkunst. 

An der Volksbühne sind zur Zeit im Ensemble 5 Absolventen 
der Ernst-Buseh-Schauspielschule beschäftigt und darüber hin­
aus 8 Jungschauspielerl-innen unter 30 Jahretl. Im Bereich der 
Werkstätten werden das Jahr über zwischen 10 bis 15 Prakti­
kant(en)-innen beschäftigt. 

Im Berliner Ensemble erhalten junge Regisseurinnen und 
Regisseure im Rahmen der Spielplandispositionen Gelegenheit 
für Inszenierungen. Desweiteren erteilt die vom Künstlerischen 
Direktor Reiner Müller geleitete Autorenwerkstatt Arbeitsauf­
träge fl.ir Theaterstücke an junge Autorinnen und Autoren. 
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Im Deutschen Theater/Kammerspiele sind jährlich zwischen 20 
und 25 Hospitanzen im Bereich Regie, Dramaturgie, Bühnenbild 
und Kostüm möglich, die jeweils die gesamte Probenzeit einer 
Inszenierung umfassen. Für das Deutsche Theater/Kammer­
spiele besteht eine Fördermöglichkeit in Form von Workshops 
dank der Mitgliedschaft in der Union des Theaters de l'Europe, 
die Workshops flir Schauspieler und andere am Theater in künst­
lerischen Berufen Beschäftigte anbietet. 

Das Maxim-Gork.i-Theater arbeitet in den Bereichen Regie und 
Dramaturgie regelmäßig mit Hospitanten und wird künftig regel­
mäßig mit der Hochschule "Ernst Buschu zusammenarbeiten, um 
den Schauspielstudenten Erfahrungen zu vermitteln und Auf­
trittsmöglichkeiten zu geben. 

Die Vergabe von Praktika flir Regie-, Bühnenbild- und 
Kostümassistenzen erfolgt regelmäßig durch die Schaubühne. 
Das Hebbeltheater verfolgt in dieser Hinsicht eine intensive 
Kooperation mit verschieden_en künstlerischen Hochschulen, 
Praktika und Hospitanzen bieten ebenfalls regelmäßig das 
Renaissance-Theater sowie je nach Möglichkeit auch die anderen 
Privattheater an. 

Bei der Schaubude Puppentheater Berlin ist die Erarbeitung 
und Präsentation von Studienarbeiten des Fachbereichs Puppen­
spiel der Hochschule "_Ernst Busch" fester BestandHeil der 
Bespielungskonzeption. 

In diesem Zusammenhang bleibt abschließend auch die unmit­
telbare Förderung des künstlerischen Nachwuchses über die För­
derung Freier Gruppen zu erwähnen. 

Zu 3.: 

Insgesamt zufriedensteHend. 

Berlin, den 19. Juli 1995 

Ulrich Roloff-Momin 
Senator flir Kulturelle Angelegenheiten 

Eingegangen am 26. Juli 1995 

Nr. 6196 
der Abgeordneten Renate Künast 
(Bündnis 90/Griine [AL)IUFV) 
über Alliierten-Museum: Dankes-Tempel oder 
Aufklärungsstätte? 

Ich frage de.n Senat: 

1. Teilt der Senat von Berlin die Auffassung, daß die zentrale, 
von der öffentlichen Hand getragene Ausstellung in Berlin 
über die Geschichte der Westmächte in. Berlin alle wesent~ 
liehen Aspekte von Politik und Alltag der (West· )Alliierten 
darstellen sowie eine kritische Würdigung vornehmen sollte? 

2. Falls ja, wie erklärt sich der Senat, daß die derzeit im ehema­
ligen Kino "Outpost" in Dahlem gezeigte Ausstellung des 
Deutschen Historischen Museums (DHM) mit dem Titel 
.,Mehr als ein Koffer bleibt- die Westmächte und Berlin 1944 
bis 1994" 
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- abweichende politische und militärische Eigeninteressen 
der Westmächte bei ihrer Berlin-Politik {z. B. Blockade­
Verhandlungen 1948/49. Vertrauenskrise 1961) nicht ver­
deutlicht~ 

- den Einfluß der Westmächte auf die bundesdeutsche und 
die West-Berliner Innenpolitik ausspart (z. B. Einfluß 
auf Bundesgesetzgebung wegen Übernahme-Vorbehalt; 
Schmücker-Afi1ire, Abschaffung der FreiwiHigen Polizei­
reserve usw.); 

- wichtige Personen der allüerten Nachkriegsgeschichte 
wie Peter Fechter (Maueropfer 1962) und Herbert J. Stern 
(Richter am US-Court of Berlin 1979) nicht einmal 
erwähnt; 
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- wichtige Aspekte bzw. das tatsächliche Ausmaß der 
Anwendung von Besatzungsrecht (Post· und Telefon­
überwachung, Verbot von Rüstungsproduktion und -han­
del, lgnorierung umweltrechtlicher Standards usw.) nicht 
darstellt; 

- die lnstrumentalisierung des Besatzungsrechts, sei es zur 
Rechtfertigung von Einsätzen Berliner Polizei oder zur 
·t'etweigexuug -von selbst minimalem Rechtsschutz der 
Berliner Bürger gegen alliierte Maßnahmen (gipfelnd in 
der offiziellen Erklärung des britischen Stadtkomman­
danten zum .. Mitglied der Regierung Deutschlands'\ d. h. 
zum Nachfolger der Dönitz-Nazi-Regierung) nicht kriti­
siert; 

- die elektronische Spionage (Radar, Sprechfunkaufklärung 
u. a.) durch Anlagen am Teufelsberg, in Marienfelde und 
an anderen Orten ignoriert? 

3. a) Treffen Presseberichte zu, nach denen Ern-·in Schabe, der 
im Herbst 1961 mehrere Monate von britischen Panzer­
spiDlerwagen auf seinem Schulweg aus der Exklave Eis­
keller nach Spandau eskortiert - und weltweit als "Frei­
heits-Kind" gefeiert- worden war, die vorgebliche Bedro­
hung durch DDR-Grenzer frei erfunden hatte (Berliner 
Zeitung vom 9. Mai 1994, S. 17)? 

b) Ist es außerdem zutreffend, daß nachdem Erwin Schabe 
den Behörden später die Wahrheit gestanden hatte, diese 
die Täuschung der Öffentlichkeit fortgeführt hatten? 

c) Wenn ja, warum wird erneut im Ausstellungssaal ein Foto 
des Schülers ErV~rin Schabe mit einem britischen Panzer­

- spähwagen - der außerdem im Freigelände ausgestellt 
wird- aus dem Jahre 1961 gezeigt, ohne den Schwindel 
aufzudecken? 

4. a) Treffen Medienberichte zu, nach denen die Guillotine. 
mit der in Berlin in den Jahren 1947 bis 1949 zwölfDelin~ 
quenten hingerichtet worden sind, entgegen einem Be­
schluß des Abgeordnetenhauses vom DHM als Dauer~ 
Ieihgabe an das Strafvollzugsmuseum in Ludwigsburg 
abgegeben worden ist (Berliner Morgenpost vom 11. Sep­
tember 1994, S. 15)? 

b) Ist es weiterhin zutreffend, daß das OHM eine zweite, 
"brandenburgische" Guillotine besitzt, aber gleichfalls 
nicht der Öffentlichkeit präsentieren will? 

5. Wie vertragen sich diese zahlreichen Mängel der Ausstellung 
mit den eigenen Ansprüchen des DHM an .,Ausführlichkeit, 
Genauigkeit, Darstellen von Brüchen, Verzicht auf Harmoni­
sieren" - so OHM-Direktor Prof. Dr. Stölzl in "Das Parla­
ment" vom 2./9. September 1994, S. 3? 

6. Ist es vorgesehen, oben genannte Defizite bei der endgülti­
gen Gestaltung des Museums aufzuarbeiten? Welche sonsti­
gen konzeptionellen Änderungen und/oder Erweiterungen 
sind geplant? Welche konzeptionellen Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten und praktische Zusammenarbeit existie­
ren hinsichtlich des Museums in Karlshorst? 

7. a) Wann ist mit der Wiedereröffnung bzw. endgültigen 
Gestaltung des Westmächte-Museums zu rechnen? 

b) Wie gro_ß is_td,i_e_derzeitige Ausstellungsfläche? Wie groß 
ist die zukünftige geplant? 

c) Was spricht gegen den Bereich des Flughafens Tempelhof 
- der mehr Platz böte, zentraler liegt und noch symbol­
trächtiger wäre - als endgültigen Standort der Ausstel~ 
lung? 

8. Welche Mittel haben jeweils das Land Berlin, der Bund und 
die Stiftung Deutsche Klassenlotterie Bertin ftir diese Aus­
stellung zur VerfUgung gestellt, welche sind zukünftig vorge­
sehen? Welche Mittel erhält das Museum in Karlshorst von 
den gleichen Institutionen? 

9. a) Sind dem Senat Forschungsprojekte bekannt, die auf 
Grund von zugänglich gewordenen Unterlagen der ehe­
maligen DDR-Regierung einschließlich des Ministeriums 
fllr Staatssicherheit sowie der ehemaligen DDR-Parteien 
und Massenorganisationen die Geschichte der Vier-
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Mächte in Berlin untersuchen? Wenn nein, wäre der Senat 
bereit, sokhe Forderungen zu unterstützen? 

b) Wie gestaltet sich die Offenlegungspraxis des Senats von 
Berlin, der Bundesregierung und der Regierungen der Vier­
Mächte hinsichtlich von Dokumenten zur Berlin-Politik und 
zum Besatzungsrecht in Berlin und Deutschland? Ist der 
Zugang flir Wissenschaft und Medien zu solchen Dokumen­
ten nach Beendigung des Vier-Mächte-Status Berlins und der 
beiden deutschen Staaten im Jahre 1990 erleichert worden? 

Berlin, den 28. November 1994 

Eingegangen am 29. November 1994 

Antwort (Schlnßbericht) anf die Kleine Anfrage Nr. 6196 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Nach Auskunft des Deutschen Historischen Museums soll das 
künftige AlliieJ;"ten-Museum alle Aspekte zur Geschichte der 
Westmächte in Berlin behandeln. Das DHM hat zur Erarbeitung 
der Ausstellung ,.Mehr als ein Koffer bleibt - die Westmächte 
und Berlin 1944 bis 1994" und zur Erarbeitung der künftigen 
Museumskonzeption eine unabhängige, internationale Experten­
kommission berufen, die den Aufbaustab des künftigen Alliier­
ten-Museums hierb~i inhaltlich unterstützt hat und weiter unter­
stützen wird. Der Senat hat und wird auch künftig keinen inhalt­
lichen Einfluß auf die Ausstellungsgestaltung nehmen. 

Zu 2.: 

Zur Ausstellungskonzeption "Mehr als ein Koffer bleibt - die 
Westmächte und Berlin 1944- 1994" hat das DHM folgendes aus­
geführt: 

Die Ausstellung bestand aus drei Abschnitten: 

- Die Dokumentationsausstellung informierte in Wort und 
Bild über den Ablauf der Geschichte und sollte dem Besu­
cher einen Orientierungsrahmen bieten, um die Zusammen­
hänge der internationalen Lage um Berlin im Verlauf der fast 
SOjährigen Präsenz nachvollziehen zu können. Ergänzt 
wurde die Dokumentation durch eine Reihe von Kurzvideos, 
indenengezielte wichtige Brennpunkte der Bedingeschichte 
aus alliierter Sicht dargestellt wurden. Eines dieser Kurzvi­
deos befaßte sich mit den Ereignissen um den 13. August 
1961, und dort wurde auch auf die Maueropfer eingegangen. 
In diesem Zusammenhang wurde auch das 0Dfer Peter Fech­
ter erwähnt und der Vorfall, der zur Erschießung Fechters 
flihrte, gezeigt. 

- Der zweite Abschnitt der Ausstellung zeigte anhand von 
Objekten die alliierte Präsenz in Berlin. Zum einen die inter­
nationalen Enklaven mit ihren zivilen und militärischen Ein­
richtungen. Zum anderen wurden jene alliierten Einrichtun­
gen dargestellt, in denen die vier Siegermächte gemeinsam 
im Westteil der Stadt agierten. 

- Der dritte Abschnitt schließlich bot im Freigelände um das 
Ausstellungsgebäude herum einen Blick auf eine Reihe von 
Großprojekten, die symbolisch auf die militärische Dimen­
sion der Auseinandersetzungen um Berlin hinweisen sollten. 

Die Ausstellung hat sich vorrangig auf das Thema "Die West­
mächte und Berlin" konzentriert. Im Vordergrund dieser Darstel­
lung stand dabei die Perspektive der Westmächte. 

Nach Auskunft des DHM soll die Geschichte der Alliierten in 
Berlin auf dem Hintergrund des erst jetzt zur Verfügung stehen­
den Archivmaterials weiter aufgearbeitet werden. Die Ausstel­
lung "Mehr als ein Koffer bleibt" war von vornherein als ein 
,.erster Schritt" im Hinblick auf die ktinfiige Dauerausstellung 
konzipiert worden. 

Das DHM bittet zu bedenken, daß bei der Erarbeitung der Aus­
stellung folgendes zu beachten war: 
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Einerseits mußte die jüngste Herlingeschichte aufgearbeitet 
werden, die nicht zuletzt dadurch gekennzeichnet war, daß viele 
Themenbereiche der militärischen Geheimhaltung unterlagen 
und deshalb gar nicht oder nur schemenhaft bekannt waren. Zum 
anderen stellten die Westmächte bei der Schließung ihrer Anla­
gen Objekte zur Verfügung, die wissenschaftlich erst bearbeitet 
werden mußten. Bei einem Zeitraum von knapp neun Monaten 
der flir die Konzipierung und Realisierung der Ausstellung zur 
Verfügung stand, war eine umfassende historische Aufarbeitung 
dieses Geschichtsabschnittes nicht möglich gewesen. 

Zu 3. a) bis c): 

Hierzu äußert sich das OHM wie folgt: "Das Geständnis" von 
Erwin Schabe ist nicht zuletzt durch die Recherchen der wis­
senschaftlichen Mitarbeiter, die die Ausstellungskonzeption erar­
beitet haben, an die Öffentlichkeit gelangt. Die der Anfrage 
zugrundeliegende wesentliche komplexere Frage ,.Was wußten 
die Alliierten von der Angelegenheit und von welchem Zeitpunkt 
an?" ist bislang nicht wissenschaftlich aufgearbeitet, und aus 
diesen Gründen sollten keine voreiligen Bewertungen zu dem 
Fall Schabe vorgenommen werden. 

Zu 4. a): 

Nach Auskunft des DHM ist es richtig, daß die .,Moabiter Guil­
lotine" als Leihgabe an das Strafvollzugsmuseum in Ludwigsburg 
mit Leihvertrag vom 20. September 1989 abgegeben wurde. Ein 
Beschluß des Abgeordnetenhauses von Berlin, welcher das Aus­
leihen dieser Guillotine verbot, ist nicht bekannt. Der Antrag der 
Fraktion (Bündnis 90/Grüne [ALj/UFV) vom 20. Oktober 1982, 
die Guitlotine in die Gedenkstätte Plötzensee zu überführen, 
wurde laut Beschlußempfehlung des Ausschusses fUr Kulturelle 
Angelegenheiten vom 25. April 1983 abgelehnt. Es wurde emp­
fohlen, sie zu einem späteren Zeitpunkt einem Geschichtsmu­
seum zur VerfUgung zu stellen. 

Zu 4. b): 

Hierzu fUhrt das DHM folgendes aus: "Es ist zutreffend, daß 
das Museum eine ,Brandenburgische Guillotine' besitzt, die 
bereits 1963 an das Museum flir Deutsche Geschichte gegeben 
wurde. Die Vermutung, das DHM wolle diese in der Öffentlich­
keit nicht präsentieren, triffi nicht zu. Das DHM verfUgt über sehr 
viel mehr historische Objekte als in seinen Ausstellungen gezeigt 
werden können. Sie werden jeweils dann gezeigt, wenn sie zur 
Interpretation eines Ausstellungsthemas benötigt werden". 

Zu 5.: 

Das DHM sieht keine Mängel an der Ausstellungskonzeption 
und Hihlt sich durch die zahlreichen Besucher (knapp 70 000) in 
seiner Auffassung bestätigt. 

Zu 6.: 

Das OHM antwortet hierzu wie folgt: "Bei der Ausstellung 
,Mehr als ein Koffer bleibt' handelt es sich um eine Vorlaufaus­
stellung. Die Dauerausstellung des noch zu gründenden Alliier­
ten-Museums wird konzeptionell -wie 1993 unter allen Beteilig­
ten vereinbart - in diesem Jahr von einer unabhängigen interna­
tionalen ExDertenkommission erarbeitet. Dabei wird bei der Kon­
zeption der Dauerausstellung im künftigen Alliierten-Museum, 
wie auch bei der Konzeption der Ausstellung im Museum Berlin~ 
Karlshorst auch, nach streng wissenschaftlichen Kriterien verfah­
ren werden. 

Wie vorstehend ausgeftlhrt, wird, wie zuvor beim Museum 
Karlshorst, auch beim Alliierten-Museum eine unabhängige 
Expertenkommission Konzeption und Ausstellungsdrehbuch 
erarbeiten. Beide Einrichtungen sind Bestandteil der Berliner 
Museumslandschaft. Die Zusammenarbeit ist konstruktiv und 
kooperativ." 

Zu 7. a): 

Wie das OHM bereits ausgeflihrt hat, wird die internationale 
Expertenkommission 1995 gemeinsam mit dem Aufbaustab flir 
das künftige Alliierten-Museum ein Konzept erarbeiten. Parallel 
dazu laufen die Verhandlungen zwischen der Bundesregierung 
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und den Regierungen von Frankreich, Großbritannien und den 
USA zur Gründung einer Trägerorganisation fllr das Museum. 
Von der Festlegung des inhaltlichen Konzeptes werden die räum­
lichen Notwendigkeiten abhängen. Frühestens können im Herbst 
1995 entsprechende Baupläne vorgelegt werden, um Baumittel 
für 1997 zu beantragen. Im Laufe des Jahres 1996 werden die kon­
kreten Vorbereitungsarbeiten für die Museumsausstellung lau­
fen. Je nach Umfang der Bauarbeiten könnte die Eröffnung des 
Museums 1998, anläßlich des 50. Jahrestages des Beginns derBer­
lin-B1ockade und der Luftbrücke. erfolgen. 

Zu 7. b): 

Die Ausstellungsfläche im ehemaligen Kinogebäude betrug 
rund 660m2; die Freifläche fllr die Großobjekte 1 600m2• Über 
den künftigen Raumbedarf kann erst nach Erarbeitung des end­
gültigen Museumskonzeptes entschieden werden. 

Zu 7. c): 

Der Flughafen Tempelhof wurde ursprünglich als zukünfiiger 
Standort für das Alliierten-Museum favorisiert~ konntejedoch auf 
Grund der dortigen Planungsunsicherheit (evtl. Standort fLir die 
Bundesgrenzschutz~Staffel) bei weiteren Überlegungen nicht 
mehr berücksichtigt werden. Hinzu kamen die Mietforderungen 
der Flughafen GmbH in einer nicht unerheblichen Höhe. 

Die Liegenschaft in der Clayallee wurde dagegen kostenfrei 
vom Bund zur VerfUgung gestellt. 

Zu 8.: 

Sowohl das Alliierten-Museum als auch das Museum 8erlin­
Kadshorst sind vom Bund geförderte Einrichtungen und erhalten 
keine Zuschüsse des Landes Berlin. 

Der Bundesminister des Innern hat zur Vorbereitung des Alli-
ierten~ Museums folgende Mittel zur Verfügung gestellt: 

1994 587 000,- DM 

1995 I 498 000,- DM 

für 1996 sind rund 2 500 000,- DM beantragt. 

Für die Ausstellung .. Mehr als ein Koffer bleibt" hat die Stif­
tung Deutsche Klassenlotterie Berlin Mittel in Höhe von 2.2 Mio. 
DM zur Verfügung gestellt. 

Für das Museum Berlin-K.arlshorst hat der Bundesminister des 
Innern folgende Mittel bereitgestellt: 

1995 1 738 000,- DM 

für 1996 sind I 509 OOO,c.. DM beantragt. 

Zu 9 a): 

Ja. Diesbezügliche Forschungsprojekte laufen gegenwärtig an 
der FU sowohl beim Lehrstuhl von Frau Prof. Dr. Helga Haften~ 
dom - Transatlantische Außen- und Sicherheitspolitik - als auch 
bei Prof. Dr. Manfred Wilke - Forschungsverbund SED~Staat. 
Darüber hinaus beschäftigt sich der .,Forschungsschwerpunkt flir 
wissenschaftliche Neuvorhaben mbH" (Tochtergesellschaft der 
Max-Planck-Gesellscha.ft), mit Sitz in Potsdam. mit oben genann­
ter Problematik. 

Zu 9. b): 

An dieser Stelle kann nur über die Offenlegungspraxis des 
Senats von Berlin informiert werden. 

Grundlage für den Umgang der Bundesregierung mit diesen 
Dokumenten bildet das Bundesarchivgesetz, die Regierungen der 
Vier-Mächte unterliegen ihrer eigenen Gesetzgebung. 

Die Unterlagen und Dokumente den Vier-Mächte-Status 
betreffend sind, soweit sie nicht flir die weitere Arbeit benötigt 
werden, in die Bestände des Landesarchivs Berlio. übergegangen 
und werden entsprechend den geltenden archivgesetzlichen 
Bestimmungen zugänglich gemacht, 

Im ,.Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut des 
Landes Berlin"'vom 29. November 1993 (Archivgesetz des Landes 
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Berlin) ist im § 8 eindeutig der Umgang mit Archivgut - zu dem 
auch oben genannte Unterlagen zählen - geregelt. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

Ulrich Ro I o ff ~Mo m in 
Senator für Kulturelle Angelegenheiten 

Eingegangen am 24. Juli 1995 

Nr. 6492 
der Abgeordneten Dr. Michaele Schreyer 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über Einnahmeerwartungen des Landes aus Verkäufen 
der Wohnungsbaugesellschaften 

Ich frage den Senat: 

1. Bestätigt der Senat, daß im Doppelhaushalt 50 Mio. DM 
(1995) bzw. 100 Mio. DM (1996) erwartete Einnahmen ent­
halten slnd, die laut Erläuterungen zum Haushaltsplan als 
"Sonderdividende" aus dem Verkauf von 15% der landes­
eigenen Wohnungen resultieren sollen? 

2. Wie viele Wohnungen müßten in den Jahren 1995 und 1996 
jeweils verkauft werden, um die Einnahmeerwartungen zu 
realisieren? 

3. Wie beabsichtigt der Senat die pauschale Einnahmeerwar­
tung auf die einzelnen Wohnungsbaugesellschaften zu ver­
teilen? 

4. Wie verteilt sich die Einnahmeerwartung aus "Di~·idenden 
aus der Beteiligung an Wohnungsbaugesellschaften" von 
40 Mio. DM (1995) bzw. 80 Mio. DM (1996) auf die einzelnen 
Geselischaften, und auf welcher Basis wird die pro Gesell~ 
schaft zu zahlende Dividende errechnet? 

5. Triffi es zu, daß einzelne Wo hnungsbaugesellsch.aften wie 
zum Beispiel die GeSoBau zur Erwirtschaftung auch dieser 
Dh·idende Wohnungtm verkaufen werden, oder geht der 
Senat davon aus, daß diese Dividende bei allen Gesellschaf­
ten aus dem normalen Geschäftsbetrieb erwirtschaftet wer~ 
den kann? Wie viele Wohnungen müßten gegebenenfalls 
zusätzlich veräußert werden, um auch diese Einnahmeerwar­
tung zu realisieren? 

Berlin, den 27. Februar 1995 

Eingegangen am 1. März 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6492 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Im Doppelhaushalt des Landes Berlin sind für 1995 ein Betrag 
von 90 Mio. DM und für 1996 ein Betrag von 180 Mio. DM ent­
halten, der von den städtischen Wohnungsbaugesellschaften als 
Dividende und als Sonderzahlung aufzubringen ist. Der den 
Geselischaften aufgegebene Verkauf von 15% ihres Wohnungs­
bestandes ist aus rechtlichen und wirtschaftlichen Gründen ein 
Prozeß, der mehrere Jahre beansprucht und in den Jahren. 1995 
und 1996 nicht vollständig zu realisieren sein wird und nicht 
beabsichtigt ist. Insoweit ist davon auszugehen, daß in diesen 
beiden Jahren die von den Unternehmen aufzubringenden 
Beträge nicht ausschließlich aus dem Verkauf von Wohnungen 
resultieren werden. Andere Einnahmemodelle werden deshalb 
zusätzlich diskutiert. 
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Zu 2.: 

Wie bereits unter 1. dargestellt~ sind die Einnahmeerwartungen 
nicht vollständig aus dem Verkaufvon Wohnungen zu realisieren. 
Im übrigen hängt die Beantwortung der Frage auch von der 
Marktlage ab, was eine Prognose erschwert. 

Zu 3.: 

Der Senat von Berlin hat auf der Grundlage eines Gutachtens 
ermitteln lassen, wie die von den Gesellschaften zu erbringenden 
Beträge nach vernünftigen wirtschaftlichen Maßstäben auf diese 
zu verteilen sind. Maßstab für den Verteilungsschlüssel ist die 
Gesamtvermögenslage (Stamm~/Grundkapital, Rücklagen, stille 
Reserven) der einzelnen Unternehmen. 

Zu 4. und 5.: 

In den Satzungen bzw. Gesellschaftsverträgen der einzelnen 
Unternehmen ist ganz überwiegend die Ausschüttung einer 
4 o/oigen Dividende auf das Stamm-/Grundkapital der Unterneh~ 
men festgeschrieben. Entsprechend der unterschiedlichen Kapi~ 
talausstattung der Gesellschaften schütten diese auch Dividen­
den in unterschiedlicher Höhe aus. 

Der Senat von Berlin geht davon aus, daß die Erwirtschaftung 
der 4 %igen Dividende überwiegend aus dem normalen Ge­
schäftsbetrieb der Unternehmen möglich ist. Die über die Divi­
dende hinausgehenden - entsprechend der Vermögenslage auf 
die Gesellschaften aufgeteilten - Beträge sollen überwiegend 
durch Grundstücksgeschäfte aufgebracht werden. 

Berlin, den 13. Juli 1995 

Nagel 
Senator flir Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 19. Juli 1995 

Nr. 6548 
des Abgeordneten Albert Ecker! 
(Bündnis 90/Grüne [ALI!UFV) 
über Staatsopernbesuch als Sicherheitsrisiko 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat die in der Publikumszeitschrift ,.vivace" 3/95 
der Staatsoper Unter den Linden veröffentlichte ,.Hausmit­
teilung" des Technischen Direktors der Staatsoper, Klaus W., 
bekannt, in der dieser unter anderem ausfUhrt, 

a) in den Sicherheitsschleusen zwischen Zuschauer- und 
Bühnenhaus fielen die Feuerschutztüren aus dem Mauer­
werk, und die Schlösser funktionierten nicht, 

b) die Fluchtwegtüren des Zuschauerhauses funktionierten 
nicht, Schlösser und Riegel seien defekt+ 

c) die Treppenhäuser des Bühnenhauses hätten keine 
Brandabschlüsse, 

d) die Rauchabzugsöffnungen funktionierten nur notdürf­
tig, 

e) in den Dekorationswerkstätten gebe es keine Brandmel­
deanlage, Brandschutztüren und Brandabschlüsse fehl­
ten, 

f) die gemeinsame Wassereinspeisung für Lösch- und 
Brauchwasser sei derartig oft geflickt, daß sie jederzeit 
platzen könne und im Gefahrenfall dann kein Löschwas~ 
ser zur VerfUgung stehe, 

g) Fluchtwege und Sicherheitszonen seien zum größten Teil 
nicht vorhanden, und Nottreppen existierten nicht in aus­
reichendem Umfang, 

h) in den Malersälen regne es durch das Dach auf die frisch 
gemalten Prospekte, 
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i) die Arbeitsbedingungen in den Kostümwerkstätten und 
fLir die Techniker entsprächen nicht den Mindestnormen 
der Arheitsstättenrichtlinien, 

j) die kleine Überschwemmung in der Konditorei bei der 
Silvestergala sei auf die noch immer erneuerungsbedürf­
tigen Abflußrohre zurückzuführen? 

2. Trifft die in der "Hausmitteilung" geäußerte Einschätzung 
zu, einzelne Abteilungen der Senatsverwaltung ft.ir Bau- und 
Wohnungswesen und ,,Kompetenzgerangel" verhinderten 
bislang ein Sanierungsprogramrn, oder handelt es sich auch 
um Mißmanagement der wohldotierten großen Intendanz, 
wenn noch nicht einmal die gravierendsten Sicherheitsm.änR 
gel beseitigt werden konnten? 

3. Teilt der Senat die Auffassung, daß die Intendanz der Staats­
oper, die ftir Millionen Bühnenbilder bauen läßt, den Etat 
überzieht und sich in in aufwendigen Publikationen feiert, 
grob fahrlässig gehandelt hat, wenn sie den sicherlich nicht 
zum ersten Mal geäußerten Hilferufen ihres Technischen 
Direktors keine Handlungen folgen ließ? 

4. Welchen Senatsverwaltungen waren die Sicherheitsmängel 
in der Vergangenheit bekannt, und warum sind sie nicht ein­
geschritten? 

5. Wie beurteilen die bezirkliehe Bauaufsichtsbehörde, die 
Eigenunfallversicherung des Landes Berlin, der TÜV Berlin­
Erandenburg und das Landesamt ft.ir Arbeitsschutz denjetziR 
gen Zustand? 

6. Istangesichts der vom Technischen Direktor der Staatsoper 
festgestellten Sicherheitsmängel der weitere Spielbetrieb 
ohne Sanierung überhaupt verantwortbar und rechtlich 
zulässig? 

7. Wann und durch welche Verwaltung werden die Mängel 
beseitigt? 

Berlin, den 15. März 1995 
Eingegangen am 16. März 1995 

Antwort (Schlußberichl) auf die Kleine Anfrage Nr. 6548 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Ja. 

Zu 2.: 

Nein. 

Zu 3.: 

Nein. 

Zu 4. bis 7.: 

Das Landesamt flir Arbeitsschutz, der TÜV und die Bauauf­
sicht des Bezirksamtes Mitte von Berlin fUhren regelmäßig ReviR 
sionen durch. Nur auf Basis dieser Revisionen ist ein Spielbetrieb 
überhaupt möglich. Die im Rahmen dieser Revisionen festgestell­
ten Mängel sind weitgehend beseitigt, bLw. die Beseitigung ist 
veranlaßt 

Seit 1991 sind in den Gebäuden der Deutschen Staats­
oper Bauunterhaltungsmaßnahmen in Höhe von insgesamt 
11 815 569,- DM durchgeflihrt worden. Die notwendigen Arbei­
ten werden fortlaufend weitergeführt, so daß von einem Stillstand 
zu keinem Zeitpunkt die Rede sein konnte. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Dr. Winfried Sühlo 
Senatsverwaltung flir Kulturelle Angelegenheiten 

Eingegangen am 13. Juli 1995 
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Nr. 6635 
der Abgeordneten Judith Demba 
(Bündnis 90/Grüue [AL]IUFV) 
über Berliner Deponiewirtschaft 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Deponien werden zur Zeit von der Märkischen 
Entsorgungsanlagen-Betriebsgesellschafl mbH (MEAB) und 
welche von den Berliner Stadtreinigungsbetrieben (BSR) 
bewirtschaftet bzw. betrieben (bitte einzeln auflisten)? 

2. Bis wann ist mit der Übernab.me der gesamten Berliner 
Deponien durch die MEAB zu rechnen? 

3. Nach welchen Vorgaben bzw. auf welcher Grundlage ist der 
derzeitige Entsorgungspreis von 130 DM/t fU.r die MEAB­
Deponien errechnet worden, und welche Abfallmengen sind 
dieser Rechnung zugrunde gelegt worden? 

4. Geht der Senat davon aus, daß der jetzige Preis von 
130 DM/t die notwendigen Sanierungskosten abdeckt? 
Wenn ja, worauf gründet diese Annahme? 
Wenn nein, welche weiteren Regelungen sind vorgesehen? 

5. Kann der Senat bestätigen, daß die BSR fllr die von ihr 
betriebenen Deponien, wie z. B. Schwanebeck, 200 DM/t zu 
entsorgenden Abfalls berechnet? 
Wenn ja, welche Begründung hat der Senat fllr die unterR 
schiedlichen Entsorgungskosten? 

6. Welche Rücklagen werden von der BSR fllr die Sanierung der 
von ihr betriebenen Deponien gebildet? 

7. Welchen Auslastungsgrad hat gegenwärtig die Sondermüll­
verbrennungsanlage Schöneiche? 

8. Ist dem Senat bekannt, daß Berliner Sonderabfälle außerhalb 
Berlins entsorgt werden? 
Wenn ja, um welche Abfalle handelt es sich, um welche Men­
gen, und wo werden diese entsorgt (bitte einzeln auflisten)? 

9. In welcher Höhe wurden vom Land Berlin im Jahrt: 1990 EntR 
sorgungsgebühren an wen gezahlt, und wofU.r sind diese vor 
bLw. nach der Währungsunion verwandt worden? 

10. Erhält das Land Berlin über die MEAB Anteile an der Branw 
denburgischen Abfallwirtschaftsgesellschaft (BAG)? 
Wenn ja, in welcher Höhe, und gab es eine Einflußnahme des 
Landes Berlin auf die Privatisierung der BAG? 

11. Gibt es Vertragsabschlüsse zwischen dem Land Berlin und 
der BAG bzw. von ihnen beauftragten Dritten? 
Wenn ja, um welche Vertragsabschlüsse handelt es sich? 

12. Ist dem Senat bekannt, daß vonseitender Staatsanwaltschaft 
gegen Beschäftigte und Verantwortliche der I. ein Ermitt­
lungsverfahren eingeleitet worden ist? 
Wenn ja, um welchen Tatbestand handelt es sich, und welche 
Aussagen kann der Senat zum Stand der Ermittlungen 
machen? 

Berlin, den 5. April 1995 

Eingegangen am 10. April 1995 

Antwort (Schlnßb4:'richt) auf die Kleine Anfrage Nr. 6635 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Von der Märkischen Entsorgungsanlagen-Betriebsgesellschaft 
(MEAB) werden zur Zeit die Siedlungsabfalldeponien SchönR 
eiche und Vorketzin, die Bauschuttdeponie Deetz und die Son­
derabfalldeponie Röthehof betrieben. 
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Die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) betreiben gegen­
wärtig die Siedlungsabfalldeponien Schöneicher Plan. Schwane­
heck und Wemsdorf. 

Zu 2.: 

Es ist zur Zeit noch nicht absehbar, bis wann mit der Über­
nahme der gesamten Berliner Deponien durch die MEAB zu 
rechnen ist, da bis heute noch keine Einigung zwischen den 
Beteiligten (MEAB/BSR) wegen der Übertragung der Betriebs­
rechte ftir die derzeit von den BSR betriebenen Deponien erzielt 
wurde. 

Zu 3.: 

Nach Auslaufen deS Langfristvertrages per 31. Dezember 1994 
wurde von der MEAB flir das Jahr 1995 auf der Grundlage 
betrieblicher Aufwendungen, Kosten für die Sicherung und 
Sanierung inklusive Rückstellungen und eines Sicherheitszu­
schlages ftir die Deponien sowie des Infrastrukturfonds flir die 
Anliegergemeinden ein aus ihrer Sicht kostendeckendes Depo­
nieentgelt unterbreitet. 

Im Ergebnis der Erörterung im Aufsichtsrat wurden auf der 
Grundlage von 1,05 Mio. t Siedlungsabfall, 1,00 Mio. t Bauschutt 
und 0,01 Mio. t Sonderabfall folgende Deponieentgelte beschlos­
sen: 

130,- DM/t Siedlungsbedarf 

18,- DM/t Bauschutt 

400,- DM/t SonderabfalL 

Zu 4.: 

Der Senat geht davon aus, daß der Preis von 130,- DM/t Sied­
lungsabfall auf der Grundlage des oben angegebenen Mengenauf­
kommens fU.r 1995 '!Uskömmlich ist. 

Zur Abslcherung der langfristig notwendigen Sicherungs- und 
Sanierungskosten sowie der Wirtschanlichkeit der MEAB wird 
ein wirtschafilich-technisches Gutachten über die MEAB und 
ihre Deponien (inklusive der BSR-Deponien) erstellt, in dessen 
Ergebnis u. a. auch verbindliche Aussagen zu kostendeckenden 
Deponieentgelten zu treffen slnd. Auf der Grundlage dieses Gut­
achtens werden die Deponieentgelte neu verhandelt. 

Zu 5.: 

Die BSR berechnen flir die Entsorgung von Abfallen generell 
202,- DM/t. In diesem Preis sind die erheblichen Kosten fUr den 
Betrieb der Umladestationen und den Transport zu den Deponien 
enthalten. 

Zu 6.: 

Für die Ertüchtigung und Sicherung/Sanierung der derzeit von 
den BSR betriebenen Deponien werden Investitionen/Rücbtel~ 
Iungen in Milliardenhöhe erforderlich, die bislang allerdings noch 
nicht abschließend ermittelt werden konnten. 

Zu 7.: 

Die Sonderabfall verbrennungsantage Schöneiche ist gegenwär­
tig zu etwa 80% ausgelastet. 

Zu 8.: 

Im Land Berlin sind im Jahre 1994 .rund 63 000 t besonders 
llberwachungsbedürftige AbHHle angefallen und entsprechend 
den Vorschrinen der TA Abfall den Entsorgungsanlagen zuge· 
fUhrt worden. 

Zu 9.: 

Für die Beseitigung der in Berlin (West) anfallenden Bau- und 
Siedlungsabfalle (einschließlich Transport der BauabHille) sind 
im Jahr 1990 folgende Zahlungen geleistet worden: 
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a) Vorauszahlung ftir das Jahr 1990 

b) Nachzahlung aus der Abrechnung 
des Jahres 1989 

c) Nachzahlung auf die Vorauszahlung 
auf Grund der Preisgleitklausel 

59 414 715,00 DM, 

26 856 063,13 DM, 

1 616 580,00 DM. 

Die Zahlungen wurden von den Befliner Stadtreinigungsbetrie­
ben (BSR) bzw. der Senatsverwaltung fUr Bau~ und "Wohnungs­
wesen über die FirmaBC Berlin-Consult GmbH der lntrac Han­
delsgesellschaft mbH überwies~n; der weitere Zahlungsgang bzw. 
Verbleib der Mittel ist hier nicht bekannt. 

Zu 10.: 

Oie Märkische Entsorgungsanlagen-Betriebsgesellschaft mbH 
(MEAB), an der das Land Berlin neben dem Land Brandenburg 
zu je 50% beteiligt ist, hat 1/ 3 der Anteile an der Brandenburgi­
schen Abfallwirtschaft-Gesellschaft mbH (BAG) gehalten. Dieser 
Geschäftsanteil ist mit Wirkung vom 1. Januar 1993 auf die Deut­
sche Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH übertragen worden. 

Zu 11.: 

Ein Vertragsabschluß zwischen dem Land Berlin und der BAG 
bzw. von ihnen beauftragten Dritten besteht nicht. Der Rahmen~ 
vertrag zwischen der MEAB und der BAG ist mit Ablauf des 
31. Dezember 1994 unwirksam geworden. 

Zu 12.: 

Die Staatsanwaltschaft II bei dem Landgericht Berlin ermittelt 
seit 1992 gegen Verantwortliche der Firma I. wegen des Vorwurfs 
des Betruges bzw. der Beihilfe zum Betrug zum Nachteil des 
Staatshaushaltes im Zuge der \Vährungsumstellung. Im Hinblick 
auf die laufenden Ermittlungen, die frühestens im nächsten Quar­
tal zum Abschluß gebracht werden können, sieht der Senat von 
näheren Angaben zum Verfahrensgegenstand ab. 

Ber1in, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 18. Juli 1995 

Nr. 6676 
des Abgeordneten Michael Cramer 
(Bündnis 90/Grüne [AL]/UFV) 
über Konsequenzen aus dem Ausbau der 
Charlottenburger Schleuse 

Ich frage den Senat: 

I. Ist dem Senat bekannt, wieviel Arbeitsplätze bei Baustoff­
handel K. und anderen Gewerbetreibenden durch den Aus­
bau der Schleuse Charlottenburg verloren gehen? Wieviel 
Gewerbesteuer entgeht dem Land durch einen möglichen 
Umzug der Fa. K. nach Brandenburg? 

2. Welche Kosten entstehen dem Land Berlin beim geplanten 
Neubau der Charlottenburger Schleuse durch die Bereitstel­
lung des Baugebiets gemäß Vertrag über den Ausbau der 
Wasserstraße Siemensstadt/Westhafen Vorgang NB 3364/38 
zwischen dem Deutschen Reich/Reichswasserstraßenver­
waltung und der Reichshauptstadt Berlin vom Jahr 1938? Ist 
das Land Berlin hier auch flir die Altlastensanierung und den 
Gebäudeabriß zuständig? 

3. Trifft es zu, daß nach einem Gutachten der WS D-Ost fLi.r die 
Charlottenburger Schleuse bis zum Jahre 2010 eine Steige­
rung des Verkehrsaufkommens von 1992 0,78 Millionentauf 
2,95 Millionen t prognostiziert wird und die Steigerungsrate 
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378% beträgt? Wie hoch sind die Steigerungsraten von 1992 
bis 1994? An welchen innerstädtischen Häfen sollen diese 
Güter entladen werden, und um welche Gutarten handelt es 
sich dabei? Wie hoch ist der Anteil der Charlottenburger 
Schleuse am Transitverkehr durch Berlin? 

4. Beabsichtigt das Land Berlin im Bereich des Westhafens 
einen modernen Containerumschlagplatz zu errichten? 
Wenn ja, wann ist der geplante Baubeginn und wann die Fer­
tigstellung? Wie hoch sind die Gesamtkosten? Wie viele der 
denkmalgeschützten Speicher müssen daft.ir abgeri5sen wer­
den, wann ist mit dem Abriß zu rechne.n? 

5. Welche Auswirkungen auf die innerstädtischen Häfen und 
Güterumschlagplätze werden die im Bau befindlichen 
Güterverteilzentren an der Peripherie der Stadt (z. B. 
Wustermark) haben? .. 

6. Stimmt es, daß flir einen Containertransport zum Westhafen 
Brücken mit einer Durchfahrbhöhe von mindestens 5,25 m 
notwendig sind? Hat die Mörschbrücke am Tegeler Weg eine 
derartige Durchfahrt!>höhe? Wenn nein, wann wird die 
Mörschbrücke abgerissen? Wer trägt die Kosten? Welche 
Auswirkungen hat eine möglicherweise notwendige Erhö­
hung der Fahrbahnen des Tegeler Wegs auf die Verkehrsver­
hältnisse am Jakob-KaiserMPlatz? 

7. Trifft es zu, daß durch den geplanten Neubau der Charlotten­
burger Schleuse und die geplante Spreebegradigung in der 
Zone 3 des Wasserwerks Jungfernheide, später auch bei der 
weiteren Vertiefung der Spee in der Zone 2, Baggerarbeiten 
am Spreegrund durchgefUhrt werden müsssen? Wird 
dadurch die dortige Kolmationsschicht zerstört, und kann es 
zu einem Einstrom von mit Bakterien und Schadstoffen bela­
steten Spreewasser in die Brunnen des Wasserwerks Jung­
fernheide kommen? Wie will der Senat dies verhindern? Für 
voraussichtlich wieviel Monale muß das Wasserwerk Jung­
fernheide während der Baggerarbeiten stillgelegt werden? 

8. Stimmt es, daß durch die beschriebene Zerstörung der Kol­
matlonsschicht bedingt, von der Pa. W. im Auftrag des Was­
serstraßenneubauamtes eine baubedingte Erhöhung des 
Grundwasserspiegels um bis zu 1,5 m errechnet wurde? 
Kann dies im Schloßpark Charlottenburg zu einer ernsthaf­
ten Schädigung bzw. zum Absterben der alten Bäume füh­
ren? Wie will der Senat dies verhindern? 

Berlin, den 13. April 1995 

Eingegangen am 20. April t 995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6676 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Von dem Neubau der Schleuse Charlottenburg sind gemäß 
dem lfd. Planfeststellungsverfahren zugrunde gelegten Plan 
Betriebe mil ca. 300 Arbeitskräften insgesamt betroffen. 

Bei einem erforderlichen Umzug dieser Betriebe wird der Senat 
im Rahmen seiner Möglichkeiten Beratungsangebote mit der 
Zielstellung abgeben, den Firmen weiterhin die Gewerbeausftih­
rung im Land Berlin zu ermöglichen. 

Zu 2.: 

Die entsprechend dem Vertrag von 1938 über den Ausbau der 
Wasserstraße Siemensstadt-Westhafen zwischen dem Deutschen 
Reich und der Reichshauptstadt ausgehenden Verpflichtungen 
des Landes Berlin sind im Kontext mit einer noch nicht erfolgten 
Zahlung eines Baukostenzuschusses durch den Bund zu bewer~ 
ten. Der finanzielle Abgleich der gegenseitigen Ansprüche ist 
noch nicht erfolgt. 

Die Übereignung der Grundstücksflächen an den Bund erfolgt 
ohne Gewähr für Güte und Beschaffenheit. 

11 



Abgeordnetenbaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Zu 3.: 

Nach den Erkenntnissen der Wasser- und Schiffahrtsdirektion­
Ost (WSD-Ost) wird eine Steigerung des Verkehrsaufkommens 
flir die Schleuse Char!ottenburg von 2,33 Mio. l (1992) auf 
4,40 Mio. t (2010) prognostiziert. 

Die Entwicklung des Gutaufkommens zwischen 1992 und 1994 
läßt sich anhand nachfolgender Zahlen beschreiben; 1992 wurden 
durch die Schleuse 15 512 Güterschiffe mit 2J22347 Ladungston­
nen, 1994 14 837 GüterschifTe mit 3 352 350 Ladungstonnen 
geschleust. Während die Anzahl der geschleusten Güterschiffe 
geringfügig geringer wurde, erhöhten sich die Ladungstonnen um 
über 40%. 

Für den Umschlag im innerstädtischen Bereich stehen in erster 
Linie der Ost- und der Westhafen zur Verfügung, Der Massengut­
charakterfür die Güterstruktur wird auch langfristig erhalten blei­
ben, wobei allerdings ein verstärkter Transport höherwertiger 
Güter, z, R im Bereich der Containerverkehre nach Bereitstel­
lung der erforderlichen Infrastruktur erwartet werden kann, Zum 
Anteil der ScbleusLCharlottenburg am Transitverkehr liegen 
keine Aussagen vor. 

Zu 4.: 

Die konzeptionellen Überlegungen zur Entwicklung des West­
hafens gehen von der Errichtung eines Containerterminals aus. 
Die Umsetzung dieser Vorstellungen erfolgt jedoch durch die 
Behala und nicht durch den Senat. Ein im Aunrag des Senats 
erstelltes Gutachten hat ergeben, daß die Errichtung eines Con­
tainerterminals ohne Abriß von denkmalgeschützten Gebäuden 
möglich ist. Über Bau beginn, Fertigstellung und Kosten'der Con­
tainerumschlaganlage liegen dem Senat keine Erkenntnisse vor. 

Zu 5.: 

Auf der Basis gutachterlieber Untersuchungen geht der Senat 
weiter davon aus, daß die vorhandenen und geplanten Häfen und 
Umschlagstellen in Berlin bzw. in der Region in ihrer Gesamtheit 
flir die wirtschaftliche Entwicklung erforderlich bleiben. 

Zu 6.: 

Die Durchfahrthöhe von Brücken muß für Containerverkehre 
mindestens 5,25 m belfagen, um einen ·zweilagigen Container­
transport zu ermöglichen. 

Die Mörschbrücke verfügt über diese Dun.:hfabrbhöhe nicht, 

Der Baubeginn der Mörschbrücke ist im Frühjahr 1998 vorge­
sehen, Die geschätzten Baukosten betragen ca, 20 Mio, DM, die 
vom Bund getragen werden. 

Auswirkungen auf die Fahrbahnverhäl~nisse am Jacob-Kaber­
Platz gibt es nicht. 

Zu 7.: 

Gemäß den im Planfeststellungsverfahren vorgelegten Unterla­
gen reicht der westliche Ausbaubereich in die Schutzzone III des 
Wasserwerkes Jungfernheide (entspricht Spree-Oder-Wasser­
straße - km 4,673). Die Schutzzone TI ist nicht betrofTen. 

Die Kolmationsschicht im Baugebiet wird zerstört; dadurch ist 
eine negative Beeinträchtigung des Grundwassers und auch der 
Brunnen des Wasserwerkes Jungfernheide nicht auszuschließen. 

Eine Verhinderung soll durch gezielte Errichtung und Betrei­
bung eines Meßnetzes fU.r Grundwasserstände und -güte gekop­
pelt mit Abwehrbrunnen erreicht werden. Eine entsprechende 
Planung erfolgt zur Zeit durch den Träger des Vorhabens, der 
auch Kostenträger sein wird, in Abstimmung mit der zuständigen 
Senatsdienststelle. Das Wasserwerk Jungfernheide soll zu Keiner 
Zeit außer Betrieb genommen werden. 

Zu 8.: 

Gemäß den vorliegenden Unterlagen ist mit einem zeitweisen 
Anstieg der Grundwasserstände bis zu 1,0 m zu rechnen. 

Zum Schutz des Schloßparks sowie dessen Baumbestand soilte 
ebenfalls, wie unter Frage 7 beschrieben, ein Meßnetz ftir die 
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Grundwasserbestände und darauf aufbauend der Betrieb von 
Abwehrbrunnen dienen. 

Diesbezügliche Untersuchungen werden zur Zeit im Auftrag 
des Wasserstraßen~Neubauarntes Berlin durchgeführt 

Zur Absicherung o. g. Punkte sind im Rahmen des Planfeststel­
lungs~_r_fub_r:ens ZJJm__N_~u_b__au der Schleuse Charlottenburg ent­
sprechende Auflagen formuliert worden. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

Nr. 6700 

In Vertretung 

Schmitt 
Senatsverwaltung fLlr Verkehr und Betriebe 

Eingegangen am 20. Juli 1995 

des Abgeordneten Amold Krause 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über Informations-Datenbank • Berlin # 
Ich frage den Senat: 

1. Wie hat sich das Seitenangebot und die Zahl der monat­
lichen Seitenabrufe der Berliner Datex-J-Dienst (DxJ) -
Datenbank seit 1993 entwickelt? 

2, Wie haben sich die personellen und materiellen Ressourcen 
für die Bereitstellung der Informationen fU.r die Informati­
ons-Datenbank Berlin und die Organisation der ONLINE­
ürgerberatung seit 1993 entwickelt? 

3. Hält der Senat an seiner Absicht fest, "aufgrund der steigen­
den Nutzungszahlen, der grundsätztich positiven Erfahrun­
gen, der gestiegenen Erwartungen der Nutzer auf einen Aus­
bau der Datenbank und des Interesses verschiedener Verwal­
tungen, aktuelle Informationen per DxJ/Btx anzubieten", 
das vorhandene Programmangebot .tu aktualisieren und zu 
vervollständigen? 

4. Welches Ergebnis hat die mit Schreiben vom 29, April 1994 
von der Senatsverwaltung fUr Inneres ("Rote Nr."' 1646 A) an 
den)I.au.P..taus~.t;::httß. an.gekündigte Festlegung von Kontin~ 
genten an Seiten flir Senats- und Bezirksverwaltungen und 
deren nachgeordneten Einrichtungen? 

5. Wekhes Ergebnis hat die mit gleichem Schreiben ebenfalls 
angekündigte Prüfung, wo die zentrale Redaktion angesie­
delt wird und wie diese mit Personal- und Sachmitteln ausge­
stattet wird? Wie ist die derzeitige Ausstattung der DxJ­
Redaktion, was steht ihrer Ansiedlung beim Presse- und 
Informationszentrum entgegen? 

6. Für welche Teile des Informationsangebotes werden welche 
Einnahmen erzielt, flir welche Teile des Informationsange­
botes hält der Senat künftig die Berechnung von Gebühren 
für möglich oder geboten? Woran scheiterte gegebenenfalls 
bisher die Berechnung von Gebühren? 

7. Gibt es Interessenten für die Plazierung von Werbung in der 
Informations-Datenbank Berlin, und was steht einer Mit­
finanzierung dieser Datenbank durch ·werbung gegebenen­
raus entgegen? 

8. Welche Einsparungen sind durch den Ausbau der "elektroni­
schen Öffentlichkeitsarbeit" in anderen Bereichen der Ver­
waltung zu erwarten? 

9. Wann werden die Berlinerl-innen und ihre Gäste in den 
Genuß kommen, Fahrplaninformationen nicht nur für die 
öffentlichen Verkehrsmittel z. 8. in Köln, München und 
Bonn, sondern auch in Berlin über DxJ abrufen können? 

10. Plant der Senat einen Zugang zum geplanten Berliner Ver­
bund der öfTentlichen Bibliotheken und damit zu den Kata­
loginformationen über DxJ? Wenn ja, wann, wenn nein, 
warum nicht? 
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11. Wann wird ein Einblick in die Berliner Volkshochschulange~ 
boteüber DxJ möglich, wann die Bul,;hung von Lehrgängen? 
Welche Widerstände gibt es noc.:h dagegen? 

12. Wann wird der Senat die Voraussetzungen schaffen, zumin­
dest Teile des Angebotes als Tele-Software zur VerfUgung zu 
stellen? 

13. Welche weiteren elektronischen Informations- und Dialog~ 
angebote neben DxJ bietet der Senat gegenwärtig oder künf­
tig der Öffentlichkeit an? 

Berlin, den 25. April 1995 
Eingegangen am 28. April 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kll.'inc Anfrage Nr. 6700 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Der Umfang des Informationsangebotes der Informations-
Datenbank Berlin hat sich folgendermaßen entwickelt: 

1993 rund 5 000 Informationsseiten 
1994 rund 10 000 Informationsseiten 
1995 rund 12 000 Informationsseiten 

Auf der Basis der Datex-P-Abrechnungen der Telekom (bis 
Ende 1994) und der Telekom-Abrufstatistik (ab 1995) ergibt sich 
die folgende Entwicklung der monatlichen Seitenabrufe: 

1993 rund 38 500 Seitenabrufe 
1994 rund 92 200 Seitenabrufe 
1995 (einschließlich Juni) rund 198 000 Seitenabrufe 

Zu 2. 
Die personellen Ressourcen umfaßten bzw umfassen: 

1993 Stelle A 12 
Stelle A 10 

0,5 Stellen Vgr. Vll 

1994 0,5 Stellen A 12 
0,5 Stellen A 10 
0,5 Stellen Vgr. VI! 

1995 0,5 Stellen A 12 
1,0 Stellen A 10 
0,5 Stellen Vgr. Vll 

Mittel für Hard- und Software-Erweiterungen wurden nicht ver~ 
anschlagt. 

Zu 3. 

Auf Grund der ständig steigenden Nutzung des PC's als 
.,Online-Terminal" auch in privaten Haushalten hält der Senat die 
Erweiterung - und die damit verbundene Aktualisierung - der 
Datenbank~Informationen für sinnvoll. 

Insbesondere sprechen folgende Aspekte für eine Erweiterung 
der interaktiven Informations- und Kommunikationsmöglichkei­
ten fUr den Bürger und die Wirtsd1aft: 

- Die Berliner Verwaltung gibt ,.rund um die Uhr Auskunft". 

- Im Gegensatz zu gedruckten Informationen können stets 
aktuelle und auch tagesaktuelle Informationen angeboten 
werden. 

- Die Interaktions-Möglichkeiten dieses Online~Dienstes 
sprechen besonders die jüngere Generation der Computer~ 
Besitzer an und können so zu einer positiven Erfahrung mit 
.,der Verwaltung" beitragen. 

Für viele Btx/Dx;j-Nutzer ist es inzwischen normal, 
Geschäfte des täglichen Lebens ,.oniine" abzuwickeln. Zwi-
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sehen 12- und 14-Millionen Verbindungsaufbauten monat­
lich zum Btx-System bestätigen dies eindrucksvoll. Die Ver­
waltung kommt den Nutzern auf dlesem Weg entgegen. 

Zu 4. 

Den Berliner Verwaltungen wurde bisher kein Angebot zur 
systematischen Aufnahme von Fachinformationen, deren Pflege 
der Eigenverantwortung der jeweiligen Verwaltung obliegt (Kon­
tingente), unterbreitet. Die Informationsakquisition - fUr klei­
nere neue Programmteile - und Bestandspflege ist Aufgabe der 
Btx~Redaktion. Die personellen Kapazitäten lassen derzeit wei­
tere Aktivitäten nicht zu. 

Zu 5. 

Die zuständigen Senatsverwaltungen bereiten die Konzeptent­
wicklung eines integrierten Informations- und Kommunikations­
systems fLir Berlin vor, das neben dem Datex.~J~Dienst der Berli­
ner Informations-Datenbank auch alle anderen relevanten elek­
tronischen Informationsdienste umfassen wird. Das Ergebnis 
wird die Basis für die weitere Aufgabenstellung und organisatori­
sche Anhindung der Informations-Datenbank Berlin bilden. 

Zu der personellen Ausstattung der Datex-J/Btx-Redaktion 
siehe Punkt 2. Sachmittel wurden nicht veranschlagt. 

Zu 6. 

Derzeit werden Einnahmen in Form von Anbietervergütungen 
für die wöchentlich erscheinenden öffentlichen Ausschreibungen 
aus dem Amtsblatt fU.r Berlin in Höhe von 1,- DM pro Ausschrei­
bung erhoben. Die dadurch erzielten Einnahmen schwanken zwi­
schen 150~- DM und 500,- OM monatlich. Denkbar ist zu gege­
bener Zeit die Erhebung einer zeitabhängigen Anbieterver,sütung 
fti.r alle Nutzer der Datenbank. Weiterhin werden derzeit Uberle­
gungen zu einer Erhebung von Gebühren für den Abruf von Pro­
grammteilen als Telesoftware angestellt. 

Zu 7. 

Interessenten, die ihre Werbung in der Informations-Daten­
bank plazieren möchten, sind bekannt. Beabsichtigt ist, noch in 
diesem Jahr Werbung, unter Berücksichtigung nachfolgender 
Aspekte, zur Mitfinanzierung zuzulassen: 

- Die Werbung muß der Würde und Widmung der öffent­
lichen Einrichtungen entsprechen, 

- Auszuschließen ist Werbung. 

- die gegen rechtliche Bestimmungen oder das öffentliche 
Wohl verstößt, 

religiösen oder politischen Inhalts, 

- deren Inhalt oder Aufmachung gegen die guten Sitten ver­
stößt, marktschreierisch und aufdringlich wirkt, 

- fllr Sucht- und Genußmittel (Drogen, Alkohol, Nikotin). 

Die Werbung muß mit dem sichtbaren Vermerk "Anzeige" 
gekennzeichnet sein. 

Zu 8. 

Gegenwärtig sieht der Senat keine unmittelbaren Einsparun~ 
gen durch die elektronische Öffentlichkeitsarbeit. AHerdings ist 
bereits heute von mittelbaren, nicht zuordnenbaren Einsparun­
gen allein durch die Tatsache auszugehen, daß die Datenbank­
Nutzer Informationen ontine abrufen und damit keine Zeit der 
Sachbearbeiter flir persönliche oder telefonische Auskunftsertei­
lung mehr benötigen. 

Mittelfristig können die Auflage von Broschüren und Informa­
tionsmaterial - zumindest für bestimmte Fa,hbereiche - erheb­
lich reduziert und damit weitere beträc.:htliche Einsparungen 
erzielt werden. 

Zu 9. 

Ein entsprechendes Datex-J/Btx-Programm anzubieten Hegt in 
der Verantwortung der BVG. 
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Zu 10. 

Ja. Die Ausschreibung flir den Verbund der Öffentlichen 
Bibliotheken wird noch 1995 erfolgen. Wann ein KatalogzugriiT 
über Datex-J/Btx möglich sein wird, ist vom Ergebnis der Aus­
schreibung abhängig. 

Zu 11. 

Zur Zeit können nur allgemeine Informationen zu Anmelde­
verfahren, Entgeltordnung, Abschlußmöglichkeiten und andere 
allgemeine Informationen der Volkshochschulen, nicht jedoch 
deren vollständiges Kursangebot über Datex-J/BLx in der Infor­
mations-Datenbank Berlin abgerufen werden. 

Die technischen Voraussetzungen zur Aufnahme und Nutzung 
des gesamten Leistungsangebotes der Volkshochschulen über 
Datex-J/Btx bestehen zur Zeit nicht; eine manuelle Datenerfas­
sung und Pflege des umfangreichen Programmangebotes ist mit 
einem vertretbaren Aufwand nicht möglich. Es wird von der 
Senatsverwaltung fLir Schule, Berufsbildung und Sport geprüft, 
ob mit Einführung eines EDV-gestUtzten Verwaltungsverfahrens 
an den Volkshochschulen eine Verk.nüpfung mit Datex-J/Btx 
möglich und sinnvoll ist. Die Einführung eines sokhen Ver­
waltungsverfahrens ist geplant; marktgängige Software wird zur 
Zeit getestet. Wegen finanzieller Engpässe wird diese EinfLi.hrung, 
abgesehen von einigen Tests, noch eine geraume Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Zu 12. 

Es ist vorgesehen, ab 1. September 1995 Teile der Informations­
Datenbank als Telesoftware anzubieten. 

Zu 13. 

Einige Programmteile der Info-Datenbank werden, in Koopera­
tion mit zwei Internet~Providern, im Internet (www) angeboten. 
Des weiteren wird sich der Senat an der pilotartigen Einftlhrung 
des .. Digital Audio Broadcasting (DAB), des digitalen Rundfunks, 
zur .,Internationalen Funkausstellung 1995" mit Text- und Bildin­
formationen aus dem Bestand der Info-Datenbank beteiligen. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

Prof. Dr. Hecketmann 
Senator für Inneres 

Eingegangen am 24. Juli 1995 

Nr. 6713 
des Abgeordneten Arnold Kranse 
(Bündnis 90/Grüne [AL)/VFV) 
über Bauprogramm Straßenbeleuchtung 1995 

Ich frage den Senat: 

1. Auf welchen Straßen und Plätzen wird 1995 die Elektro­
beleuchtung auf Gasbeleuchtung umgestellt? Wieviel 
Leuchten werden dabei jeweils demontiert, wieviel neu ein­
gebaut? 

2. Ist trotz des knappen Haushalts 1995 eine Umstellung der 
Straßenbeleuchtung von Oas auf Elektroenergie geplant? 
Wieviel Masten sind davon betroffen? 

3. Aufwelchen Straßen und Plätzen wird 1995 die Gasbeleuch­
tung verbessert 
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a) durch die Aufstellung zusätzlicher Gaslaternen und 
b) durch Erhöhung der Zahl der Glühkörper im Zuge von 

Neu- und Ersatzmaßnahmen entsprechend dem Be­
schluß des Abgeordnetenhauses aus dem Jahre 1992? 

Wieviel Masten sind jeweils davon betroffen, wie hoch sind 
jeweils die Kosten? 

Drucksache U/5811 

4. Auf welchen Straßen werden 1995 im Zuge von Neu- und 
Umbau straßenweise vorhandene elektrische Lichtmasten 
durch neue ersetzt? Wieviel Masten sind davon betroffen? 

5. Trifft es zu, daß die Demontage von Gaslichtmasten im Zuge 
von Elektrifizierung_en mit Haushaltsmitteln finanziert wer­
den, die für Neu- und Ersatzbau der Gasbeleuchtung geplant 
sind. wenn ja, warum und zu welchen Kosten? 

6. Gibt der Senat der Gasbeleuchtung öffentlicher Straßen und 
Plätzeangesichts der Gaspreisentwicklung und der Möglich­
keit zur Energieeinsparung durch Wiedereinfli.hrung der 
Nachtsparschaltung wieder eine Chance? 

Berlin, den 4. Mai 1995 

Eing~gangen am 8. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6713 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Elektrische Straßenbeleuchtungsanlagen werden nicht auf Gas­
beleuchtung umgestellt. 

Zu 2: 

Nein. 

Zu 3: 

Eine Verbesserung wird 1995 nicht vorgenommen. 

Zu 4: 

Diese Frage kann erst am Ende des Jahres beantwortet werden, 
da wegen der geringen Haushaltsmittel sowohl im k.onsumliveo 
wie im investiven Bereich Bauvorhaben dieser Art entsprechend 
dem Baufortschritt im Straßenbau durchgeführt werden. 

Zu 5: 

Alle Arbeiten an der Gasstraßenbeleuchtung werden - sofern 
beauftragt- aus dem Titell2 00/720 15 ."Umbau von Gasbeleuch­
tungsanlagen" bezahlt, also auch im Zuge von Umbauten eventu­
elle Demontagen. Die diesjährige Auftragssumme beträgt 
1,657 Mio. DM. 

Zu 6: 

In Fällen einer vorhandenen höheren Glühkörperbestückung 
der Leuchten, ja. 

Berlin, den 13. Juli 1995 

Nagel 
Senator für Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 24, Juli 1995 

Nr. 6714 
des Abgeordneten Arnold Kause 
(Bündnis 90/Grüne [AL)IUFV) 
über Wiederverwendung ausgebauter Gaslichtmasten 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel noch funktionsfähige Guß-Lichtmasten und wieviel 
Gußstahl-Lichtmasten für Gasbeleuchtung sind aus Ostberli~ 
ner Straßen bisher ausgebaut und zwischengelagert worden? 
Wie hoch waren 1994 die Zwischenlagerkosten? 
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2. Wieviel Gaslichtmasten stehen noch in Ostberliner Straßen, 
die inzwischen elektrisch beleuchtet werden? Wieviel dieser 
Gaslichtmasten sollen 1995 insgesamt ausgebaut werden? 

3. Welche Konzepte hat der Senat bezüglich der Verschrottung, 
der Veräußerung und der Verrettung auf nicht überdachten 
Lagerplätzen von grundsätzlich wiederverwertbaren Gas~ 
Iichtmasten? 

4. Wieviel kostet eine Elektroleuchte, die einer historischen 
Gasleuchte (z. B. des verzierten Gaslichthängekandelabers 
vorn Typ "Kleiner Galgen") nachgestaltet ist? 

Berlin, den 4. Mai 1995 
Eingegangen am 8. Mai 1995 

Antwort (Schlußbcricht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6714 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Es sind bisher 120 Guß~ bzw. Guß-Stahlmaste der Gasstraßen~ 
beleuchtung ausgebaut und zwischengelagert worden. Die 
Kosten der Zwischenlagerung betrugen 1994 ca. 5 000,- DM. 

Zu 2: 

Zur Zeit stehen noch etwa 900 Gaslichtmaste aller Art im Ost­
Teil der Stadt. Bisher wurden in diesem Jahr 220 Stück ausgebaut. 

Zu 3: 

Grundsätzlich wiederverwendbar sind Guß~ bzw. Gußstahlma­
ste. Diese werden nicht verschrottet~ sondern flir Schadensfalle 
der Gasbeleuchtung wiederverwende.t. Witterungseinflüsse 
durch die Lagerung im Freien sind nicht gegeben. 

Zu 4: 

Die Kosten betragen etwa 4 000,- DM. 

Berlin, den 12. Juli 1995 

Nagel 
Senator flir Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 18. Juli 1995 

Nr. 6715 
des Abgeordneten Ismail H. Ko~an 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über Abschiebegewahrsam fdr Frauen 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Frauen befanden sich am 30. Apri11995 in welchen 
Abschiebegewahrsam (bitte aufgeschlüsselt nach Nationali­
täten)? 

2. Wie lange dauerte die längste Abschiebehaft im Jahre 1994 in 
welchem Abschiebegewahrsam ftlr Frauen? 

3. Welches sind die überwiegenden Gründe den .,illegalen" 
Aufenthalt der in den Abschiebegewahrsam befindlichen 
Frauen? 

4. Werden ausländische Frauen in Abschiebehaft genommen 
und abgeschoben, die auf Grund falscher Versprechungen 
nach Berlin gelockt oder eingeschleust wurden und hier ohne 
legalen Aufenthaltsstatus zur Prostitution gezwungen wer~ 
den. wenn sie diese Tatsachen anzeigen möchten und 
dadurch ihr .,illegaler" Aufenthalt bekannt wird? 

5. Wekhe Möglichkeit haben ausländische Frauen ohne lega­
len Aufenthaltsstatus, die auf Grund falscher Versprechun-
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gen nach Berlin gekommen sind und hier zur Prostitution 
gezwungen werden oder die auf Grund von Eheversprechun­
gen, bei denen in den einschlägigen Annoncen den interes­
sierten deutschen Ehemännern bei "Nichtgefallen" ein 
,.Umtauschrecht" garantiert wird, ohne sich selbst zu gefahr­
den oder ihre Abschiebung zu forcieren, Anzeige zu erstat­
ten, damit den Zuhältern und Menschenhändlern das Hand­
werk gelegt wird? 

6. Befanden sich unter den Frauen in den Abschiebegewahr­
samen auch sokh~, die im Zuge des Familiennachzuges nach 
Berlin gekommen waren und die ,.eheliche Lebensgemein­
schaft" auf Grund von Mißhandlungen durch den Ehepart­
ner vor Ablauf der im Ausländergesetz vorgesehenen Vier~ 
jahresfrist verlassen haben? 

7. Wie viele ausländische Frauen können von der in der 
Abschiebehaft tätigen Sozialarbeiterin, die gleichzeitig auch 
ftlr alle männlichen Insassen in den Abschiebegewahrsamen 
zuständig ist, wöchentlich betreut werden, und ist bei drin­
gendem Bedarf eine sofortige Betreuung der Frauen durch 
die Sozialarbeiterin möglich? 

8. Plant der Senat die Einstellung einer weiteren Sozialarbeite­
rin fllr die Betreuung der ausländischen Frauen in der 
Abschiebehaft? 

9. Wurden im Jahr 1994 schwangere Frauen in Abschiebehaft 
genommen, und wurde gegebenenfalls bei Bekanntwerden 
einer bestehenden Schwangerschaft ihre sofortige Entlas­
sung veranlaßt? 

10. Wie alt sind die Kinder von Müttern, die von 1994 bisjetzt in 
Abschiebehaft genommen wurden? 

Berlin, den 4. Mai 1995 
Eingegangen am 8. Mai 1995 

Antwort {Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6715 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Am 28. Aprill995 (Freitag) befanden sich insgesamt 52 Frauen 
in Abschiebehaft. Nähere Angaben können nicht gernacht wer­
den. Allgemein ist jedoch zu erkennen. daß es sich überwiegend 
um Frauen aus den osteuropäischen Staaten handelt. 

Zu 2.: 

1994 befand sich eine chinesische Staatsangehörige fUr unge­
fähr sechs Monate in Abschiebehufi in der Justizvollzugsanstalt 
fti.r Frauen Berlin. 

Zu 3.: 

Illegaler Aufenthalt liegt vor, wenn sich der Ausländer ohne 
erforderliche Aufenthaltsgenehmigung im Bundesgebiet aufuält. 
Genauere Erhebungen über die Gründe ftir den illegalen Aufent­
halt werden nicht gefLihrt. 

Zu 4.: 

Ein Ausländer ist stets dann abzuschieben und erforderlichen­
falls vorher in Abschiebungshaft zu nehmen, wenn er vollziehbar 
zur Ausreise verpflichtet ist und innerhalb der ihm gesetzten Ausw 
reisefrist nicht freiwillig ausgereist ist. Frauen, die bereit sind, in 
Menschenhandelsprozessen als Zeuginnen aufzutreten, kann auf 
Wunsch der Staatsanwaltschaft die Ausreisefrist verlängert oder 
eine Duldung erteilt werden. 

Bislang existiert im Gegensatz zur Praxis in einigen anderen 
Bundesländern wie z. B. in Sachsen-Anhalt und in Nordrhein­
Westfalen keine generelle Regelung in bezug auf den Abschiebe­
schutz des vorgenannten Personenkreises. 

Zu 5.: 

Ausländische Frauen ohne legalen Aufenthaltsstatus haben die 
Möglichkeit, sich an im Bereich Menschenhandtd und Zwangs-
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prostitution einschlägige Beratungsstellen zu wenden, die die 
Frauen beraten und sie gegebenenfalls während eines Prozesses 
begleiten (Ban-Ying, Hydra). Des weiteren können die Frauen in 
einer Wohnung fLir gefilirdete ausländische Frauen Zuflucht 
finden. Ebenso dienen die Beratungsstellen fLir sexuell übertrag­
bare Erkrankungen sowie Aids in sechs Berliner Bezirken als 
Anlaufstellen, die kostenlose und anonyme Beratung und medizi­
nische Untersuchung bieten. 

Die Landeskommission .,Berlin gegen Gewalt", ein Gremium 
auf Staatssekretärsebene. hat zur wirkungsvolleren Bekämpfung 
von Frauenhandel im Juni 1995 die Einrichtung einer 
Fachkommission .,Frauenhandel" beschlossen. 

Zu 6.: 

Entsprechende Erkenntnisse liegen nicht vor. 

Zu 7.: 

Die Zahl der durch die Sozialarbeiterin betreuten auslän­
dischen zur Ausreise verpflichteten Frauen ist statistisch nicht 
erfaßt und kann deshalb nicht genannt werden. Jedoch steht die 
im Abschiebegewahrsam tätige Sozialarbeiterin selbstverständ­
lich auch den Frauen zur Verfli:gung. 

Zu 8.: 

Für die gesonderte Betreuung ausländischer Frauen wird keine 
zusätzliche Stelle fLir eine Sozialarbeiterin bereitgestellt. Für 1997 
wirdjedoch geprüft, ob die Einrichtung einer zweiten Sozialarbei­
terstelle für das Abschiebegewahrsam Grünau zu.beantragen ist. 

Zu 9.: 

Im Jahre 1994 wurden schwangere Frauen in Abschiebehaft 
genommen, allerdings werden diese nicht gesondert statistisch 
erfaßt, so daß über die genaue Anzahl keine Angaben gemacht 
werden können. 

Wird bei einer Abschiebegefangenen eine Schwangerschaft 
festgestellt~ stellt der flir die Frauenhaftanstalt zuständige Gynä­
kologe einen Mutterpaß aus und setzt gegebenenfalls Vorsorge­
untersuchungen an. Eine bestehende Schwangerschaft fUhrt in 
der Regel dann zur Entlassung, wenn die Schwangere sich bereits 
in der gesetzlichen Mutterschutzfrist befindet, weil dann ein tat­
sächliches Abschiebehindernis vorliegt. 

Zu 10.: 

Dem Senat ist nicht bekannt, daß überhaupt Kinder in Abschie­
behaft waren, da Mütter mit Kleinkindern grundsätzlich nicht in 
Abschiebungshaft zu nehmen sind. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Nr.6723 

Hecketmann 
Senator für Inneres 

Eingegangen am 19. Juli !995 

der Abgeordneten Christel Zuchowski (CDU) 
über Abfallenlsorgung in Berlin-Kiadow 

Ich frage den Senat: 

1. Sind die Auflagen zum Planfeststellungsbeschluß ftir die 
Bauabfallbeseitigungsanlage auf dem Gelände der von der 
Firma H. genutzten Sandgrube am Eichelmatenweg in Ber­
Iin-Kladow in vollem Umfang eingehalten worden? 

2. Ist die Schicht aus bindigen neutralen Böden auf die Gruben­
sohle bzw. an den Grubenwandungen in der vorgesehenen 
Dicke eingebracht worden? 

3. Sind die erdbaulichen Parameter ft.lr die Verdichtung der 
Böden fortlaufend überprüft worden? Falls ja, in welcher 
Form? Wie lauten die Ergebnisse? Hat die Planfeststellungs-
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behörde die Zustimmung ftir die weiteren Ausbaumaßnah­
men ohne Bedenken erteilt? 

4. Ist die einwandfreie Abclichtung der Grubensohle und der 
Böschungen mit einer Wasserdruckprobe oder einer ähn­
lichen Maßnahme nachgewiesen worden? Wer hat die Prü­
fung gegebenenfalls durchgefllhrt? Wie lauten die Ergeb­
nisse? 

5. Sind die notwendigen Prüfungen zu 3. und 4. von der Plan­
feststeltungsbehörde oder von der Firma H. in Auftrag gege­
ben worden? 

6. Ist die Leitungsverlegung der Drainrohre zu den Sammet­
schächten während der Arbeiten überwacht worden? 

Kann davon ausgegangen werden, daß mit Sicherheit 

a) die Leitungen ein ausreichendes Gefalle zu den Sammel­
schä.chten haben, 

b) die Folie bei den Leitungsverlegungen und bei der Ver­
füllung der Baugrubensohle nicht beschädigt wurde, 

c) der Boden und die Betonwandungen der Sammel­
schächte wasserdicht sind? 

7. Liegen Aufzeichnungen über die Füllstände in den Sammel­
schächten vor? Wie ist das Sickerwasser aus den Schächten 
entsorgt worden? 

8. Ist die laut Planfeststellungsbeschluß vorgeschriebene 
Abfallstoffl:harakteristik bei der Lieferung des Bauschuttes 
beachtet worden? 

In welcher Form sind die notwendigen Kontrollen durchge­
ftihrt worden, und wer hat sie vorgenommen? 

Welche Aussagen trifft das Betriebstagebuch, insbesondere 
zum Datum der Anlieferung und zur Art der vorgenomme­
nen Abfälle? 

Läßt sich aus den Lieferscheinen nachvollziehen, welche 
Firma den Abfallstoff geliefert hat? 

9. Können aus den Verflillphasenplänen Rückschlüsse auf das 
eingebrachte Material gezogen werden? 

10. Sind die Bedingungen für die Überwachung bei der VerfLil­
lung der Grube (siehe Punkt 40 bis 49 des Planfeststellungs­
beschiusses) in vollem Umfang eingehalten worden? 

Ist insbesondere das Grundwasser im Hinblick auf eine Bela­
stung mit Deponieschadstoffen überwacht worden'? 

Wekhe Aussagen treffen die geforderten Untersuchsergeb­
nisse? 

11. Übernimmt der Setreiber der Anlage, wie unter Punkt 52 des 
Planfeststellungsbeschlusses vorgesehen, die alleinige Scha­
denshaftung? 

12. Hat die Planfeststellungsbehörde über den ursprünglichen 
Beschluß hinaus weitere Auflagen, Bedingungen und Anord­
nungen erteilt? Falls ja, welchen Inhaltes? 

Berlin, den 8. Mai 1995 
Eingegangen am 9. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) aur die Kleine Anrragc Nr. 6723 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Wegen laufender Ermittlungen bittet das Landeskriminalamt, 
zu dem Fragenkomplex zu 1. bis 12. derzeit keine Aussagen zu 
machen. 

Berlin, den 9. Juli 1995 

Nagel 
Senator flir Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 14. Juli 1995 



Abgeordnetenhans ''On Berlin - 12. Wahlperiode 

Nr. 6728 
des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Tolksdorf (F.D.P.) 
über Rabatte beim Buchkauf 
durch öffentliche Bibliotheken 

Ich frage den Senat: 

1. Triffi es zu, daß alle Berliner Bibliotheken beim Einkauf von 
Büchern maximal fl.inf Prozent Nachlaß von den gebunde­
nen Preisen von den Verlagen erhalten? 

2. Wie bewertet der Senat die Tatsache, daß in anderen Bundes­
ländern und Staaten der Europäischen Union Rabatte bis zu 
40 Prozent eingeräumt werden? Ist der Senat bereit, die 
Bedingungen dafl.i.r zu schaffen) daß auch die Berliner Biblio­
theken derartige Preisnachlässe erhalten? 

3. Wie hoch schätzt der Senat die Gesamtersparnis ein, die bei 
der Gewährung erhöhter Rabatte fLir den Landeshaushalt zu 
erzielen wären? 

Berlin, den 8. Mai 1995 
Eingegangen am 9. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) aur die Kleine Anfrage Nr. 6728 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Nein. 

Die Gestaltung von Preisnachlässen flir Bibliotheken in öffent­
licher Trägerschaft ist bundesweit einheitlich geregelt durch den 
"Sammelrevers 1993 für den Verkauf preisgebundener Verlagser­
zeugnisse in Deutschland" des Börsenvereins des Deutschen 
Buchhandels, dem sich etwa 1 700 Verlage der Bundesrepublik 
Deutschland angeschlossen haben. Der Revers ist ein zivilrecht­
lieber Vertrag, durch den sich Verleger und Buchhändler im 
gesamten Bundesgebiet zur Einhaltung der Buchpreisbindung 
(fester Ladenpreis) sowie der entsprechenden Nachlaßregelungen 
und Sonderbedingungen verpflichten. Diese Vereinbarung ist 
wettbewerbsrechtlich zulässig nach § 16 Gesetz gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen. Diese Ausnahme hat das kulturpolitische 
Ziel, Bücher als wichtige Kulturträger vor unbeschränktem Wett­
bewerb zu schützen. 

Als Regel ist in dem oben genannten Sammelrevers die Mög­
lichkeit eines Preisnachlasses von 5 OJo auf den Ladenpreis fli:r wis­
senschafiliche Bibliotheken öffentlich-rechtlicher Träger vorgese­
hen, die über einen jährlichen Vermehrungsetat von mindestens 
30 000,- DM verfUgen. 

Hiervon profitieren in Berlin u. a. die Universitäts- und Hoch­
schulbibliotheken, wissenschaftliche Spezialbibliotheken sowie 
die Amerika-Gedenkbibliothek und die Berliner Stadtbibliothek, 
sofern sie wissenschaftliche Literatur erv,;erben. 

Für jedermann zugängliche Öffentliche Bibliotheken öffent­
lich-rechtlicher Träger (im Revers .. Volksbüchereien") können 
Verlage einen Preisnachlaß von 10 % zulassen. Hiervon profitie­
ren in Berlin vor allem alle bezirkliehen Bibliothekssysteme 
(Stadtbibliotheken) sowie die Amerika-Gedenkbibliothek und 
die Berliner Stadtbibliothek. 

Zu 2.: 

Der Europäische Gerichtshof hat 1994 die Preisbindung nach 
§ 16 GWB fU.r mit europäischem Recht vereinbar erklärt. Der 
oben genannte ."Sammelrevers 1993" (inclusive der Regelungen 
flir Bibliotheksrabatte), der in der Bundesrepublik Deutschland in 
allen Bundesländern gilt, hat gleichermaßen in Österreich und 
der Schweiz Gültigkeit. 

Bibliotheken, die höhere Nachlässe einfordern, verhalten sich 
rechtswidrig. 

Ansonsten ist die Preisbindung für Bücher in den EU-Staaten 
jeweils unterschiedlich geregelt und unterliegt den gesetzlichen 
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Bestimmungen desjeweiligen Landes. Von 40 o/oigen Rabatten bei 
Buchkäufen aus Staaten der EU ist dem Senat von Berlin nach 
Rückfrage bei Berliner Bibliotheken nichts bekannt. 

Zu 3.: 

Entfällt mangels gesetzlicher Grundlagen. 

Berlin, den 10. Juni 1995 

In Vertretung 

Dr. Winfried S ü h l o 
Senatsverwaltung ftlr Kulturelle Angelegenheiten 

Eingegangen am 13. Juli 1995 

Nr. 6743 
der Abgeordneten Dr. lrana Rusta (SPD) 
liber Einsparungen in der Humboldt-Universität 

Ich frage den Senat: 

1. Auf welche Höhe beliefen sich die Kosten für die Arbeitsge­
richtsverfahren sowie deren Folgekosten seit Beginn der 
Legislaturperiode bzw. welche Kosten und in welcher Höhe 
werden noch erwartet? 

2. Wie hoch sind die Folgekosten, 
a) die sich durch die von der Humboldt-Universität verlore­

nen Kündigungsschutzklagen ergeben, 
b) die die abgeschlossenen Vergleiche verursachen? 

3. Wie werden die daftlr notwendigen Mittel, die die Hum­
boldt-Universität anders als die anderen Universitäten selbst 
erwirtschaften muß, erbracht? 

4. \Vorauf belaufen sich die Kosten, die sich durch die Aner­
kennung der Vordienstzeiten einschließlich der zu vollzie­
henden Bewährungsaufstiege ergeben? 

5. Wie erwirtschaftet die Humboldt-Universität die für diese 
(unter 1. bis 4.) aufgeftlhrten Mehrausgaben bzw. Haushalts­
risiken notwendigen Mittel? 

Berlin, den 11. Mai 1995 

Eingegangen am 15. Mai 1995 

Antwort (Schlußberichl) aur die Kleine Anfrage Nr. 6743 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Für Gerichts- und Rechtsanwaltskosten sowie Gutachten wur­
den von 1991 bis 31. Mai 1995 I 120 320 DM aufgewendet. In 
diesem Betrag sind Kosten enthalten, die ftlr Zivil- und Ver­
waltungsgerichtsverfahren (z. B. Zulassungsstreitigkeiten) ange­
fallen sind. Eine getrennte Ermittlung der Ursachen der Entste­
hungskosten ist wegen der unangemessen hohen Bearbeitungs­
zeit nicht möglich. 

In 32 fällen entstehen ftlr Personalbezüge wegen verlorener 
Arbeitsgerichtsprozesse ab 1. Juni 1995 Folgekosten von monat­
lich durchschnittlich 187 173 DM. Teilweise erfolgen hier Wieder­
holungskündigungen. 

Folgekosten flir befristete Weiterbeschäftigungen wurden ab 
1. Juni 1995 nicht errechnet, da sie sich monatlich ändern. Aufdie 
Antwort zu 2. wird verwiesen. 

54 Klageverfahren sind noch nicht abgeschlossen, und weitere 
Klagen sind wahrscheinlich, so daß eine Schätzung dieser Folge" 
kosten zur Zeit nicht möglich ist. 
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Zu 2. 
In der Zeit vom 1. Januar 1994 bis 31. Mai 1995 sind wegen ver­

lorener Kündigungsschutzklagen oder abgeschlossener Verglei­
che nur flir Vergütungen und Löhne 11525 680 DM angefallen. 

Entstandene Kosten flir 192 FäHe der Jahre 1991 bis 31. Dezem­
ber 1993 lassen sich nur mit einem unvertretbar hohen Ver­
waltungsaufwand ermitteln. 

Aus Anlaß der Beendigung von Arbeitsverhältnissen sind 1994 
ftir Prämien und Abfmdungen 5 094JJ3 DM und bis 31. Mai 1995 
weitere 1155 417 DM angefallen. Diese Kosten beziehen sich auf 
alle Beendigungsfci.Ile von Arbeitsverhältnissen. 

Zu 3. 

Wie alle anderen Zuschußempfänger auch muß die Humboldt­
Universität zu Berlin (HUB) die sich durch verlorene Kündi­
gungsschutzklagen oder abgeschlossene Vergleiche ergebenden 
Folgekosten selbst erwirtschaften. Das Kuratorium der HUB hat 
im Zusammenbang mit dem Doppelhaushalt 199511996 u. a. 
beschlossen: 

l. Zur Finanzierung des Überhangs (Anmerkung: verlorene 
Prozesse, Vergleiche, nicht abgeschlossene Kündigungsver­
fahren, Abfindungen und Prämien) werden im Umfang der 
erforderlichen Mittel Stellen des wissenschaftlichen und 
nichtwissenschaftliehen Personals gesperrt. 

2. Zur Erneuerung der Humboldt-Universität und zur Sicher~ 
stellung eines geordneten Universitätsbetriebs ist für 1995 
eine Verfligungsreserve von maximal 40 Stellen flir wisseri­
schaftliches und 34 Stellen für sonstiges Personal vorzuhal­
ten. Zur Finanzierung des Überhangs dilrfen aus Sachmitteln 
max. 3 Mio. DM verwendet werden. Dieses setzt einen Be­
schluß der Hauptkommission voraus. 

Zu 4. 
1994 hat die Humboldt-Universität Mehrbedarf ftir Nachzah­

lungen auf Grund anzuerkennender Vordienstzeiten von 
6,0 Mio. DM geltend gemacht. rn dieser Höhe ist der Zuschuß an 
die Humboldt-Universität 1994 erhöht worden. 

Die Höhe der tatsächlichen Kosten ist fUr den Senat nicht nach­
vollziehbar. 

Außerdem entstehen 1995 weitere Kosten flir rund 500 Fälle, 
deren gerraue Höhe dem Senat gegenwärtig nicht bekannt ist. 

Zu S. 

Auf die Antwort zu 3. und 4. wird verwiesen. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Prof. Dr. Erich Thies 
Senatsverwaltung für Wissenschaft und Forschung 

Eingegangen am 13. Juli 1995 

Nr. 6744 
des Abgeordneten Dr. Holger Rogall (SPD) 
über lauteste Straßen in Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. Welches sind die zehn lautesten Straße Beriins (Angaben 
bitte gereiht nach der Höhe des Schalleistungspegels~ die 
Straßenangaben bitte mit der Angabe des Bezirks)? 

2. Welche Lärmbelästigungen sind die Anwohner dieser Stra­
ßen am Tage und in der Nacht ausgesetzt (Angaben bitte wie 
bei Frage 1)? 
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3. Ab welcher Geräuschbelastung sind gesundheitliche Gefah­
ren wissenschaftlich nachgewiesen? 

4. Was gedenkt der Senat gegen die verkehrslärmverursachten 
Gesundheitsgefahren zu unternehmen? 

5. Ist mit der Veröffentlichung der Lärmschutzpläne nach§ 47 a 
Bundesimmissionsschutzgesetz noch in dieser Legislatur­
periode zu rechnen? 

6. Welche Senatsverwaltung ist fUr die Erstellung dieser Pläne 
verantwortlich? 

Berlin, den 15. Mai 1995 
Eingegangen am 16. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anlrage Nr. 6744 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu!. und 2.: 

Die Verkehrsdichte sowie die Lärmbelastung an der Randbe­
bauung größerer Straßenzüge ist in der Regel über ihre gesamte 
Länge, bedingt durch den unterschiedlichen Zu- und Abfluß von 
Kfz an Kreuzungen, aber auch wegen verschiedener Bebauungs­
situationen, recht inhomogen. 

Die korrekte Ermittlung der Verkehrslärmimmission erfordert 
deshalb eine Abschnittsbildung und die getrennte Berücksichti­
gung von Richtungsfahrbahnen. Eine nachträglic.he Mittlung der 
einzelnen Anteile ist für die Richtungsfahrbahnen im Abschnitt 
möglich, nicht jedoch fLir die einzelnen Abschnitte untereinan­
der. 

Aus diesem Grunde werden in nachstehender Tabelle die laute­
sten Abschnitte des Hauptstraßennetzes angegeben. Die Abgren­
zung der einzelnen Straßenabschnitte wird durch Knotenpunkt~ 
nummem exakt beschrieben. 

Lfd. Straßenabschnitt 
Nr. 

Bezirk Beurteilungspegel 
in dB(A) 

1. Prenzlauer Promenade 
(Höhe Am Steinberg) 

2. Flughafenstraße 
(Höhe Hermannstr.) 

Wsee 

Nkn 

3. 
4. 

A 100 (Höhe Kaiserdamm) Chlbg 
Berliner Allee 
(Höhe Pistoriusstr.) 

5, Chausseestraße 
(Höhe Torstr.) 

6. Edisonstraße 
7. Kolonnenstraße 

(Höhe Naumannstr.) 
8. Kreuzstraße 

Wsee 

Mit 

Köp 
Schbg 

Pko 
9. Grünauer Str. Trep 

(Höhe Bhf. Schöneweide) 
10. Rom.ain-Rolland-Straße Wsee 

am Tage/in der Nacht 

83 

83 

81 

81 

81 

81 

81 

81 

80 

80 

74 

74 

76 
74 

73 

73 
72 

72 
72 

72 

Über die tatsächliche Lärmbelastung der Anwohner kann eine 
verläßliche Aussage nur dann getroffen werden, wenn die Schall­
dämmung der Außenfassaden und die Aufenthaltswahrschein­
lichkeit der Personen in den verschiedenen Räumen bekannt 
sind. 

Zu3.: 

Hierzu hat der Senat bereits in der Antwort zur Frage 2 Ihrer 
Kleinen Anfrage Nr. 5590 (Drs 12/4667) Stellung genommen. 
Ergänzend wird auf folgendes verwiesen: 

Neben den schädigenden Einwirkungen auf das Gehör kann 
Lärm über StreBreaktionen im Herz-Kreislauf-System Blutdruck­
und Herzfrequenzveränderung. Kontraktion der äußeren Blutge-
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fäße und Streßhormonausschüttung verursachen. Diese Reaktio­
nen können reflexartig bei Momentanlärmpegeln oberhalb von 
ca. 60 dB(A) auftreten. 

Art und Ausmaß gesundheitlicher Reaktionen auf Lärmwir­
kungen hängen Im wesentlichen von der Höhe des Lärmpegels, 
der Lärmdauer, Häufigkeit und Frequenzbereich des Schallreizes 
ab. Die psychische und physische Verarbeitung durch den Betrof­
fenen ist sehr subjektiv geprägt und nicht in einer Dosis-Wir­
kungs-Beziehung quantifizierbar) folglich nicht bei jedem Indivi­
duum vergleichbar gegeben. 

Für die gesundheitliche Belastung sind Zeiten von Lärmpausen 
mit Erholungscharakter entscheidend, die z. B. in den Wohnräu­
men auch durch ausrekhende Schalldämmung der Fenster 
erreicht werden können. 

Kurzfristiges Auftreten von LärmstreBreaktionen ist in der 
Regel ohne gesundheitliche Relevanz. Eine langfristige Lärmeln­
wirkung kann aber zu chronischer Schädigung des Herz-Kreis­
lauf-Systems fUhren. 

Die Schlafforschung hat gezeigt, daß erhöhte Katechotamin­
ausschüttung bei Spitzenpegeln von 55 dB{A) "am Ohr des Schlä­
fers" auftreten. Von der Gesundheitsministerkonferenz werden 
nachts 30 bis 35 dB(A) im Innenraumbereich empfohlen. 

Zu 4.: 

Auf die Mitteilung - zur Kenntnisnahme - über Maßnahmen 
zur Verminderung des Verkehrslärms (Drs 12/3129) wird hinge­
wiesen. 

Die Minimierung von Gesundheitsgefahren an hochbelasteten 
Verkehrswegen ist am wirkungsvollsten durch den Einsatz von 
Fenstern mit hoher Schalldämmung zu erreichen. Verkehrsorga­
nisatorische Maßnahmen bringen in der Regel nicht den fLir einen 
ausreichenden Schutz notwendigen Lärmminderungseffekt 

Gegenwärtig fOrdert der Senat nach den "Richtlinien über die 
Gewährung von Zuwendungen zur Modernisierurlg und Instand­
setzung von Wohnraum (Modinst RL 93 stadtweit)" vom 
12. März 1993 den Einbau von Schallschutzfenstern in der Umge­
bung der Flughäfen Tegel und Schönefeld. Bei Neubau oder 
wesentlichen baulichen Veränderungen von Verkehrswegen wer­
den die Vorschriften der Verkehrslärmschutzverordnung (16 
BlmSchV) in Verbindung mit § 42 BlmSchG durchgesetzt. 

Für Lärmsanierungsmaßnahmen an vorhandenen Straßen 
stehen nur fllr Bundesstraßen in der Baulast des Bundes Mittel 
zur VerfLigung. 

Der Senat siehtangesichtsder Haushaltslage des Landes Berlin 
zur Zeit keine Möglichkeit, ein entsprechendes Lärmsanierungs­
programm fllr Straßen in der Baulast Berlins zu finanzieren. 

Zu 5.: 

Die Veröffentlichung der Schallimmissionspläne ist im näch­
sten Band des Umweltatlasses geplant, wobei noch nicht abzuse­
hen ist, ob das in dieser Legislaturperiode möglich sein wird. 
Lärmminderungspläne werden vor Ablauf der Legislaturperiode 
nicht veröffentlicht. 

Zu 6.: 

Hierzu wird auf die Antwort des Senats zur Frase I Ihrer Klei­
nen Anfrage Nr. 5176 (Drs 12/4081) verwiesen. Anderungen in 
der Zuständigkeit haben sich nicht ergeben. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 
Senatsverwaltung fLir Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 14. Juli 1995 

Druck.ach• 12/5811 

Nr. 6747 
des Abgeordneten Dr. Holger Rogall (SPD) 
über illegale Bauabfallentsorgung in Berlin 

lch frage den Senat: 

L Wie hoch sind die jährlich anfallenden Bauabfalle (Angaben 
bitte nach Bodenaushub, Bauschutt, Baustellenabfallen und 
Bausonderabfallen getrennt in Millionen Tonnen)? 

2. Was hat nach dem Berliner Landesabfallgesetz (LAbfG) mit 
den anfallenden Bauabfcillen zu geschehen? 

3. Wieviel Bauabf<il!e wurden stoffiich verwertet (Angaben 
bitte fLir die Jahre 1994 und 1995 in absoluten Zahlen und 
Prozenten, aufgeschlüsselt wie in Frage 1)? 

4. Wann hat die ftir die Beseitigung von Bauabfällen zuständige 
Senatsverwaltung die nach § 8 Abs_ 2 LAbfG vorgeschrie­
bene Rechtsverordnung zur Getrenntsammlung von Bauab­
fällen erlassen, und welche zentralen Normen sind hier fest­
gelegt? 

5. Reichen die Gesetzesgrundlagen aus, daß jeder Bauabfall­
besitzer, der seine Bauabfcille nicht sortiert und stoffiich ver­
wertet, zur Rechenschaft gezogen werden kann, und wie 
hoch sind die Geldbußen für Ordnungswidrigkeiten? 

6. Wie viele Ordnungswidrigkeiten nach dem Landesabfallge­
setz, die sich aufBauabfalle beziehen, wurden 1994 und 1995 
festgestellt, welche zehn höchsten Geldbußen wurden ver­
hängt? 

Berlin, den 15. Mai 1995 

Eingegangen am 16. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6747 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

In Berlin sind 1994 6,83 Mio. t Bauabfalle (Bauschutt und 
Bodenaushub ohne Baustellenabfälle) angefallen. 

Davon: Bodenaushub 2,93 Mio. t {ohne direkte Verwertung) 
Bauschutt 3,66 Mio. t 
Bausonderabfälle 0,24 Mio. t (nur MEAB-Deponien 

und Bodenreinigung 
Berlin) 

Zusätzlich: Baustellenabfälle 0,23 Mio. t (deponierte Menge) 

Zu 2.: 

Die Ziele der Abfallwirtschaft sind nach dem Berliner Landes­
abfallgesetz Abfallvermeidung, stoffiiche Abfallverwertung, 
Abfallbehandlung und- sofern erforderlich- umweltverträgliche 
Ablagerung. 

Zu 3.: 

Von den 1994 angefallenen Bauabfällen wurden 3,56 Mio. t 
(52, 1 %) recycelt. 

- Beim Bodenaushub wurden 1.40 Mio. t (47,8 %) durch Sie­
bung aufbereitet. Dabei ist unberücksichtigt, daß ein erheb­
licher Anteil des zu den Deponien und Sandgruben ver­
brachten Bodens für deren Rekultivierung dringend erforder­
lich ist. 

- Beim Bauschutt wurden 2,09 Mio. t (57,1 %) durch Bre1;hen 
und Klassifizierung aufbereitet. 

- Beim Sonderabfall wurden 0,07 Mio. t (29,2 %) durch Extrak­
tionsverfahren und biologische Behandlung dekontaminiert. 

Für 1995 liegen noch keine abgesicherten Daten vor. 
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Zu 4.: 

Die Rechtsverordnung zur Getrenntsammlung nach § 8 Abs. 2 
LAbfG ist noch nicht erlassen. Sie wird zur Zeit erstellt und liegt 
im Entwurf vor. 

Sie wird das Gebot zur getrennten Sammlung von Bauabfällen 
und Bausonderabfällen, das Vermischungsverbot und die NachM 
weispflicht enthalten. 

Zu 5.: 

§ l LAbfG schreibt lediglich Ziele der Abfallwirtschaft fest. 

§ 25 LAbfG (Ordnungswidrigkeiten) enthält keinen Verweis auf 
§ 8 Abs. 2- Regelungen zur Getrenntsammlung von Bauabf"allen. 

Bei Gefahren ft.lr die öffentliche Sicherheit und Ordnung greiM 
fen die Regelungen nach § 1 ASOG. 

Zu 6.: 

lm Jahre 1994 sind 116 Ordnungswidrigkeiten, die sich auf BauM 
abfälle bezogen, angezeigt worden. 

Davon flihrten 11 Fäile zu Bußgeldbescheiden über insgesamt 
22 062,00 DM, 

9 Fälle zu Verv.•arnungsbescheiden~ 
17 Fälle wurden an die Staatsanwaltschaft 

abgegeben. 

Im Jahre 1995 liegen bis zum 31. Mai 130 OrdnungswidrigkeitsM 
anzeigen vor. Davon sind bereits 8 Fälle mit einem BußgeldbeM 
scheid über insgesamt 71 000,00 DM belegt worden. 

Die meisten Anzeigen befinden sich noch im Stadium der 
Betroffenenanhörung. 

Berlin, den !3. Juli !995 

Nagel 
Senator für Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 18. Juli 1995 

Nr. 6760 
des Abgeordneten Andreas Apelt (CDU) 
über Schaustellerverträge 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Mietverträge hat der Schaustellerverband Berlin 
e. V., Sektion Ost, mit Bezirksämtern im Ostteil der Stadt 
über die Anmietung von Flädlen abgeschloss.en oder beab­
sichtigt er abzuschließen? 

2. Gibt es für den Schaustellerverband Berline. V., Sektion Ost, 
bevorzugte Konditionen bei getätigten Vertragsabschlüssen? 

3. Trifft es zu, daß die Weitervermietung dieser Flächen an 
Schausteller durch ein Privatunternehmen vorgenommen 
wird, das nkht identisch ist mit dem Schaustellerverband 
Berlin e. V., Sektion Ost? 

4. Aufwelcher Grundlage konnte und kann ein PrivatunternehM 
men die Weitervermietung_ vornehmen? 

5. Welches personelle Verhältnis gibt es zwischen dem Schau­
steHerverband und dem vermietenden Privatunternehmen? 

6. Gesetzt den Fall, letzteres gibt es, ist dies vereinsrechtlich 
gededt? 

Berlin, den !6. Mai 1995 

Eingegangen am 18. Mai 1995 
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Antwort (Schlußbericbt) auf die Kleine Anfrage Nr. 6760 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Bezirksämter im Ostteil der Stadt haben einen Mietvertrag 
mit dem Schaustellerverband Berlin e. V., Sektion Ost, abge­
schlossen, ferner hat sich der Schaustellerverband um die Anmie­
tung von Flächen auf dem Schloßplatz zur Durchfllhrung des 
Lindenfestes im Juli/August und des Weihnachtsmarktes 1995 
beworben. Ein weiterer Vertrag besteht mit der Fa~ Hans-Dieter 
Laubinger, Veranstaltungsfirma des Schaustellerverbandes Berlin 
e. V., Sektion Ost. 

Zu 2.: 

Nein. 

Zul.: 

Dem Senat liegen über eine Weitervermietung des unter 1. 
genannten Grundstücks dun.::h den Schaustellerverband an Dritte 
keine Erkenntnisse vor. 

Zu 4. bis 6.: 

Entflillt. 

Berlin, den 12. Juli 1995 

Pieroth 
Senator ftir Finanzen 

Eingegangen am 14. Juli !995 

Nr. 6765 
des Abgeordneten Reimund Helms 
{Bündnis 90/Grüne [AL)/UFV) 
über Ausbildung nach § 40 Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) 

Ich frage den Senat: 

I. Wie viele ausländische auszubildende Jugendliche sind in 
den letzten vier Jahren durch das AFG § 40 mit wekhen 
Berufsschulabschlüssen gefördert worden, bitte aufs(.!hlüs­
seln nach 

a) Alter, 

b) Geschlecht, 

c) Herkunflsland? 

2. Wie viele deutsche Auszubildende wurden in den letzten 
vier Jahren nach§ 40 AFG gefOrdert, und welche Berufsab­
schlüsse wurden erlangt, bitte aufs~.:hlüsseln nach 

a) Alter, 

b) Geschlecht? 

3. Wie hoch waren insgesamt die Zuschüsse zur Förderung der 
Berufsausbildung für 

a) ausländische Auszubildende, 

b) deutsche AuszubHdende? 

4. Für welche Berufszweige wurden die Zuschüsse gewährt? 

Berlin, den 17. Mai 1995 

Eingegangen am 22. Mai 1995 
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Antwort (Scblußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6765 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wit:: folgt: 

Zuständigkeitshalber haben wir das Landesarbeitsamt Berlin~ 
Brandenburg um die Beantwortung der Kleinen Anfrage gebeten 
und nachfolgenden Antworttext erhalten. 

Bei der Beantwortung der Kleinen Anfrage wird davon ausge~ 
gangen, daß in den Fragen 1 und 2 Angaben über die Teilnehmer 
erfolgen sollten, die im Rahmen der BenachteiligtenfOrderung 
nach§ 40 c Abs. 2 AFG die Ausbildung im Zeitraum 199! bis 1994 
mit Erfolg beendet haben. Teilnehmer, die vorzeitig aus den Maß~ 
nahmen ausgetreten sind, z. B. wegen Aufnahme einer betrieb~ 
liehen oder schulischen Ausbildung oder Abbruch, ~ind in diesen 
Zahlen nicht enthalten. Die im Punkt 3 aufgeflihrten Gesamtaus­
gaben beziehen sich auf alle Ausgaben, die im Zeitraum 1991 bis 
1994 im Rahmen der Benachteiligtenf'örderung nach§ 40 c Abs. 2 
AFG getätigt wurden, die geforderte Spezifizierung analog zu 
Frage 2 war nicht möglich. 

Zu I. und 2.: 

Im Zeitraum 1991 bis 1994 haben im Rahmen der Berufsausbil~ 
dung gemäß § 40 c Abs. 2 AFG in Berlin 

insgesamt 454 Teilnehmer 

davon 

männlich 283 Teilnehmer 

weiblich 171 Teilnehmer 

eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
erfolgreich (Fa~:harb~iter- bzw. Gesellenprüfung) abgeschlossen. 

Diese Teilnehmer haben fast ausschließlich in den Jahren 1988 
bis 1991 die Ausbildung aufgenommen. 

Eine weitere Aufschlüsselung dazu, wie z. B. auch nach Staats­
angehörigkeit, ist nicht möglich. 

Zu 3: 

Die Gesamtausgaben fllr die Förderung der Beruf~ausblldung 
benachteiligter Auszubildender betrugen im Zeitraum 1991 bis 
1994 in Berlin ca. 169,8 Mio. DM, darunter ca. 28,8 Mio. DM fUr 
ausbildungsbegleitende Hilfen. 

So befanden sich beispielsweise im September 1994 in Berlin 
insgesamt 2 523 Teilnehmer in einer Berufsausbildung gemäß 
§ 40 c Abs. 2 AFG. 1 566 Auszubildende wurden zu diesem Zeit­
punkt mit ausbildungsbegleitenden Hilfen gefOrdert. Es ist nicht 
erfaßt, welche Ausgaben für ausländische und welche für deut­
sche Auszubildende erfolgen. 

Zu 4: 

1991 bis 1994 wurde in folgenden Berufen bzw. Berufszweigen 
gemäß § 40 c Abs. 2 AFG gefordert: 

- Gärtner/in/Florist/in 

- Metallberufe 

- Elektroberufe 

- Bekleidungsberufe 

- Koch/Köchin 

- Bau-, Baunebenberufe, Tischler/in 

- Büroberufe 

- Schilder- und Lichtreklamehersteiler/in 

- Hotel~ und Gaststättenberufe/Hauswirtschafter/in. 

Berlin, den 18. Juli 1995 

In Vertretung 

Ulrich Arndt 
Senatsverwaltung ftlr Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 21. Juli 1995 

Drucksache 12/5811 

Nr. 6770 
des Abgeordneten Axel Kammholz (F.D.P.) 
über Verkehrsumleitung im Zuge der 
Landsherger Allee 

Ich frage den Senat: 

1. Inwieweit triffi es zu, daß im Zuge von Baumaßnahmen im 
Friedrichshainer Abschnitt der Landsherger Allee eine 
Umleitungsstrecke durch das südlich angrenzende Wohnge~ 
biet vorgesehen ist? 

2. Wie viele Kraftfahrzeuge werden durch diese Maßnahme 
voraussichtlich in das Wohngebiet geleitet werden. und wie 
lange soll dieser Zustand andauern? 

3. Wie wird sich die Umleitung des Verkehrs auf die Wohnqua­
lität in dem betroffenen Wohngebiet auswirken? 

4. Trifft es zu~ daß mehrere Schulen, Kindertagesstätten und 
Grünanlagen an der Umleitungsstrecke liegen werden? 

5. Inwieweit ist die geplante Umleitung des Verkehrs zwingend 
erforderlich? Hat die zuständige Senatsverwaltung bzw. das 
zuständige Bezirksamt diese Frage eingehend geklärt? Wenn 
ja, mit welchem Ergebnis? Wenn nein, warum nicht? 

Berlin, den 22. Mai 1995 

Eingegangen am 23. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6770 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Es triffi zu, daß ab 10. Juli 1995 während des Umbaus der süd~ 
liehen Fahrbahn (stadtauswärts) der Landsherger Allee der Ver­
kehr umgeleitet werden soll. und zwar ca. 14 Monate über 
Richard~Sorge~, Kochhann~ und Hausburgstraße ("kleine Umlei~ 
tung") sowie ca. 4 Monate über Frieden~, Weiden~, Auer~, 
Richard-Sorge-, Kochhann- und Hausburgstraße. 

Zu 2.: 

Die Landsherger Allee wird zur Zeit von ca. 30 000 Fahrzeu­
gen/Tag in beiden Richtungen benutzt, d. h. ca. 15 000 Fahr­
zeuge/Tag in jeder Fahrtrichtung. Erfahrungsgemäß versuchen 
viele Autofahrer Baustellen großräumig zu umfahren. Es wird 
daher mit erheblich weniger Fahrzeugen gerechnet~ die die 
Umleitungsstrecke benutzen. Die Bauzeit beträgt nach derzeiti­
ger grober Bauablaufplanung ca. 2 Jahre. Ein detaillierter Bauab­
laufplan wird mit den Baubetrieben erarbeitet. 

Zu 3.: 

Während der Bauzeit wird es nicht zu vermeiden sein, daß die 
Wohnqualität in den unmittelbar an der Umleitungsstrecke lie~ 
genden Wohnungen eingeschränkt wird. 

Zu 4.: 

Die Anzahl der betroffenen Schulen und Kitas hängt von der 
benutzten Umleitung ab. Durch die Anordnung von mehreren 
zusätzlichen Lichtsignalanlagen werden die benutzten Über­
gangsstellen zusäWich abgesichert. Durch ein Informationsblatt 
werden alle Anwohnerinnen und Anwohner auf die veränderte 
Verkehrsführung hingewiesen. 

Zu5.: 

Die Umleitung des Verkehrs ist zwingend erforderlich, da 
außer der Umgestaltung des Straßenquerschnittes (insbesondere 
Herstellen einer neuen Gleistrasse für die Straßenbahn) alle Ver~ 
und Entsorgungsleitungen erneuert werden müssen und der Stra~ 
Benbahnverkehr soweit wie möglich aufrechterhalten werden 
muß. 
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Seit Mitte Februar 1994 haben die beteiligten Stellen des 
Senats und des Bezirkes Friedeichshain insgesamt 12 Alternati­
ven fiir die Umleitung geprüft und die jetzt vorgesehenen Strek­
ken als die unter den gegebenen Umständen annehmbare und 
wirtschaftlichste Lösung festgelegt. Dabei wurden auch 3 Vor-­
sdlläge der Bürgerinitiative Landsherger Allee (BILA) übt::rprüft 
und als minderqualitative Lösungen eingestuft. 

Ein letztes Gespräch fand am 28. Juni 1995 im Bezirksamt 
Friedrichshain statt. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Bieika 
Senatsverwaltung fti.r Bau- und Wohnungswesen 

Eingegangen am 24. Juli 1995 

Nr. 6784 
des Abgeordneten Albert Eckert 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über umstrittene Zukunrt des Zwangsarbeiterlagers 
der Nazis in Niederschöneweide 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß es sich bei dem weitgehend erhalten geblie­
benen Gelände mit zwölf Baracken an der Britzer/KöHni­
schen Straße in Niederschöneweide um ein ehemaliges 
Fremdarbeiter- bzw. Zwangsarbeiterlager der Nazis handelt, 
um das vielleicht letzte in alter Form erhaltene von einst 
über 600 Lagern in Berlin? 

2. Aus welchen Ländern waren die in diesem Sammeliager 
untergebrachten Arbeitskräfte nach Berlin verschleppt wor­
den? Wie viele waren es? 

3. In welchen Betrieben und für wekhe Tätigkeiten waren die 
Zwangsarbeiter vermutlich eingesetzt? 

4. Gibt es Kontakte zu noch lt:benden ehemaligen ArbeitskräfM 
ten, die dort untergebracht waren? 

5. Wurden die in Niederschöneweide untergebrachten FremdM 
arbeiterfür das erlittene Unrecht von den Firmen (bzW. den 
Nachfolgebetrieben) oder vom Staat in irgendeiner Weise zu 
,.entsr.:hiidigen" versucht? 

6. Wem gehört das Gelände, wer ist verfligungsberechtigt? 

7. Stehen die Baracken-Anlage oder Teile davon unter DenkM 
malschutz, gegebenenfalls seit wann? 

8. Weshalb hat es trotz mehrfacher Bemühungen der "Antifa 
Treptow e. V." und der "Berliner Geschichtswerkstatt e. V." 
noch keine vertiefte historische Erforschung des ~agers und 
noch kein Sachverständigen-Hearing zur Frage der ErbalM 
tungswürdigkeit und Bedeutung des Niederschöneweidet 
Fremdarbeiterlagers gegeben? 

9. Weshalb wurde am Gelände noch keine Gedenktafel ange­
bracht~ die auf die Lager-Vergangenheit hinweist? 

10. Droht dem Lager der Abriß ("Berliner Morgenpost" vorn 
13. Dezember 1994)? Gibt es Bauplanungen des Bezirks 
Treptow oder anderer fLlr dieses Gelände? Wann soll gegebe­
nenfalls darüber entschieden werden? 

1 L Welche Auswirkungen hat die Einbeziehung des Baracken­
lagers in das Sanierungsgebiet Schöneweide, die Anfang 
dieses Jahres erfolgt sein soll? Wer ist Sanierungsbeauftrag­
ter? 

12. Welche NutzungsvorsteHungen haben Senat und Bezirk für 
dieses Gelände? 
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13. Wie verhält sich der Senat zu der Forderung der "Berliner 
Geschichtswerkstatt e. V., das Lagergelände u. a. zu nutzen 
für eine ständige Ausstellung "vor Ort" und ein InforrnatiM 
onsM und Dokumentationszentrum zum Thema "Fremd- und 
Zwangsarbeit in Ber1in"7 

Berlin, den 28. Mai 1995 

Eingegangen am 29. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine ~nfrage Nr. 6784 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu!.: 

Vermutlich handelt es sich um das letzte in alter Form erhal­
tene Frerndarbeiterlager. 

Zu 2.: 

Im Lager untergebracht wurden Italiener und Franzosen sowie 
,.Ostarbeiter" (Polen, Ukrainer). Das Lager war auf 2 160 Perso­
nen ausgelegt. 

Zu 3.: 

Die Fremdarbeiter wurden in der Rüstungsindustrie von Schö­
neweide~ Treptow und Adlershof, beim Reichsbahnausbesse­
rungswerk Adlergestell und in privaten Haushalten sowie bei 
Aufräumungsarbeiten nach Luftangriffen eingesetzt. 

Zu 4.: 

Das Heimatmuseum Treptow und die Berliner Geschichts­
werkstatt e.V. bemühen sich, noch lebende ehemalige Fremdar­
beiter dieses Lagers ausfindig zu machen, doch hat sich bisher 
nur die Verbindung zu einem Belgier ergeben. 

Zu 5.: 

Nein, siehe zu 4. 

Zu 6.: 

Über die Eigentumsverhältnisse besteht noch keine abschlie­
ßende Klarheit. 

Zu 7.: 

Ja, vergleiche Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin 
vom 24. April 1995. 

Zu 8.: 

Wegen Erhaltungswürdigkeit und Bedeutung erfolgte die Auf­
nahme der baulichen Anlage in die Oenkmalliste; die Aufklärung 
der Lagergeschichte hängt von den begrenzten personellen KapaM 
zitäten der mit der Erforschung befaßten Stellen ab. TeilergebM 
nisse sind in die Jahresveranstaltung des Heimatmuseums Trep­
tow zum Thema "Kriegsende" eingeflossen. Am 20. Oktober 1993 
wurde durch die Senatsverwaltung fllr Bau- und Wohnungswesen 
eine entsprechende Untersuchung beauftragt, in dessen Rahmen 
am 25. November 1993 ein Expertengespräch stattgefunden hat. 

Zu 9.: 

Die Historische Kommission zu Berlin, die das Berliner 
Gedenktafelprogramm betreut, wird auf das Lager aufmerksam 
gemacht werden. 

Zu 10.: 

Die bauliche Anlage ist in das Denkmalbuch eingetragen. Über 
den Umgang zu den einzelnen Baracken ist noch nicht entschie­
den. 

Zu II. und 12.: 

Das Fremdarbeiterlager ist Bestandteil des am 4. Dezember 
1994 fQ~~}ich_festgelegten Sanierungsgebietes. Nach den durch 
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die Senatsverwaltung ftlr Bau~ und Wohnungswesen ausgearbei­
teten Sanierungszielen soll an der Britzer Straße auf einer Teilflä­
che der Standort fllr eine Grundschule mit Hort vorgesehen wer­
den. Ein Sanierungsbeauftragter steht noch nicht fest, die Planer­
gemeinschaft Dubach-Kohlbrenner ist deshalb zunächst mit den 
notwendigen Koordinierungsleistungen beauftragt worden. 

Zu 13.: 

Eine finanzielle Absicherung läßt sich gegenwärtig nicht ein~ 
schätzen. 

Berlin, den 17. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 
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9. [st es zutreffend, daß das von der BTr und insgesamt mehr 
als 250 Berliner Hotels genutzte CDV-Reservierungssystem 
"Berliner Bcttenbörse" von den zukünftigen Auskunftsstel­
len nicht mehr genutzt werden soll und statt dessen ein noch 
in der Entwicklung befindliches? Wenn ja. warum? Wer trägt 
die Kosten der Entwicklung und Einflihrung, durch wen, in 
wessen Auftrag, zu welchen Kosten und zu wessen Lasten 
erfolgte eine diesbezügliche Beratungsleistung, und wekhe 
Auswirkungen auf die Bettenpreise wird dies nehmen? 

Berlin, den 3 L Mai 1995 
Eingegangen am 31. Mai 1995 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz Antwort (Schlußbcricht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6799 

Eingegangen am 20. Juli 1995 Im Namen des Senats von BerUn 

Nr. 6799 
des Abgeordneten Otto Hoffmann (F.D.P.) 
liber Berlin Tourismus Marketing GmbH (BTM) 

Ich frage den SenaL 

1. Trifft es zu, daß die Hotellerie ihre Selbstverpflichtung, min­
destens 3,5 Mio. DM flir die Finanzierung der BTM aufzu~ 
bringen, nicht erfU!lt? Wie hoch sind bisher ftlr 1995 geleiste­
ten Zahlungen der Hotellerie? 

2. Wie lautet die gegenwärtige Empfehlung von Senat und 
BTM zu freiwilligen Zahlungsabsichten von Beherbergungs­
betrieben? 

3. Ist es zutreffend, daß abweichend von den Aussagen des 
Berichts an den Hauptausschuß über den erreichten 
Stand betr. Tourismus GmbH und Werbekonzept (Rote 
Nr.: 2216 A) bereits der volle Landesanteil fllr 1995 von 
5 Mio. DM der BTM bereitgestellt wurde. und ftir wekhe 
Aktionen mit welchen Kosten wurden diese Mittel ven.ven­
det (bitte einzeln und mit jeweiligen Kosten auff'ühren)? 

4. Worauf gründet die BTM ihre öffentlich geäußerte Ansicht, 
wonach sie flir das Errichten und Betreiben von Auskunfts­
steUen zusätzliche finanzielle Mittel aus dem LandeshausR 
halt erhalten werden. wie hoch werden diese Zuweisungen 
sein, und in welchen Haushaltsmitteln sind diese enthalten? 

5. Welche Ergebnisse erbrachte die von der gemeinsamen 
Arbeitsgruppe entwickelte Status~Analyse sowie das Kon­
zept für die Ausgestaltung der Arbeitsfelder und der Organi­
sation der touristischen Auskunftsstellen? 

6. Wurde ftir die Entwicklung von unter 5. erfragtem die 
Beratungsleistung Dritter in Anspruch genommen? Wenn ja, 
wer waren Auftraggeber und Auftragnehmer, wie erfolgte die 
Ausschreibung, und welche Kosten sind zu wessen Lasten 
entstanden? 

7. Ist es zutreffend, daß der Aufsichtsrat der BTM am 22. Juni 
1995 abschließend über das Konzept für die Ausgestaltung 
der Arbeitsfelder und der Organisation der touristischen 
Auskunftsstellen beschließen wird? 

8. Ist es zutreffend, daß nach dem zu be::.chließenden Konzept 
für die große Mehrheit der 105 Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter der Berlin-Touristen-Information (BTI) keine beruf­
liche Perspektive in den Auskunftsstellen verbleibt? Welche 
sozialen und persönlichen Folgen hat dies fl.ir die Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeiter der BTI~ und welche personalwirt­
schaftlichen, inhaltlichen und finanziellen Folgen ergeben 
sich daraus flir die Senatsven.valtung flir Wirtschaft und 
Technologie? 

beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu l.: 

Ja; die Hotellerie leistete bisher fli.r 1995 Zahlungen in Höhe 
von l40 000 DM. Weitere 270 000 DM werden von den Hotels des 
Förderkreises in Kürze erwartet. 

Zu 2.: 

Die Gespräche mit der Hotellerie über freiwillige finanzielle 
Leistungen werden auf der Grundlage eines überarbeiteten Ver~ 
trages fortgeführt. 

Zu 3.: 

Nein; der BerlinR Tourismus Marketing GmbH (BTM) wurde 
ftlr 1995 ein Zuwendungsbescheid in Höhe von 4,75 Mio. DM 
erteilt. Davon wurden bisher 1 745 500 DM ausgezahlt. 

Die Mittel waren flir folgende Projekte be:.timmt: 

- Produktentwicklung (Werbemittel) 59 500 DM 

- Werbung 586 980 DM 

- VerkaufsfOrderung 

- Presse/ÖITentlichkeitsarbeit 

- Vertrieb/Versand 

796170 DM 

l45 850 DM 

l57 000 DM. 

Weitere Mittel in Höhe von 970 400 DM wurden im Juni 1995 
ausgezahlt; die Abrechnung dieser Mittel liegt noch nicht vor. 

Zu 4.: 

Die Verhandlungen mit der BTM über die Auskunftsstellen 
sind noch nicht abgeschlossen. Es liegt bisher kein Antrag der 
BTM flir zusätzliche Mittel aus dem Landeshaushalt vor. 

Zu 5.: 

Die BTM hat auf der Grundlage einer Status-Analyse ein Kon­
zept vorgelegt, das geeignet ist, die Wirtschaftlichk~it bei gleich­
bleibender Qualität der Touristeninformationen und erheblich 
erweitertem Leistungsangebot wesentlich zu erhöhen. Es soll ein 
flächendeckendes. in seinem Leistungsspektrum variables lnforR 
mationsangebot zur VerfUgung gestellt werden. 

Die BTM beabsichtigt die Einrichtung dreier ver~chiedener 
Typen von tnformationsstellen: 

- Servicecenter mit der kompletten Dienstleistungspalette 
(von der BTM selbst betrieben an je einem Standort in der 
City West und City Ost). 

Infopoints, die mit einer eingeschränkten DienstleistungspaR 
lette von der BTM gemeinsam mit Kooperationspartnern 
betrieben werden, 

- Lotsendienste flir AutoRTouristen an den Hauptverkehrsach­
sen. 

Zusätzlich sind ab etwa 1997 Selbstbediener-Infa-Terminals 
sowie ein Bcrlin-Caf6 vorgesehen. 
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Zu 6.: 

Das Konzept hat die BTM nach einer bes,;hränkten Ausschrei­
bung bei der Kienbaum Unternehmensberatung GmbH in Auf­
trag gegeben. Die Kosten werden von der BTM getragen. 

Zu 7.: 

In der Sitzung des Aufsichtsrats der BTM am 22. Juni 1995 
stand u. a. das Konzept zur Neustrukturierung der Auskunftsstel­
len auf der Tagesordnung. Ein Beschluß wurde nicht gefaßt. 

Zu 8.: 

Gegenstand der unter Punkt 4 genannten Verhandlungen mit 
der BTM ist auch der Einsatz von Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern, die gegenwärtig in den bestehenden Auskunftsstellen tätig 
sind. Ziel der Verhandlung ist es, den Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern der bisherigen Auskunftsstellen. die dies wünschen. die 
Möglichkeit zu eröffnen, in den neuen Auskunftsstellen der BTM 
zu arbeiten. Da sämtliche Stellen/Beschäftigungspositionen des 
ehemaligen VerkehrSamtes bereits mit differenzierten Wegfall­
vermerken versehen sind~ werden die Arbeitnehmer/innen, die 
nicht in den Informationsstellen der BTM eingesetzt werden, ab 
sofort in andere Bereiche der Berliner Verwaltung vermittelt. 

Zu 9.: 

Die Berlin Tourismus Marketing GmbH prüft den AnschlUß an 
das bundeseinheitliche touristische Informations- und Reservie­
rungssystem GermanSoft/CitySoft (START). das zur Zeit noch in 
der Entwicklung ist. Die Einftlhrung eines bundeseinheitlichen 
Systems wird vom Bundesministerium ftlr Wirtschaft untC;rstützt. 
Die entstehenden Kosten fUr den Anschluß an GermanSoft/City· 
Soft sind noch nicht bekannt; eine Ents~heidung ist bisher noch 
nicht gefallen. Die Berliner Bettenbörse und die BTM fUhren 
Gespräche über eine Kooperation. 

Berlin, den 21. Juli 1995 

In Vertretung 

Dr. Heuer 
Senatsverwaltung ftlr Wirtschaft und Technologie 

Eingegangen arn 24. Juli 1995 

Nr. 6801 
des Abgeordneten Dr. Reinhard Klein (F.D.P.) 
über Arbeitsergebnisse und Finanzierung 
der Energieagentur Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. Welche konkreten Arbeitsergebnisse hat die im November 
1992 gegründetet Energieagentur Berlin auf dem Gewerbe­
sektor vorzuweisen? 

2. Wurden Erfahrungen der Energieagenturen aus dem Saar­
land~ aus Harnburg und Nordrhein-Westfalen genutzt? 

3. Wieviel Arbeitskräfte sind direkt oder indirekt in der Ener­
gieagentur Berlin tätig, und wie ist der strukturelle Aufbau 
der Energieagentur? 

4. Wie hoch sind die Personal- und Büro- bzw. Verwaltungs­
kosten der Energieagentur aufgeschlüsselt nach Jahren? 

5. Mit welcher Begründung wurde die ursprüngllcb -in def Kon­
zeptstudie vorgeschlagene projektgebundene Förderung \'On 
500 TDM ftir die ersten 12 Monate auf 750 TDM im Haus· 
haltsplan Berfin erhöht und auf 3 Jahre ausgedehnt (ohne 
erkennbare Projektbindung)? 

6. Wie hoch sind die bisher erzielten Anteile der EnergieagenM 
tur, die durch Energieeinsparung in den beratenden Betrie-
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- ben entstanden sind, und werden diese Erlöse zur EigenM 
finanzierung eingesetzt? 

Berlin. den 31. Mai 1995 
Eingegangen am 31. Mai 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6801 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Fragestellung erweckt den falschen Eindruck. daß sich der 
Aufgabenbereich der Berliner Energieagentur GmbH auf den 
gewerblichen Bereich beschränken könnte. Der Gewerbesektor 
stellt jedoch nur einen Teilbereich des Aufgabenspektrums dar, 
der die Entwicklung. des Unternehmens nicht adäquat widerspie­
gelt. Daher wird folgende Auswahl aus den Projekten der Ener­
gieagentur gegeben: 

- Optimierung der Fernwärmeverteilung des Wissenschafts­
und Wirtschaftsstandortes Berlin-Adlershof mit ca. 160 
Unternehmen auf einer Fläche von 78 ha. Ermittlung der 
Einspar}lotentiale. Vorbereitung der verbrauchsabhängigen 
Heizkostenabrechnung und Optimierung der Brauchwasser­
versorgung. 

- Konzeption zur EnergieM und Kosteneinsparung durch Kraft­
Wärme-Kopplung sowie Wärmerückgewinnung bei der Pro­
duktion von Infusionslösungen (Fresenius AG, Friedberg/ 
Taunus). 

- Projektträgerschaft fUr Blockheizkraftwerk-Vorstudien im 
Auftrag der Senatsverwaltung fllr Stadtentwicklung und 
UmweltschulZ des Landes Berlin. 

- Entwicklung eines Setreibermodells zur Versorgung mit 
Wärme, Dampf, Kälte und Notstrom flir das Humboldt­
Krankenhaus in Berlin-Reinickendorf. 

- Energiekonzept für das Krankenhaus BerlinMNeukölln mit 
dem Einsatz eines Blockheizkraftwerks. 

- Entwurf des Energiekonzeptes zur Strom- und Wärmever­
sorgung für einen Block in Berlin-Prenzlauer Berg (Schule. 
Polizei- und Feuerwache). 

- Energiekurzanalysen für verschiedene Standorte des produ­
zierenden Gewerbes. 

- Optimierung voll kleinen Heizungspumpen für einen fUhren­
den Hersteller. 

Betreibermodelle: 

- Wärmeversorgung einer Wohnanlage mit 260 WohneinheiM 
ten. Laufzeit 15 Jahre. 

Veranstaltungen der Berliner Energieagentur GmbH 

- Workshops (Contracting). 

- Erstes Statusseminar "KraftMWärme-Kopplung" im Rahmen 
der ,.UTE.CH '95". 

- Beteiligung an der Klimamesse in Zusammenarbeit mit der 
Senatsverwaltung fllr Wirtschaft und Technologie. 

- Durchführung der Pankower Energietage am 27, und 28. Mai 
1995 in Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung für Wirt­
schaft und Technologie. 

Zu 2.: 

Es findet ein regelmäßiger Erfahrungsaustausch mit anderen 
Energieagenturen. nicht nur den in der Anfrage genannten. statt. 
Zu 3.: 

Die Geschäftsflihrung besteht aus zwei Personen. Unterhalb 
der Geschäfisftihrung ist die Energieagentur in zwei Bereiche 
gegliedert. Der kaufmännische Bereich wird von einem der 
beiden GeschäftsfUhrer geleitet, der technis-che von einem Proku­
risten. 
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ln der Berliner Energieagentur GmbH sind zur Zeit 18 Mitar­
beiter beschäftigt mit Schwerpunkten bei den Ingenieuren und 
Betriebswirtschaftlern. Es wird eine Kauffrau ftir Bürokommuni­
kation ausgebildet. Einige der Mitarbeiter sind projektbezogen 
nur vorübergehend in der Energieagentur tätig. Der Anteil der 
Mitarbeiterinnen liegt bei knapp 40 %. 

Zu 4.: 

Diese Frage ist betriebsintern und kann daher nicht beantwor­
tet werden. 

Zu 5.: 

Im Vorfeld der Gründung der Berliner Energieagentur GmbH 
ist auf Senatorenebene (SenFin, SenWiTech, SenStadtUm) 
beschlossen worden, der institutionellen Ansehubfinanzierung 
den Vorrang zu geben. Die Abweichungen zu den Vorschlägen 
der Konzeptstudie, die lediglich den Charakter einer groben 
Orientierungshilfe hatte und noch von den Voraussetzungen 
einer geteilten Stadt ausging, erklären sich insbesondere aus der 
Tatsache, daß die Energieagentur nach der Wiedervereinigung ein 
deutlich erweitertes Tätigkeitsfeld bearbeiten sollte. Der Verzicht 
auf eine projektbezogene Förderung zugunsten einer institutio­
nellen diente insbesondere der Stabilisierung des Unternehmens 
in der Aufbaupbase. 

Zu 6.: 

Die bisher durch die Arbeit der Energieagentur ausgelöste 
Energieeinsparung läßt sich nicht quantifizieren, da 

- die Projekte sehr unterschiedlichen Charakter haben (z. B. 
Optimierung der Brauchwasserversorgung eines GroßforM 
schungsinstituts, BHKWM Vorstudien, Pankower EnergieM 
tage), 

- bisher noch keine hinreichend repräsentativen Erfahrungs­
zeiten (mehrere Heizperioden) vorliegen und 

- finanzielle Mittel für entsprechende Erhebungen nicht vor­
gesehen sind. 

Die Fragestellung verkennt insgesamt, daß eine Energieagen­
tur, die sich am Markt durchsetzen muß, nicht bereits in der Start­
phase eine Selektierung möglicher Geschäfte nach dem Parame­
ter "Maximierung der Einsparung" vornehmen kann. Generell ist 
festzustellen, daß die Agentur in den vergangeneu 12 Monaten 
eine positive Geschäftsentwicklung aufzuweisen hat, so daß diese 
Institution den ihr zugedachten Beitrag im Rahmen der ökologi­
schen Energiepolitik des Senats leisten wird. 

Die Verwendung eingesparter Energiekosten zur Amortisation 
von Investitionskosten erfolgt üblicherweise nur im Rahmen von 
Contracting-Projekten. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Dr. Meisner 
Senator flir Wirtschaft und Technologie 

Eingegangen am 13. Juli 1995 

Nr. 6806 
des Abgeordneten Michael Cramer 
(Bündnis 90/Grüne [AL)IUFV) 
über Abriß des denkmalgeschützten S-Bahnhofs 
Lehrter Stadtbahnhof 

Ich frage den Senat: 

1. lst dem Senat bekannt, daß der Lehrtee Stadtbahnhof einer 
der letzten Bahnhöfe aus der Gründerzeit ist und unter 
Denkmalschutz steht? Wenn ja, wann wurde der Bahnhof 
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gebaut? Warum wurde er wann unter Denkmalschutz 
gestellt, und wie viele Bahnhöfe existieren noch aus dieser 
Zeit? 

2. Ist dem Senat bekannt, daß der Lehrter Stadtbahnhof seiner­
zeit in einem SchinkelM Wettbewerb den 1. Preis erhielt? 
Wenn ja, mit welcher Begründung wurde dieser Preis verlie­
hen? Vlie bewertet der Senat diese Auszeichnung, und aus 
welchen Gründen ist der Denkmalschutz aufgehoben wor­
den? 

3. Hat sich der Senat Gedanken darüber gemacht, ob der 
S~Bahnhof- ähnlich wie seinerzeit die MMBahnhöfe - vor 
Abriß kulturarchitektonischerfaßt und an anderer Stelle auf­
gebaut wird? Wenn nein, warum nicht? Wenn, ja welche Ver­
wendungsmöglichkeit würde der Senat gegebenenfalls 
sehen? 

Berlin, den 29. Mai 1995 
Eingegangen am L Juni 1995 

Antwort (Schlußbcricht) aur die Kleine Anfrage Nr. 6806 

lm Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Station "Lehrter Stadtbahnhor' derS-Bahn ist erst mit dem 
am 7. Mai 1995 in Kraft getretenen Denkmalschutzgesetz Berlin 
ein eingetragenes Baudenkmal. Baugeschichte und Bedeutung 
der 1880 errichteten Anlage sind dem Senat bekannt und in der 
Veröffentlichung "Die Bauwerke der Berliner S~Bahn. Die Stadt­
bahn" der Senatsverwaltung fllr Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz bereits 1984 vorgestellt worden. Die $-Bahnstrecke besitzt 
mit .,Bellevue" und "Hackescher Markt" noch zwei Bahnhöfe glei­
chen TyDs, wenn auch anderer architektonischer Gestaltung. 

Zu 2.: 

Dem Senat sowie dem Architekten- und Ingenieur~ Verein als 
Ausleber ist kein Schinkel-Wettbewerb bekannt, der sich mit dem 
..Lehrter Stadtbahnhor• befaßt hätte. Der Denkmalschutz der 
baulichen Anlage ist nicht aufgehoben worden, sondern das 
Schicksal des Baudenkmals wird entschieden als Folge des Abwä­
gens zwischen konkurrierenden öffentlichen Interessen. 

Zu 3.: 

Der Senat wird Sorge daflir tragen, daß die bauliche Anlage 
ausführlich dokumentiert wird. Ein Wiederaufbau der Halle ist 
zwar technisch denkbar, mußte aber aus Gründen der BetriebsM 
und Verkehrssicherheit im Bereich des Schienenverkehrs aus~ 
scheiden. 

Berlin, den 7. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang B r an o n er 
Senatsverwaltung fLi:r Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am II. Juli 1995 

Nr. 6813 
der Abgeordneten Elke Herer (POS) 
über sexuelle Gewalt gegen Frauen 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Vergewaltigungen und sexuelle Nötigungen wur~ 
den 1994 angezeigt (bitte nach Straftat, nach verletzter Straf· 
norm und Bezirken aufschlüsseln)? 
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2. Wie viele Ermittlungsverfahren wegen Vergewaltigungen 
und sexueller Nötigung gab es (bitte nach Straftat und Bezir­
ken getrennt auff'ühren)? 

3. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden eingestellt (bitle 
nach Straftat und Bezirken auflisten)? 

4. Wie viele Männer sind 1994 wegen Vergewaltigung oder 
sexueller Nötigung verurteilt worden (bitte nach Straftat und 
Bezirken auflisten)? 

5. Wie viele Männer begingen diese Straftaten unter Alkohol-
oder Drogeneinfluß? 

6. Wie hoch war das jeweilige Strafmaß? 

7. Wie viele freisprüche gab es? 

8. Wie oft wurde das Recht auf Nebenklage wahrgenommen? 

9. Wie viele Vergewaltigungen und sexuelle Nötigungen in der 
Ehe wurden angezeigt (bitte nach Straftaten und Bezirken 
auflisten)? 

10. In welcher Form wurde diesen Anzeigen nachgegangen? 
Gab es Anklagen wegen Nötigung? 

11. Welche Maßnahmen zur Prävention von sexueller Gewalt 
unternimmt die Landesregierung bzw. wird die Landesregie­
rung zukünftig unternehmen? 

12. Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Gewaltpräven­
tion und den Umgang mit Opfern von sexueller Gewalt zum 
Inhalt von Ausbildung und Fortbildung der Polizei und der 
Justiz zu machen? 

13. Welche Aldivit.äten plant die Landesregierung. im Hinblick 
auf Aufklärung über die herrschenden Strukturen, die zu 
sexueller Gewalt gegen Frauen führen bzw. diese begünsti­
gen? 

Ber1in, den 30. Mai 1995 

Eingegangen am I. Juni 1995 

Antwort (Scb1ußbericbt) auf die Kleine Anfrage Nr. 6813 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Im Jahr 1994 sind nach der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS? Ausgangsstatistik: Sachverhalt nach Abschluß der Ermitt­
lungen) 

462 Straftaten nach § 177 StGB (Vergewaltigung) und 

355 Straftaten nach § 178 StGB (sexuelle Nötigung) 

angezeigt worden. Ca. 30 % der Vergewaltigungen und ca. 20% 
der sexueUen Nötigungen waren Versuchshandlungen. Zu beach­
ten ist, daß eine eindeutige Differenzierung zwischen versuchten 
Vergewaltigungstaten und versuchten bzw. auch vollendeten 
sexuellen Nötigungshandlungen nicht in allenFällen möglich ist. 
Denn bei einer nicht vollendeten Tat kano die wahre Absicht des 
Täters nur angenommen werden, während bei einer vollendeten 
sexuellen Nötigung mitunter auch die Vergewaltigung Täterab­
sicht gewesen sein mag. 

Eine getrennte Darstellung dererfaßten Delikte nach Bezirken 
ist nicht möglich, weil das Merkmal ,.Bezirk" kein Erfassungskri­
terium der PKS ist. 

Um überhaupt eine Tendenzaussage im erbetenen Rahmen 
geben zu können, wurde von der zuständigen Fachinspektion 
beim Lande:skriminalamt eine Auswertung der von ihr gefLi.hrten 
internen Geschäftsstatistik (Eingangsstatistik: SaL.:hverhait bei 
Anzeigenaufnahme) fU:r sechs Bezirke der ehemaligen West- und 
Ostteile der Stadt vorgenommen, dte durchaus repräsentativen 
Charakter haben. Einschränkend ist festzustellen, daß diese 
Daten nur den unmittelbaren Geschäftsbereich der Fachinspek­
tion berühren, demnach geringer ausfallen? nicht bereinigt sind 
und somit geringfli.gig von der Polizeilichen Kriminalstatistik 
abweichen. 
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Bezirk 

Neukölln 

Kreuzberg 

Schöneberg 

Charlottenburg 

Spandau 

Reinickendorf 

Mitte 

Hellersdorf 

Hohenschönhausen 

Treptow 

Köpenick 

Pankow 

Vergewalti~ 

gungen 
1994 

48 

37 

23 

25 

23 

18 

16 

15 

13 

14 

6 
7 
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Sexuelle 
Nötigungen 

1994 

21 

13 

18 

15 

11 

14 

11 

8 

5 

3 

9 

4 

Total 

69 
50 

41 

40 

34 

32 

27 

23 

18 

17 

15 

11 

Ohne differenzierte Erfassung der Delikte zu§§ 177, 178 gibt 
Qie nachfolgende vergleichende Übersicht fli.r 1993/1994 die Ent­
wicklung. der vorgenannten Sexualdelikte in den o. a. erwähnten 
Bezirken gleichfalls wieder: 

Bezirk 

Neukölln 

Kreuzberg 

Schöneberg 

Char1ottenburg 

Spandau 

Reinickendorf 

Mitte 

Hellersdorf 

Hohenschönhausen 

Treptow 

Köpenick 

Pank.ow 

Total 

Zu 2.: 

Vergewalti-
gongen 

1993 

79 

63 

43 

43 

49 

41 

29 

16 

21 

18 

22 

15 

439 

Sexuelle Verände-
Nötigung rungen 

1994 

69 -10 

50 - 13 

41 - 2 

40 - 3 

34 - 15 

32 9 

27 2 

23 + 7 

18 3 

17 1 

15 7 

11 4 

377 -62 

=-14% 

Im Dezernat 70 derStaatsanwaltschart I bei dem Landgericht 
Berlin, das ausschließlich mit der Bearbeitung von Sexualdelikten 
befaßt ist, waren im Jahre 1994 

532 Ermittlungsverfahren wegen einer Straftat nach§ 177 StOB, 

277 Ermittlungsverfahren wegen einer Straftat nach§ 178 StGB 
und 

97 Ermittlungsverfahren wegen Straftaten, die beide Delikte 
zum Gegenstand hatten, 

58 Ermittlungsverfahren wegen einer Straftat nach§ 240 StOB 
(Nötigung), 

anhängig. 

Eine Aufschlüsselung nach Bezirken ist im Rahmen der gefLihr­
ten Statistiken nicht möglich. 

( 



Abgeordnetenhaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Zu 3.: 

Zur Feststellung der Anzahl der eingestellten Verfahren ist 
ermittelt worden, welchen Abschluß die im Jahre 1994 neu einge­
tragenen Verfahren gefunden haben, wobei insoweit die Tatbe­
stände der§§ 177, 178 und 240 StGB in einer Gesamtaufstellung 
erfaßt sind und der Erledigungszeitraum sich bis zum Abfrageda­
tum (29. Juni 1995) erstreckt. 

Von den bei der Beantwortung der Frage 2 aufgeschlüsselten 
Neueingängen des Dezernats 70 während des Jahres 1994, die 
sich insgesamt auf 964 Verfahren belaufen, sind 651 Verfahren 
nach§ 170 Abs. 2 StPO eingestellt worden, davon 380 Verfahren, 
weil der Beschuldigte nicht namhaft gemacht werden konnte. 
Den Einstellungen stehen 197 Fälle der öffentlichen Klageerhe­
bung, 75 sonstige Erledigungen (z. B. vorläufige Einstellungen 
des Verfahrens mangels Kenntnis des Aufenthaltsortes des 
Beschuldigten) und 41 noch nicht abgeschlossene Verfahren 
gegenüber. 

Eine Aufschlüsselung nach Bezirken ist auch hier nicht mög­
lich. 

Zu 4.: 

Im Jahre 1994 sind 118 Verurteilungen wegen Straftaten nach 
den§§ 177, 178 StGB ausgesprochen worden. Eine Aufschlüsse­
lung nach Delikten ist nicht möglich. 

Zu beachten ist hierbei, daß es sich bei den Verurteilungen 
überwiegend nicht um Verfahren handelt, die im Jahre 1994 ein­
gegangen sind. Die Zahl vermag also lediglich über die Zahl der 
Verurteilungen im Jahre 1994 zu informieren, nicht dagegen Auf­
schluß darüber zu verschaffen, in wieviel Prozent der angeklagten 
Fälle auch Verurteilungen ausgesprochen werden. 

Zu 5.: 

Aufzeichnungen zur Frage des Alkohol- oder Drogeneinflusses 
der Täter werden nicht geflihrt. Die Frage kann daher nicht 
beantwortet werden. 

Zu 6.: 

Zum Strafmaß bei den zu 4 aufgeflihrten 118 Verurteilungen 
weist die Übersicht im Dezernat 70 folgendes aus: 

Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr: 38 

Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren: 41 

Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren: 15 

Freiheitsstrafen bis zu vier Jahren: 13 

Freiheitsstrafen über vier Jahre: 11. 

Zu 7.: 

In den im Jahre 1994 gerichtlich veihandelten Verfahren des 
Dezernats 70 - deliktsmäßige Zuordnungen sind ohne aufwen­
dige Einzelprlifungen nicht möglich - sind 39 Freisprüche ergan­
gen. 

Zu 8.: 

Feststellungen zur Häufigkeit der Erhebung der Nebenklage 
können mangels entsprechender Statistik nicht getroffen werden. 
Einer Schätzung zufolge dürfte die Nebenklage in 60 bis 70% der 
Verfahren erhoben werden. 

Zu 9.: 

Die§§ 177 und 178 StGB finden nur aufaußereheliche sexuelle 
Handlungen Anwendung. Vergleichbure Handlungen innerhalb 
der Ehe können nur über die Tatbestände der §§ 223, 223 a, 224 
StGB (Körperverletzung, gefahrliehe und schwere Körperverlet­
zung) und § 240 StGB (Nötigung) verfolgt werden. 

Die Interpretation der Anzeigentexte von Geschädigten (Sach­
verhaltsschilderung) auf der Grundlage der für die unter 1. 
genannten Bezirke ausgewerteten Geschäftsstatistik gibt in analo­
ger Einordnung zu den Delikten "Vergewaltigung" und "sexuelle 
Nötigung"' Auskunft über vergleichbare Handlungen in der Ehe: 
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Bezirk "Vergewalti- "Sexuelle Total 
gungen" 1994 Nötigung" 
Ehe eheähnl. Ehe eheähnl. 

Neukölln 0 3 5 

Kreuzberg 0 I 2 4 

Schöneberg 0 0 3 I 4 
Charlottenburg 0 0 0 0 0 

Spandau 0 0 0 1 

Reinickendorf 0 0 2 0 2 

Mitte 0 0 1 1 2 

Hohenschönhausen 1 0 0 I 2 

Köpenick 0 0 2 0 2 

Treptow 0 I 0 0 

Hellersdorf 2 0 0 3 

Pankow 0 0 0 0 0 

Total 26 

Zu 10.: 

Im Jahre 1994 wurde in 12 Fällen Anklage wegen Nötigung 
(§ 240 StGB) erhoben. 

Zu 11.: 

Zur Beantwortung dieser Frage verweisen wir auf unsere Aus-
flihrungen zu ZifTer 8 der Antwort auf die Kleine Anfrage 
Nr.681l. 

Zu 12.: 

Zur Beantwortung dieser Frage verweisen wir auf unsere Aus­
flihrungen zu Ziffer 7 der Antwort auf die Kleine Anfrage 
Nr. 6811. 

Zu 13.: 

Dem Senat sind keine "herrschenden Strukturen", die zu sexu­
eller Gewalt gegen Frauen führen bzw. diese begünstigen, 
bekannt. 

Die Ursachen sexueller Gewalt lassen sich nicht aufmöglicher­
weise vorhandene gesellschaftliche Strukturen zurückführen, 
sondern haben nach der insoweit noch nicht abgeschlossenen kri­
minologischen sowie neurologisch-psychiatrischen Forschung 
mannigfaltige Ursachen. Zumindest in wesentlichen Bereichen 
unterliegen diese Ursachen in einem demokratischen Rechtsstaat 
keiner staatlichen Einflußnahme. 

Berlin, den 19. Juli 1995 

Dr. Lore Maria Pesehel-Gutzeit 
Senatorin flir Justiz 

Eingegangen am 21. Juli 1995 

Nr. 6819 
der Abgeordneten Dr. Sibyii-Anka Klotz 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über Frauenförderung in Unternehmen mit 
Mehrheit~beteiligung des Landes Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. An welchen Unternehmen hält das Land Berlin zum 31. Mai 
1995 eine Mehrheitsbeteiligung? 
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2. In welchen dieser Unternehmen findet eine FrauenfOrde~ 
rung (gewählte Frauenvertreterin~ FrauenfOrderilfan) entR 
sprechend der Selbstbindung des Senats in Drs 12/4576 statt? 

3, Wie sind die Arbeitsbedingungen dieser Frau~nvertreterin­
nen geregelt (Umfang der Freistellung, Amtsausstattung, 
Mitarbeit in der Landesarbeitsgemeinschaft der gewählten 
Frauenvertreterinnen usw.)? 

Berlin, den 1. Juni 1995 

Eingegangen am 6. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6819 

lm Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Das Land Berlin hält an folgenden Unternehmen zum Stichtag 
31. Mai 1995 eine Mehrheitsbeteiligung: 

Bankgesellschaft Ber!in AG 

BGZ Berliner Gesellschaft fUr entwicklungspolitische Zusam~ 
menarbeit mbH 

Berliner Großmarkt GmbH (BGM) 

Betriebsgesellschaft Stadtgüter mbH 

KPM·König1iche Porzellan-Manufaktur GmbH 

Berliner Kraft- und Licht (Bewag)-AG 

GASAG Berliner Gaswerke AG 

IGB Industriebahn-Gesellschaft Berlin mbH 

Teltowkanal AG 

WirtschaftsfOrderung Berlin GmbH 

BLEG Berliner Landesentwicklungsgesellschaft rnbH 

BLEG Berliner Landesentwicklungsgesellschaft rnbH & Co. 
Grundstück.s-KG 

WlSTA Management GmbH, Wissenschafts~ und Wirtschafts­
standort Berlin-Adlershof 

ERB Entwicklungsträgergesellschaft Rummelsburger Bucht mbH 

GewerbesiedlungsRGesellschaft mbH 

ARWOBAU Apartment- und Wohnungsbaugesellschaft mbH 

Berliner Wohn- und Geschäftshaus GmbH (BEWOGE) 

DEGEWORDeutsche Gesellschaft zur Förderung des Wohnungs­
baues gern. AG 

GEHAG gern. Heimstätten~AG 

Gemeinnützige Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft Berlin 
mbh (GSW) 

GeSoBau Gesellschaft flir sozialen Wohnungsbau ,gern. AG 

GEWOBAG Gemeinnützige Wohnungsbau~Aktiengesellschaft 
Groß-Berlin 

KÖWOGE Köpenicker Wohnungsgesellschaft mbH 

STADT UND LAND Wohnbauten-Gesellschaft mbH 

WBM Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH 

WlP Wohnungsbaugesellschaft Prenzlauer Berg robH 

WlR Wohnungsbaugesellschaft in Berlin mbH 

Wohnungsbaugesellschaft Friedrichshain mbH 

Wohnungsbaugesellschaft Hellersdorf mbH 

Wohnungsbaugesellschaft Hohenschönhausen mbH 

Wohnungsbaugesellschaft Lichtenberg mbH 

Wohnungsbaugesellschaft Marzahn mbH 
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Wohnul).g.sbaugesellschaft Weißensee mbH 

Berliner Kulturveranstaltungs- und Verwaltungsgesellschaft mbH 

Friedrichstadtpalast Betriebsgesellschaft mbH 

HebbelRTheater Berlin GmbH 

Theater des Westens gern. Betriebsgesellschaft mbH 

-- :13-erHnfr Pirk uiid Garten Entwit:kli.mgs- und Betriebsgesellschaft 
mbH 

Grün Berlin Gesellschaft für Freiraumgestaltung mbH 

Messe Berlin GmbH 

Kinder- und Jugendfreizeitzentrum Wuhlheide - Landesmusik­
akademie -(gern.) Betriebsgesellschaft mbH (FEZ) 

OSB Sportstättenbauten GmbH 

Berliner Werkstätten ftlr Behinderte GmbH 

Zu 2. und 3.: 

Bisher sind lediglich die Berliner Gaswerke (GASAG)- Eigen­
betrieb des Landes Berlin - in di~ Aktiengeseltschaft Berliner 
Gaswerke AG und, vor ihrer Einbringung in die Bankgesellschaft 
Berlin AG zum 1. Januar 1994~ die Berliner Pfandbriefbank 
-Anstalt des öffentlichen Rechts - in die Aktiengesellschaft Ber~ 
liner Hypotheken- und Pfandbriefbank AG umgewandelt 
worden. 

Über die Sicherung der FrauenfOrderung entsprechend den 
Regelungen des öffentlichen Dienstes nach der Umwandlung 
dieser Unternehmen hat der Senat dem Abgeordnetenhaus 
bereits mit den Mitteilungen- zur Kenntnisnahme- vom 16. Fe­
bruar 1993 - Drs 12/2488- und vom 27. Dezember 1993 - Drs 121 
365S - berichtet. 

Seit dem mit der Mitteilung- zur Kenntnisnahme -über Siehe~ 
rung der FrauenfOrderung entsprechend den Regelungen des 
öffentlichen Dienstes nach Umwandlung von öffentlich-recht­
lichen Unternehmen in eine andere Rechtsform oder bei Neu­
gründung von Gesellschaften mit Mehrheitsbeteiligung des Lan­
des Berlin vom 20. Juni 1994- Drs 12/4576 -erstatteten Bericht 
des Senats sind zwei Gesellschaften mit Mehrheitsbeteiligung des 
Landes Berlin neu gegründet worden. 

Dies sind 

- die Friedrichstadtpalast Betriebsgesellschaft mbH und 

- das Kinder- und Jugendfreizeitzentrum \Vuhlheide -
Landesmusikakademie - (gern.) Betriebsgesellschaft mbH 
(FE_Z), __ _ 

Nach Mitteilung der Friedrichstadtpa!ast Betrie.bsgesellschaft 
mbH sind die in der Drs 12/4576 festgelegten Grundsätze der 
FrauenfOrderung dort bisher nicht umgesetzt, insbesondere ist 
keine Frauenvertreterirr gewählt worden. 

Der Senat wird nunmehr darauf hin wirken, daß die Belange der 
FrauenfOrderung entsprechend der Erfordernisse und Möglich~ 
keiten der Gesellschaft verwirklicht werden. 

Das FEZ Wuhlheide hat mitgeteilt. daß die Grundsätze der 
FrauenfOrderung dort bea1.:htet werden. Die 'Wahl einer Frauen­
vertreterin ist in Vorbereitung und soll zum September 1995 abge­
schlossen sein. Ein schnelleres Wahlverfahren war infolge zahl­
reicher organisatorischer Erfordernisse in Zusammenhang mit 
dem Betriebsbeginn zum 1. Januar 1995, u. a. Wahl des Betriebs­
rates~ nicht möglich. Die gewählte Frauenvertreterio wird zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben in dem erforderlichen Umfang 
von ihren Dienstgeschäften freigestellt und mit den notwendigen 
Mitlein ausgestattet w-erden.. -

Berlin, den 18. Juli 1995 

In Vertretung 

Kurth 
Senatsverwaltung für Finanzen 

Eingegangen am 21. Juli 1995 
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Nr. 6824 
der Abgeordneten Sybille Volkholz 
(Bündnis 90/Grüne [AL]IUFV) 
über Unterrichtsausfall am Gauß-Gymnasium 
(Pankow) 

Ich frage den Senat; 

1. Ist dem Senat bekannt, daß im Gauß~Gymnasium seit zwei 
Jahren Unterricht ausfallt? 

2. Sieht der Senat einen Zusammenhang zwischen Unterrichts~ 
ausfall und Durchfallquote in den Abiturprüfungen des letz~ 
ten Jahres? 
Wie hoch war die Durchfallquote im Jahr 1993/94? 

3. Wie viele Unterrichtsstunden sind im Schuljahr 1994/95 bis 
zum Stichtag 31. März 1995 ausgefallen, wie Yiele wurden 
fachfremd vertreten (bitte nach Fächern getrennt auflisten)? 

4. Welche Maßnahmen wird das Landesschulamt ergreifen, um 
den Unterricht abzudecken? 

Berlin, den 6. Juni 1995 

Eingegangen am 7. Juni 1995 

Antwort (Scblußbcricht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6824 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt; 

Zu 1.: 

Ja. Der Schulaufsicht im Landesschulamt war die teilweise 
komplizierte Situation im Schuljahr 1994/1995 an der Gauß~ 
Oberschule bekannt. 

Zu 2.: 

Nein. Ein Zusammenhang zwischen Unterrichtsausfall und 
Durchfallquote in der Abiturprüfung ist aus den vorliegenden 
Informationen nicht ersichtlich. 

Der prozentuale Anteil der Schüler, die zu Beginn des 4. Kurs~ 
halbjahres zur Abiturprüfung zugelassen wurden und das Abitur 
nicht be:;tanden haben, betrug im Schuljahr 199311994 an der 
obengenannten Schule 26%. 199411995 haben von 53 Schülern, 
die zum Abitur zugelassen wurden, 6 Schüler das Abitur nicht 
bestanden (11 %). Diese Durchfallquote liegt im Rahmen des 
Üblichen. 

Zu 3.: 

Grundsätzlich muß zunächst festgestellt werden, daß Unter~ 
riebtsausfall durch nicht vorhersehbare Erkrankungen von Lehr~ 
kräften nicht immer zu vermeiden ist. Wenn, wie an dieser 
Schule, zeitweise mehrere Kollegen unvorhergesehen langfristig 
erkranken und zusätzlich im gleichen Zeitraum zwei Kollegen 
vom Dienst suspendiert werden, besteht nicht immer sofort die 
Möglichkeit, den Unterricht fachgerecht im vollen Umfang zu 
erteilen. Für die Organisation von Vertretungen müssen dann 
Prioritäten gesetzt werden. So wird z. B. der Unterrichtsausfall in 
der Kursphase und hier insbesondere im Abiturjahrgang weit­
gehend vermieden, ebenso der Unterrichtsausfall in den sieben­
ten Klassen während der Probezeit. Insgesamt sind an der Schule 
(Stand 28. Juni 1995) im Schuljahr 1994/ 1995 5,7 Ofo der Unter­
richtsstunden ausgefallen. 

Vom Ausfall besonders betroffen waren die Fächer Mathema~ 
tik, Englisch, Französisch, Physik, Russisch, Geschichte und 
Latein. Eine detaillierte Aufstellung des Unterrichtsausfalls nach 
Fächern ist unter Berücksichtigung der obigen AusfLihrungen 
nicht immer aussagekräftig, da sich der verstärkte Unterrichtsaus­
fall auch von Klasse zu Klasse andersartig darstellt. 
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Zu 4.: 

Das Landesschulamt hat abgesichert, daß im neuen Schuljahr 
der Stundenbedarf fachgerecht voll abgedeckt ist. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

In Vertretung 

Ulrich Arndt 
Senatsverwaltung ftir Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 19. Juli 1995 

Nr. 6825 
des Abgeordneten Hartwig Berger 
(Bündnis 90/Grüne [AL[IUFV) 
über organisatorische Artisten unter dem Drahtseil 
auf dem Klimagipfel 

Ich frage den Senat: 

1. Wann erfolgte die Ausschreibung flir das Rahmenprogramm 
des Senats von Berlin zur UN-Klimakonferenz. und welche 
Firmen hatten sich beworben? 

2. Wann ist der Vertr~~ zwischen dem Senat von Berlin und der 
Firma W.~C. zur Offentlichkeitsarbeit fllr den Klimagipfel 
abgeschlossen worden? 

3. Wie viele und welche Vorschläge wurden von der Firma 
W.~C. gemacht, und welche davon wurden umgesetzt? 
Aus welchen Gründen wurden die anderen verworfen? 

4. War die Agentur W.-C. einziger kommerzieller Auftragneh­
mer für Senatsprojekte zum Klimagipfel, wenn nein: welche 
sonst? 

5. Was qualifizierte die Agentur W.-C. in den Augen des Senats 
dazu, ein Projekt wie den Hochseilakt durchzuführen? 

6. Wie lautete die konkrete Aufgabenstellung fllr die Firma 
Vl.~C. im Projekt der Auftaktveranstaltung "Klimabalance ... 
und wurde diese erbracht? · 

7. Wieviel hat die Durchflihrung des Drahtseilaktes gekostet, 
und wie teilen sich die Kosten auf? 
Aus welchem "Topf' stammte das Geld? 

8. Welcher Prozentsatz des Gesamtkos-ten der "Klimabalance .. 
wurde mit der Agentur W.-C. vereinbart, oder wurde ein 
Fixum ausgehandelt? 

9. Wie viele Besucher wurden in der Ausstellung .. Global 
Change" im Botanischen Garten gezählt? 
Was hat diese Ausstellung gekostet, und wieviel gingen 
davon an die Agentur W.~C.? 

10. Beabsichtigt der Senat von Berlin, mit der Firma W.~C. wei~ 
tere Projekte durchzuftlhren, und wenn ja, welche? 

Berlin, den 2. Juni 1995 

Eingegangen am 7. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6825 

[m Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Im Juli 1994 wurden vier Firmen gebeten, Vorschläge für die 
Öffentlichkeitsarbeit des Rahmenprogramms zum Klimagipfel 
abzugeben. 
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Zu 2.: 

Am 11. November 1994 

Zu 3.: 

I. Drahtseilakt 
2. Ausstellung GLOBAL CHANGE 
3. Klimameile 
4. Installation Neptunbrunnen 
5. Installation Kompaß/Equator am Brandenburger Tor 
6. Wertstoflblock am Ernst-Reuter-Platz 
7. Eispyramide/Schwimmeode Kontinente 

Realisiert wurden die Projekte zu I. und 2., das Projekt zu 
4. wurde in den Drahtsellakt einbezogen. Die weiteren Projekte 
wurden wegen mangelnden Engagements von Sponsoren, im 
Falle der Klimameile auch wegen einer zu geringen Anzahl von 
Anmeldungen, nicht durchgefLihrt. 

Zu 4.: 

Nein. Weitere Auftragnehmer waren verschiedene Büros u. a. 
zur Erstellung des Magazins ,.Berlin Klima '95", zur Erstellung 
der Ausstellung .,Solares Bauen ... zur Durchführung von Ein­
zelveranstaltungen und zur Erstellung der Broschüre ,.Klima 
Berlin"'. 

Zu 5.: 
Der Hochseilakt ,.Klimabalance" war Teil des Gesamtkonze-pts, 

das die Fa. Wachs-Communication unterbreitet hatte. Dieses 
Konzept erhielt als das ideenreichste de_n Zu_schlag, es nahm mit 
seinen Bestandteilen deuUich unmittelbar u_nd.ausgewogener auf 
das zu begleitende Ereignis - den Klimagipfel - Bezug. 

Zu 6.: 

Die konkrete Aufgabenstellung ergibt sich aus dem Vertrag 
zwischen Partner fllr Berlin und V{achs-Communication. 

Zu 7.: 
Beantragt waren 1,95 Mio. DM, die tatsächlichen Kosten liegen 

laut Auskunft der Partner für Berlin etwa 20 000 DM darunter. 
Das Geld wurde von der Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin 
auf Antrag der Partner fLir ßerlin zur Verfügung gesteilt. 

Zu 8.: 

Die konkreten Vertragsinhalte zwischen Partner fllr ßerlin und 
Wachs-Communlcation sind privatrechtlicher Natur. 

Zu 9.: 

Insgesamt wurden 30 800 Besucher gezählt, das entspricht 
513 Besuchern pro Tag. Nach Auskunft der Partner flir Berlin hat 
die Ausstellung 809 000 DM gekostet, worin der Umbau der Aus­
stellung im Modulverfahren eingeschlossen ist, der den weiteren 
Transport der Objekte zu neuen Ausstellungsorten unter Vermei­
dung von Abfall gewährleistet. 

Zu 10.: 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind keine entsprechenden Vor­
haben bekannt. 

Berlin, den 10. Juli 1995 
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ln Vertretung 

Wolfgang Branoner 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 13. Juli 1995 
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Nr. 6826 
der Abgeordneten Ulrike Neumann (SPD) 
über Wasserqualität, Rohrspiilungen und sparsamen 
Umgang mit dem knapper werdenden Grundwasser 

Ich frage den Senat: 

I. Auf welchen Ursachen beruht es~ wenn aus dem Trinkwas­
sernetz der Berliner Wasserbetriebe braun gefärbtes Wasser 
fließt? 

2. Wie hoch darf der Wert des im Trinkwasser enthaltenen 
Eisen- bzw. Rostanteils nach den für die Berliner Wasser­
betriebe geltenden Richtlinien sein? 
Ab wann kann erhöhter Eisengehalt zu Beeinträchtigungen 
der Gesundheit führen? 

3. Welche Maßnahmen werden angewandt, wenn das Trinkwas­
ser zu braun erscheint~ der Eisenanteil also zu hoch ist? 
Nach welchen Gesichtspunkten wird unter verschiedenen 
Möglichkeiten ausgewählt? 

4. Sind Rohrspülungen, bei denen Wasser mit hohem Druck 
aus Hydranten auf die Straße abgelassen wird, geeignet, das 
Problem entsprechender Verunreinigungen dauerhaft zu 
beheben? 
Stellt der Einbau von Filtern eine mögliche Alternative dar? 
In welchen Fällen ist eine Erneuerung von Teilen des Rohr­
netzes erforderlich? 

5. Erscheint es angesichts steigender Wasserpreise und wach­
sender Einsicht weiter Teile der Bevölkerung in die ökologi­
sche Bedeutung des Wassers noch vertretbar, daß bei Rohr­
spülungen Trinkwasser ungenutzt in die Straßenkanalisation 
abgeleitet wird? 
Besteht hier nicht die Möglichkeit, das Wasser in Tankwagen 
aufzufangen und gerade im Sommer für die Bewässerung 
von Straßenbäumen zu nutzen? 

6. Sind häufige, teilweise mehrstündige Rohrspülungen, etwa 
am 13. und 29. März 1995, am 4. und 6. April sowie am 5. Mai 
1995 in der TollensestraBe in Lichterfelde, .,normal"? 
Welche Ursache haben diese häufigen Spülungen? Sind in 
diesem Fall nicht andere Maßnahmen zur Verbesserung der 
Wasserqualität erforderlich? 

Berlin, den 6. Juni 1995 

Eingegangen am 7. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6826 

Im Namen des Senats von Beriin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu den Fragen l. und 3. bis 6. haben uns die Berliner Wasser­
betriebe folgendes mitgeteilt: 

Zu 1.: 

Das Berliner Rohrnetz hat ein Durchschnittsalter von ca. 65 
Jahren. Von den 7 715 km Versorgungs- und Hauptleitungen 
bestehen über 5 000 km Rohrleitungen aus GraugußmateriaL 
Während des jahrzehntelangen Betriebes fanden und finden 
Eisenablagerungen statt, die sie,;h durch Braunfarbung des Trink­
wassers bzw. durch Auftreten von Inkrustationsteilehen im Trink­
wasser unangenehm am Zapfhahn bemerkbar machen können. 
Besonders ist das Versorgungsnetz an Endsträngen und an den 
Grei::tzbereichen von Versorgungsgebieten der Wasserwerke 
betroffen. Begünstigt wird das Aufwirbeln der Eisenablagerungen 
durch Reparaturarbeiten am Rohrnetz (Sperren und Öffnen von 
Absprerrschiebern - Fließrichtungsänderungen} und durch Ver­
änderung des Entnahmeverhaltens der Verbraucher (Erhöhung 
der Fließgeschwindigkeiten). 
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Zu 2.: 

In der Verordnung über Trinkwaser und über Wasser fLlr 
Lebensmittelbetriebe (TrinkwV) ist Eisen unter der laufenden 
Nr. 14 in der Anlage 4 zu§ 3 mit dem Grenzwert von 0,2 mg/1 auf­
geführt (gemessen als Eisen mit einem zulässigen Fehler von 0,01 
mg/1). Im Trinkwasser fUhren höhere Eisengesamtkonzentratio­
nen (~ 0,3 mg/1) zu Geschmacksbeeinträchtigungen, Färbungen, 
Trübungen und Ablagerungen und zur Bildung von "Rostflecken" 
beim Waschvorgang. Eine Beeinträchtigung der menschlichen 
Gesundheit ist nicht bekannt. 

Zu 3.: 

Bei "Braunwassermeldungen" werden vorerst Untersuchungen 
vorgenommen, um die Ursache zu erkennen, wenn erforderlich, 
werden Proben entnommen und vom Labor untersucht. In vielen 
Fällen ist die Ursache der Qualität~bceinträchtigung auch in alten 
Kundenanlagen zu suchen. In jedem Falle wird der Beschwerde­
flihrer über die Maßnahmen informiert und, wenn erforderlich, 
werden Nachuntersuchungen vorgenommen. 

Als erste Maßnahme werden Rohrspülungen über Endstränge, 
Hydranten oder Anschlußleitungen vorgenommen. In den mei­
sten Fällen ist eine Spülung flir die Herstellung einer einwand­
freien Wasserqualität ausreichend. 

In besonders hartnäckigen Fällen erfolgt eine Wasser-Luft-Spü­
lung. Diese Art der Reinigung ist zwar aufwendiger an Zeit und 
Kosten, fUhrt aber zumeist zum gewünschten Erfolg. 

Neben diesen Maßnahmen erfolgen auch Untersuchungen im 
Wasserwert, um von dort negative Einflüsse auszuschalten. 

Zu 4.: 

Die Rohrspülung über Hydranten ist, wie unter Punkt 3 erläu­
tert, eine Möglichkeit, die Qualität des Trinkwassers zu verbes­
sern. Dazu stellt sie die zur Zeit preiswerteste und schnellste 
Maßnahme dar. 

Laut DIN 1988 ist der Einbau von Filtern hinter den Wasser­
zählern in neuen Anlagen vorgeschrieben. Die Filter haben die 
Aufgabe, kleine Feststoffpartikel wie Sandkörner und Rostteil­
chen zurückzuhalten, damit die moderne Technik der Haushalte 
ohne Störungen arbeiten kann. Den Einbau von Filtern in allen, 
so auch in alten Hausanschlüssen halten wir nicht flir erforder­
lich, zumal mit dem Einbau der Filter auch eine Druckminderung 
auftreten kann. 

Natürlich wäre die Auswechselung der bruchgefahrdeten Grau­
gußleitungengegen mit Zement ausgekleidete Rohrleitungen aus 
verformbarem Material die beste Lösung zur Absicherung der 
einwandfreien Trinkwasserqualität. 

Mit dem Verfahren der Zementauskleidung alter Rohrleitun­
gen wird der gleiche Erfolg erzielt. Zur Zeit wird im Ortsteil Wen­
denschloß des Bezirkes Köpenick dazu gemeinsam mit den Bür­
gern ein Pilotverfahren durchgefL.i.hrt. Das Ziel dieser Arbeiten 
ist, den Aufwand an Kosten und Zeit zu minimieren. Nach vor­
läufigen Einschätzungen wird sich der Kostenanteil um ca. 50 o/o 
und der Zeitaufwand um etwa 60 o/o im Vergleich zu einer N eute­
gung reduzieren. Erwähnen muß man jedoch, daß die Bruchge­
fahr durch die Auskleidung nicht beseitigt wird. 

Zu 5.: 

Da die notwendigen Rohrspülungen bei Bedarf also sporadisch 
erfolgen, erscheint uns der organisatorische und technische Auf­
wand bei der Erfassung der Spülwässer durch Tankwagen zu groß, 
um letztlich einen Nutzen zu erkennen. 

Zu 6.: 

Wie bereits erwähnt, ist die Rohrspülung zur Zeit die einzige 
Methode, um kurzfristig Qualitätsvet·besserungen herbeizuftlh­
ren. Leider sind aus den o. g. Gründen nicht nur in der Tollense­
straße zeitweilig Qualitätsbeeinträchtigungen vorhanden und 
somit auch Spülungen erforderlich. Zur Vermeidung dieser Pro­
bleme sind planmäßig die Rohrfeitungen mehrerer Straßenzüge 
zu sanieren. [n Auswertung des erwähnten Pilotprojektes ist das 
Auskleiden der Rohrleitungen mit Zementmörtel in den betreffe-
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nen Ortsteilen angedacht. Da es sich hierbei um umfangreiche 
Arbeiten handelt, wird die Sanierung mehrere Jahre in Anspruch 
nehmen. 

Berlin, den 12. Juli 1995 

Dr. Peter Luther 
Senator flir Gesundheit 

Eingegangen am 14. Juli 1995 

Nr. 6828 
der Abgeordneten Anke Reuther (SPD) 
über die Gleichbehandlung der Lehrbefähigung 
in Religions- nnd Lebenskundeunterricht 

Ich frage den Senat: 

1. Wie begründet die Senatsverwaltung fU:r Schule, Beruf::.bil­
dung und Sport Ihre Ablehnung vom 17. Mai 1993, fli.r die 
vom Humanistischen Verband ehemals Freidenker-Verband 
(HVD) geplante humanistische weltanschauungspädagogi­
sche Weiterbildung im Sinne einer Lehrbefahigung fU.r das 
Fach Lebenskunde keine gesetzliche Grundlage zu erken­
nen, wenn aus Artikel 4 Abs. 1 und Artikell40 des Grund~ 
gesetzes (GO) in Verbindung mit Artikel 137 der Weimarer 
Reichsverfassung (WRV) die Verpflichtung des Staates zur 
paritätischen Behandlung der Religions- und Weltanschau­
ungsgemeinschaften folgt? 

2. Was veranlaßt die_ Senatsverwaltung fli.r Schule, Berufsbil­
dung und Sport zu der Meinung, nur ftir den Religionsunter­
richt der Kirchen und der Jüdischen Gemeinde sei eine Lehr­
beflihigung mit staatlicher Anerkennung möglich, nicht 
jedoch für den Weltanschauungsunterricht Lebenskunde des 
HVD in der Berliner Schule? 

3. Läßt dies den Schluß zu, daß Lebenskundelehrer in der Berli­
ner Schule ohne eine vergleichbare Ausbildung zu den Reli­
gionslehrern bereits im Sinne des Lehrerbildungsgesetzes 
(LBiG) qualifiziert sind, aber nicht die Befahigung zur 
Anstellung als Lehrer mit zwei Wahlfliehern erwerben? 

4. Wie will der Senator für Schule, Berufsbildung und Sport die 
staatliche Aufsicht über eine Prüfung zur Lehrbenihigung fl.ir 
das Fach Weltanschauungsunterricht Lebenskunde des HVD 
gewährleisten? 

5. Was wird der Senatsverwaltung fUr Schule, Berufsbildung 
und Sport veranlassen, damit die Gleichbt:handlung zur 
Lehrbefahigung in Religionsunterricht und Lebenskunde­
unterricht hergestellt wird? 

Berlin, den 6. Juni 1995 

Eingegangen am 7. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6828 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Nach§ 23 SchG ist Religionsunterricht Sache der Kirchen, Reli­
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Er wird von Perso­
nen erteilt, die von diese beauftragt werden. [nsoweit findet keine 
Unterscheidung statt. Das Schreiben der Senatsverwaltung für 
Schule, Berufsbildung und Sport vom 17. Mai 1993 stellt auf das 
Nichtvorhandensein einer gesetzlichen Regelung im Bereich des 
LBiG ab. 
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Zu 2.: 

Da nac-h der derzeitigen Rechtslage in Berlin die Erteilung von 
Religions~(Weltanschauungs~)unterricht Sache der Kirchen etc. 
ist (Art. 7, 141 GG, § 23 SchG), sind diese auch fLir den Inhalt und 
damit die Ausbildung der Lehrkräfte für diesen Unterricht verant~ 
wortlich. Dem steht§ 16 a LBG nicht entgegen. Die Vorschrift ist 
eine reine Anrechnungsregelung als Ausdruck der partnerschaft~ 
liehen Hilfe des Staates, Die Anrechnung einer kirchlichen Aus­
bildung und Prüfung auf die staatliche Ausbildung und Prüfung 
flir ein Lehramt mit besoldungsrechtlichen Auswirkungen konnte 
jedoch nur wegen der \Vahrung der Gleichwertigkeit der Ausbil­
dungen fLi:r eine wissenschaftliche Ausbildung in Religion vorge­
nommen werden. Die staatliche Prüfung für ein Lehramt setzt ein 
wissenschaftliches Hochschulstudium (§ 5 Abs. 1 LBiG) voraus. 

Zu 3.: 

Die Ausbildung von Lehrkräften, die mit der Erteilung von 
Weltanschauungsunterricht betraut sind. entspricht keinem 
Hochschulstudium flir ein staatliches Fach. Auch die Kirchen set­
zen ftir Religionsunterricht häufig nicht entsprechend hochschul­
ausgebildete Lehrkräfte, z. B. Katecheten~ ein~ für welche selbst­
verständlich § 16 a LBiG keine Anwendung finden kann. 

Zu 4.: 

Wegen der Verantwortlichkeit flir den entsprechenden Unter­
richt vgl. zu 2. 

Zu 5.: 

Wegen der Organisation der Ausbildung für den entsprechen­
den Unterricht vgl. zu 2. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Günter Bock 
Senatsverwaltung ftlr Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 25. Juli 1995 

Nr. 6837 
des Abgeordneten Axel Kammholz (F.D.P.) 
über Reinigungspflicht bei unbefestigen Straßen 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Straßen werden 1995 von den Berliner Stadtreini­
gungsbetrieben (BSR) nicht mehr gereinigt, weil es sich um 
unbefestigte Straßen handelt? 

2. Wer trägt die Kosten der Straßenreinigung in diesen Fällen? 
Inwiefern werden die Zuschüsse des Senats an die BSR 
i. H. v. 25% des Gebührenaufkommens flir die Straßenreini~ 
gung bei den Bürgern verrechnet, die selbst ihre Straße reiniw 
gen müssen? 
Werden diese Einnahmen berücksichtigt, falls die BSR von 
den Anliegern einen privaten Reinigungsauftrag erhält? 

3. Besteht eine Reinigungspflicht der BSR dann, wenn seitens 
der Stadt Straßenbäume gepflanzt wurden, oder sind die Bürw 
ger verpflichtet, auch das Laub städtischer Straßenbäume auf 
eigene Kosten zu beseitigen? 

4. Wer haftet in den vorgenannten Fällen beiunterlassener Rei­
nigung - die Bürger oder die Stadt? 

5. Wer trägt die Reinigungspflicht bei teilbefestigten (~gepfla· 
sterten) Straßen, also in Fällen, in welchen z.. B, nur die 
Straße nur auf einer Seite oder nur bis zu einer bestimmten 
Hausnummer befestigt ist? 
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6... Wie stellt die ß_SR sicher, daß ausreichend Laubsä~.:kc- ete-. zur 
Verfügung stehen, und die Bürger ihrer Reinigungspflicht 
auch nachkommen können? 

Berlin, den 7. Juni 1995 

Eingegangen am 8. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6837 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Ab dem 1. April 1995 sind in dem Straßenreinigungsverz.eich~ 
nis C 2 649 Straßen und Straßenabschnitte enthalten, die nicht 
mehr durch die Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) gereinigt 
werden, sondern durch die Anlieger. Im Straßenreinigungsver­
zeichnis C sind die nicht genügend oder gar nicht ausgebauten 
Straßen und Straßenabschnitte enthalten. 

Zu 2.: 

Kosten fallen nur an, wenn Anlieger und Hinterlieger die ord­
nungsmäßige Straßenreinigung nicht selbst durchfUhren und 
hierflir eine Reinigungs~ oder Schneebeseitigungsfirma beauftra~ 
g~n. In diesem Fall tr;ig~n die_ Anlieger und Hinterlieger die 
Kosten. -

Eine Verrechnung des Landeszuschusses fllr die Straßenreini· 
gung bei den Bürgern, die ihre Straße selbst reinigen müssen, 
erfolgt nicht. Eine Berücksichtigung erfolgt auch nicht, wenn die 
BSR von den Anliegern einen privaten Reinigungsauftrag erhal­
ten. 

Zu 3.: 

In Straßen und Straßenabschnitten des Straßenreinigungsver· 
zeichnisses C besteht keine Reinigungspflicht durch die BSR, 
wenn seitens der Stadt Straßenbäume gepflanzt wurden. Das 
Laub dieser Bäume ist von den Anliegern und Hinterliegern zu 
beseitigen. Kann das Laub nicht kompostiert werden bzw. besteht 
hierzu keine Möglichkeit, ist das Laub über Laubsäcke, die der 
Anwohner kaufen muß, zu entsorgen. 

Zu 4.: 

Bei unterlassener Reinigung in den vorgenannten Fällen haften 
die Anlieger und Hinterlieger (Eigentümer der Grundstücke). 

Zu 5.: 

Ist eine Straßenseite nicht befestigt, wird entweder der Straßen~ 
abschnitt oder, wenn der nicht genügende Ausbauzustand in der 
gesamten Straße vorhanden ist, die gesamte Straße in das Stra­
ßenrelnig_ungs_verzeichnis C umgruppiert. Die Reinigungspflicht 
liegt dann~ wie zuvor geschildert, bei den Anliegern und Hinterw 
liegem. Eine unterschiedliche Eingruppierung von Straßenseiten 
einer Straße gibt es nicht. 

Zu 6.: 

Die Laubsäcke der BSR können von den Anwohnern bei den 
jeweiligen B_etriebshöfen der BSR käuflich erworben werden. Mit 
diesen Laubsäcken dürfen nur Grünabfalle (Laub, Zweige, 
Rasenschnitt, Wildwuchs usw.) entsorgt werden. 

Der übliche Straßenkehricht kann über die Hausmülltonne 
bzw. nach Werkstoffen getrennt entsorgt werden. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 
Senatsverwaltung fLir Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 13. Juli 1995 
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Nr. 6840 
des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Tolksdorf (F.D.P.) 
über Erhebung von Mahngebühren durch die Berliner 
Kraft- und Licht (Bewag)-Aktiengesellschaft 

Ich frage den Senat: 

1. Wie bewerten die Vertreter des Senats im Aufsichtsrat der 
BEWAG den Tatbestand, daß dieses mehrheitlich in Öffent~ 
lieber Hand befindliche Unternehmen das Urteil des 
Bundesgerichtshofs (VIII ZR 226/85) mißachtet, wonach es 
unzulässig ist, bereits bei einer ersten Mahnung säumiger 
Kunden Mahngebühren zu erheben? 

2. Haben die Vertreter des Senats im Aufsichtsrat einen Über~ 
blick darüber, in welcher Höhe derartige Einnahmen zu 
Lasten Berliner Haushalte und Betriebe von dem Stromver­
sorgungsmonopolisten jährlich kassiert werden? 
Ist der Senat bereit, darüber öffentlich Aussagen zu machen? 

3. Wie werden sich die Senatsvertreter im Aufsichtsrat verhal­
ten, um die BEWAG zu einem rechtlich einwandfreien Ver­
halten bei ersten Mahnungen zu veranlassen? 

Berlin, den 7. Juni 1995 
Eingegangen am 8. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht} auf die Kleine Anfrage Nr. 6840 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Es triffi nicht zu, daß die BE\VAG ein Urteil des Bundesge­
richtshofes mißachtet, nach dem es unzulässig ist, bereits bei 
einer 1. Mahnung säumiger Kunden Mahngebühren zu erheben. 
Richtig ist: In seinem Urteil vom 31. Oktober 1984 (Aktenzeichen 
VIII ZR 262/83), veröffentlicht in der Neuen Juristischen 
Wochenschrift 1985, S. 320, 324 hat der Bundesgerichtshof nur 
Stellung bezogen zu den Kosten einer den Verzug erst begrün­
denden 1. Mahnung. 

Dagegen sind die säumigen Kunden der BEWAG auch ohne 
eine 1. Mahnung in Verzug. Nach§ 284 Abs. 2 Satz 1 BGB setzt 
der Verzug eine Mahnung nicht voraus, wenn die Leistungszeit 
kalendermäßig bestimmt ist. Nach § 27 Abs. 1 der Verordnung 
über Allgemeine Bedingungen ftir die Elektrizitätsversorgung 
von Tarifkunden 1l und § 27 Abs. 1 der Verordnung über Allge­
meine Bedingungen fLir die Fernwärmeversorgung von Tarifkun­
den2l sind Elektrizitäts- und Fernwärmeversorgungsunternehmen 
kraft Gesetzes befugt, die Leistungszeit, z. B. durch eine Angabe 
auf der Rechnung, zu bestimmen. Die BEWAG macht von 
diesem Recht Gebraueh. 

Die Kunden der BEWAG kommen daher auch ohne Mahnung 
in Verzug und sind deshalb verpflichtet, die Kosten einer 1. Mah­
nung zu ersetzen. Das zitierte Urteil ist nicht einschlägig. 

Zu 2.: 

Entfallt. 

Zu 3.: 

Nach dem zu Frage I AusgefUhrten besteht fU.r die Senatsver­
treter im Aufsichtsrat der BEWAG kein Anlaß, auf das Verhalten 
der BEWAG bei einer 1. Mahnung einzuwirken. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

Dr. Meisner 
Senator fLir Wirtschaft und Technologie 

iJ BGBL 19-r.l, Teil I, S. 684 
2) BGBL 1980, Teil I, S. 742 

Eingegangen am 20. Juli 1995 
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Nr. 6847 
des Abgeordneten Albert Ecker! 
(Bündnis 90/Grüne [AL)IUFV) 
über Erinnerung an die Unrechtspraxis des 
NS-Volksgerichtshofes 

Ich frage den Senat: 

Welche Pläne gibt es) um aufdem Sony-Gelände am Potsdamer 
Platz, einem der früheren Standorte des Volksgerichtshofes, an 
die Unrechtspraxis des NS-Volksgerichtshofes zu erinnern? 

Berlin, den 8. Juni 1995 

Eingegangen am 9. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6847 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zur Zeit gibt es keine Pläne, um auf dem Sony-Gelände 
arn Potsdamer Platz, einem der früheren Standorte des Volks~ 
gerichtshofes, an die Unrechtpraxis des NS-Volksgerichtshofes zu 
erinnern. Eine Erörterung kann gegenwärtig auch noch nicht 
geflihrt werden, weil die Projektierung des Bauvorhabens erst 
abgeschlossen werden muß. 

Berlin, den II. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 
Senatsverwaltung flir Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 14. Juli 1995 

Nr. 6853 
des Abgeordneten Dieter Klein (PDS) 
über Bilanz über Privatisierungserlöse 
in Höhe von drei Milliarden DM 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Privatisierungen wurden mit welchen Erlösen voll­
zogen, die zu einem Gesamterlös in Höhe von drei Mi lliar­
den DM fLir das Land Berlin seit 1992 gefllhrt haben? 

2. \Velche fmanziellen Mittel müssen von welchen Senatsver­
waltungen als Folge von Privatisierungen seit 1992 ausgaben­
seiti.g eingestellt werden? 

Berlin, den 9. Juni 1995 

Eingegangen am 13. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6853 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

In den Jahren 1992 bis 1995 (Stand: 30. Juni 1995) wurden aus 
der Veräußerung von Beteiligungen des Landes Berlin Erlöse in 
Höhe von 2 197 141 656 DM erzielt. 

In den einzelnen Jahren wurden folgende Beteiligungen veräu­
ßert: 
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1992 

Veräußert wurde die Beteiligung an der Berliner Industriebank 
AG. 

1993 

Veräußert wurden folgende Beteiligungen: 

- Stern und Kreisschiffahrt GmbH 

- Olympia Berlin 2000 GmbH (Anteile) 

- IFI Weimar GmbH 

- C + L Deutsche Revision AG 

Drurk>ache 1215811 

4. Wann und mit wieviel Geld wurde die Arbeitstherapie fertig­
gestellt bzw. errichtet? 

5. Mit w~lchen Kosten _rechnet der Senat bei der Schaffung 
eines An~ oder Neubaus der Arbeitstherapie fLir die allge­
meine Psychiatrie? 

6. Plant der Senat, auf einen An~ oder Neubau fLir die allge­
meine Psychiatrie zu verzichten? 

7. Sieht der Senat die Möglichkeit einer Kooperation fLir die 
Nutzung der Arbeitstherapie zwischen dem Bereich der 
forensischen und dem der allgemeinen Psychiatrie in Span­
dau (wenn nein, warum nicht)? 

- VW Gesellschaft für technische Datenverarbeitungssysteme ßerlin, den 12. Juni 1995 
mbH 

1994 

Veräußert wurden folgende Beteiligungen: 

- Berliner Gaswerke AG (Anteile) 

- Tierpark Berlin-Friedrichsfelde GmbH 

- Haus der Kulturen der Welt GmbH (Anteil) 

- Wohnungsbaugesellschaft Pankow mbH 

- Entwicklungsträgergesellschaft Rummelsburger Bucht 
GmbH (Anteil) 

- Bankgesellschafl Berlin AG (Anteil) 

- Tempelhofer Feld AG fUr Grundstücksverwertung 

1995 (bis 30. Juni 1995) 

Veräußert wurden folgende Beteiligungen: 

- Güterverkehrszentrum-Entwicklungsgesellschaft mbH 

- Berliner Gaswerke AG (Anteil) 

- Fernheizwerk Neukölln AG 

- Wohnungsbaugesellschaft Weißensee mbH 

- KÖWOGE Köpenicker Wohnungsgesellschaft 

Wir bitten um Verständnis, wenn wegen der Vertraulichkeit 
von Vermögensgeschäften eine betragsmäßige Zuordnung zu den 
einzelnen Beteiligungsveräußerungen nicht vorgenommen wer­
den kann. 

Zu 2.: 

Keine. 

Berlin, den 4. Juli 1995 

In Vertretung 

Kurth 
Senatsverwaltung ftir Finanzen 

Eingegangen am 13. Juli 1995 

Nr. 6854 
des Abgeordneten Horst Kliche (SPD) 
über Arbeitstherapie in der NeiTenklinik Spandan 

Ich frage den Senat: 

I. Triffi es zu, daß die an der Spandauer Nervenklinik vorhan:­
dene Arbeitstherapie bei einem institutionellen Zusammen­
schluß der forensischen Abteilungen der Krankenhäuser des 
Landes Berlin zukünftig ausschließlich durch die forensische 
Abteilung genutzt werden soll? 

2. Besteht zur Zeit für die Patienten der allgemeinen Psychia­
trie ebenfalls die Möglichkeit. in der Arbeitstherapie thera­
piert zu werden? 

3. Über wie viele Plätze verfUgt die Arbeitstherapie? 
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Eingegangen arn 13. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage N r. 6854 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu !., 6. und 7.: 

Die weitere Nutzung des Gebäudes der Arbeitstherapie des 
Krankenhauses Spandau - örtlicher Bereich Griesingerstraße -
hängt vom Ergebnis einer vom Krankenhaus Spandau in Auftrag 
zu gebenden Einpassungsstudie ab. Eine gemeinsame Nutzung 
des Gebäudes für beide Disziplinen ist im Hinblick auf die einzu" 
haltenden Sicherheitsbedingungen für den forensisch-psy~,;hiatri­
schen Bereich jedenfalls nicht sinnvolL Sollte auf Grund der 
Erkenntnisse dieser Studie die Entscheidung getroffen werden, 
daß das Arbeitstherapie-Gebäude nur noch ftir die_lorensisch­
psychiatrische Abteilung zur VerfUgung stehen kann, wird für die 
allgemeinpsychiatrische Abteilung und deren Bedarf an arbeits­
therapeutischen Angeboten an anderer Stelle im Gelände ein 
Ausgleich gefunden werden müssen. Gegen eine sonstige Koope­
ration dieser beiden Abteilungen gegebenenfaHs auch mit ande­
rerr-Trägern bestehen keine Bedenken. 

Zu 2. und 3.: 

Die rund 200 Plätze der Arbeitsherapie des Krankenhauses 
stehen im Moment ausschließlich den Patienten der Allgemein­
psychiatrie zur VerfUgung. 

Zu 4. und 5.: 

Für die Maßnahmen wurden rund 11,2 Mio. DM bewilligt. Der 
Neubau ist iiii-O"Kf0Der-1"!T94In Betrieb gegangen. Zur Zeit werden 
noch kleinere Restarbeiten im Altbauteil durchgeführt. Aus den 
zu I, 6 und 7 dargesteilten Gründen können zu den Kosten flir 
eine gegebenenfalls weitere Maßnahme noch keine Aussagen 
getroffen werden. 

Berlin, den 6. Juli 1995 

Nr. 6857 

Dr.Peter Luther 
Senator flir Gesundheit 

Eingegangen am 11. Juli 1995 

des Abgeordneten Michael Crarner 
(Bündnis 90/Grüne [AL]!UFV) 
über Anhindung der Buslinien an den 
S-Bahnhof Lichterfelde-Ost 

Ich frage den Senat: 

I. Triffi es zu, daß mit der Eröffnung der S"Bahn-Linie nach 
Lichterfelde-Ost die Buslinien 211 und 110 direkt an die 
S-Bahn herangenlhrt werden~ ohne daß ein vernünftiges 
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Konzept fllr entsprechende Wendepunkte im S~Bahn­
Bereich geschaffen wurde? 
Wenn ja, wie erklärt sich das der Senat? 

Wenn nein, wie erklärt sich der Senat die Proteste, die sogar 
vom Regierenden Bürgermeister aufgegriffen worden sind? 

2. Triffi es zu, daß wegen der fehlenden Wendemöglichkeiten 
die BVG nun eine Wendeschleife durch die anliegenden 
Wohnstraßen fahrt? 

Wenn ja, wie lang ist diese Wendeschleife, und wie hoch sind 
die jährlichen Kosten? 

3. Trifft es zu, daß der Senat im Vorfeld weder mit der BVG 
noch mit dem Tiefbauamt Steglitz noch mit der S-Bahn 
GmbH noch mit dem Bundeseisenbahnvermögen über die 
optimale Anhindung der Buslinien an den S-Bahnhof Lich­
terfelde-Ost gesprochen hat? 

Wenn ja, warum fanden diese Gespräche nicht statt? 
Wenn nein, wann sind die Gespräche jeweils mit welchen 
Partnern und welchem Ergbnis gefLlhrt worden? 

4. Teilt der Senat die Einschätzung, daß die jetzige Planung 
dringend einer Korrektur bedarf; welche Anstrengungen 
wurden unternommen, um ftir alle Beteiligten zu einem 
akzeptablen Kompromiß zu kommen, und welche Möglich­
keiten werden gesehen, um die Bürgerinitiative Parallel­
straße in diese Beratungen einzubinden? 

Berlin, den 12. Juni 1995 

Eingegangen am 15. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6857 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die BVG hatte vorgesehen, mit der Inbetriebnahme der 
S-Bahn nach Lichterfelde~Ost am 28. Mai 1995 die Buslinien 110 
und 211 direkt an den $-Bahnhof Lichterfelde-Ost heranzufUhR 
ren. Die von der BVG gewünschte Endstelle konnte noch nicht 
realisiert werden, so daß die vorhandene Endhaltestelle am Ober­
hafer Platz benutzt wird. 

Zu 2.: 

Nein. 

Zu 3.: 

Die BVG ist auch im Rahmen der Verkehrsgemeinschaft Ber­
lin~Brandenburg ftlr die optimale Verknüpfung ihres Omnibus­
verkehrs mit den anderen Verkehrsträgern verantwortlich. 1m 
übrigen war die Senatsverwaltung ftir Verkehr und Betriebe in die 
jeweiligen Vorbereitungsschritte einbezogen. 

Zu 4.: 

Die BVG hat mit dem Bezirksamt Steglitz eine Kompromißlö­
sung erarbeitet, die die Führung der Linie 110 zum östlichen und 
der Linie 211 zum westlichen Bahnhofsvorplatz vorsieht. Da noch 
bauliche Anpassungen der Vorplätze für den Busverkehr vorge­
nommen werden müssen, kann die BVG zur Zeit keinen Realisie­
rungstermin nennen. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

In Vertretung 

Schmitt 
Senatsverwaltung ftlr Verkehr und Betriebe 

Eingegangen am 13. Juli 1995 
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Nr. 6864 
des Abgeordneten Albert Ecker! 
(Bündnis 90/Grüne [AL)/UFV) 
über familienfeindliche Sprechzeitenbeschränkung 
in der Frauenhaftanstalt 

IL:h frage den Senat: 

1. Welche Erfahrungen hat der Senat hinsichtlich der sozialen 
Kontaktpflege und der Orientierung auf ein straffreies Leben 
.,draußen" mit den monatlichen zweistündigen .,Meetings" 
gemacht, die es gefangenen Frauen bis Frühjahr 1995 ermög­
lichten, sich intensiver als zu normalen Sprechstunden mit 
ihren Besuchern und Besucherinnen auszutauschen? 

2. Weshalb wurden die Meetings, zumindest vorübergehend, 
abgeschafft? Sollen sie wieder eingefUhrt werden? 

3. Triffi es zu, daß von April bis August 1995 eine Beschrän­
kung der Sprechzeiten fLir gefangene Frauen aufdie Wochen~ 
tage getroffen wurde und lediglich Besucherinnen und Besu~ 
eher von weiter weg am Samstag zu Besuch kommen dürfen? 

4. Kann der Senat bestätigen, daß es insbesondere für den 
Zusammenhalt von Familien und anderen festen Partnerbe­
ziehungen dringend erforderlich ist, während der Haftzeit 
den Kontakt intensiv zu pflegen, viele Berufstätige aber nur 
samstags Sprechstunden wahrnehmen können, wenn sie 
nicht ihren Jahresurlaub filr Besuchstage im Gefängnis 
opfern wollen? 

5. Weshalb hat der Senat die familien- und partnerschaftsschä­
digende Regelung getroffen, am Samstag kaum noch Sprech~ 
stunden stattfinden zu lassen? 

6. Welche Besuchsregelungen sollen künflig fLir gefangene 
Frauen (auch für drogenabhängige) gelten? 

Berlin, den 16. Juni 1995 

Eingegangen am 19. Juni 1995 

Antwort aur die Kleine Anfrage Nr. 6864 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu I. und 4.: 

Eine regelmäßige, intensive Kontaktpflege mit Familienange~ 
hörigen und anderen nahestehenden Besuchern ist ein wesent­
liches Element fllr eine erfolgreiche Resozialisierung Inhaftierter. 
Ob die in der Fragestellung näher bezeichnete Besuchsabwick­
lung sich besonders positiv im Vergleich zu den übrigen Besuchs­
formen auf die Aufrechterhaltung und Vertiefung sozialer Kon­
takte auswirkt, kann weder bestätigt noch verneint werden, weil 
Erhebungen dieser Art nicht durchgeführt werden. Vieles spricht 
indessen daflir, daß der Durchführung von ,.Meetings" eine posi~ 
tive Wirkung ttlr die Aufrechterhaltung sozialer Kontakte beizu­
messen ist. 

In diesem Zusammenhang wird nicht verkannt, daß die verän­
derten Öffnungszeiten des Sprechzentrums an Samstagen bei 
einigen Besuchern zunächst zu organisatorischen Problemen 
geführt haben. Die Justizvollzugsanstalt ftir Frauen Berfin hat 
jedoch dadurch, daß sie nunmehr den Freitag als zweiten Spät­
sprechtag in der Zeit von 16.00 Uhr bis 19.00 Uhr anbietet, eine 
angemessene Ersatzlösung eingefllhrt, da an diesem Tag erfah­
rungsgemäß viele Berufstätige erheblich früher ihre Arbeitszeit 
beenden. 

Zu 2., 3. und 5.: 

Die Justizvollzugsanstalten des Landes Berlin sind gehalten, im 
Rahmen ihrer selbständigen Entscheidung die Zahl der nicht 
abgegoltenen freien Tage, die mittlerweile eine nicht länger zu 
vertretende Höhe erreicht hat, bis zum 31. August 1995 spUrbar 
abzubauen. Dies hat Änderungen bei den bisher den Gefangenen 
unterbreiteten Angeboten zur Folge. Die Justizvollzugsanstalt 
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flir Frauen Berlin hat sich bemüht, diese Änderungen so zu 
gestalten. daß Angebote nicht völlig entfallen, sondern nur zeit~ 
lieh verändert werden, und daß es nur zu möglichst geringen Ein~ 
griffen in die bisher üblichen Tagesabläufe kommt. So werden seit 
1. Mai 1995 bis voraussichtlich 31. Augusl1995 die Anstaltspforte 
und das Speechzentrum an Wochenenden und Feiertagen fti.r den 
gesamten Besucherverkehr nicht mehr offengehalten. Wie bereits 
erwähnt, ist dafür - personalwirtschafilich weniger aufwendig -
jeder Freitag im Monat bis Ende August als zweiter Spätspeechtag 
- zusätzlich zu der bereits bestehenden Spätsprechstunde am 
Mittwoch - eingerichtet worden. 

An jedem dritten Samstag im Monat ist das Speechzentrum 
ausschließlich fti.r solche Besucher geöffnet, die zu Besu~hen ihrer 
inhaftierten Angehörigen aus dem Ausland oder einem anderen 
Bundesland. z. B. aus dem Berliner Umland._ anreisen. 

Zu 6.: 

Eine verbindliche Aussage kann hierzu noch nicht getroffen 
werden. Wenn bis zum 31. August 1995 die Zahl der nicht abge~ 
gotteneo Mehrarbeit im allgemeinen Vollzugsdienst spürbar 
abgenommen hat, wird die Justizvollzugsanstalt ffir Frauen Ber­
lin einzelne Regelungen wieder ändern können. In diesem Fall 
könnten die Besuchsmodalitäten,. wie sie vor dem 1. Mai 1995 
bestanden. wieder aufgenommen werden. Zu gegebener Zeit wird 
sich die Leitung der Justizvollzugsanstalt für Frauen Berlin mit 
der Insassenvertretung der Anstalt ins Benehmen setzen, um zu 
der für die meisten Inhafiierte.n günstigsten Sprechstundenrege­
lung zu gelangen. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Dr. Lore Maria Pesehel-Gutzeit 
Senatorirr für Justiz 

Eingegangen am 18. Juli 1995 

Nr. 6865 
der Abgeordneten Sigrun Steinborn (PDS) 
über chaotische Zustände bei Umsetzungen 
von Lehrerinnen und Lehrern durch das 
Landesschulamt in Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. Teilt der Senat die Auffassung, daß die rein rechnerische 
Ermittlung des Lehrkräfte~Personalüberhangs nicht geeignet 
ist, die Bedingungen ffir die pädagogische Arbeit in ·den 
Schulen zu verbessern, sondern daß eher die Gefahr einer 
Verschlechterung fllr etliche Schulen besteht? 

2. Ist dem Senat bekannt, daß das derzeitige Umsetzungsver~ 
fahren den Bedarf im Hinblick auf die Fächerstruktur zum 
erheblichen Teil außer acht läßt und diesem sogar entgegen­
läuft? 

3. Ist dem Senat bekannt, daß das Landesschulamt u. a. Umset~ 
zungen von Berufsschullehrerinnen und -lehrern ftir das 
Fach Elektrotechnik an Berufsschulen vornimmt, die zwar 
Bedarf an Lehrkräften haben, jedoch nicht fUr diese Fächer? 

4. Welche Konsequenzen zieht der Senat aus zahlreichen Pro~ 
testen von Lehrerinnen und Lehrern gegen die vom Landes~ 
schulamtbeabsichtigten und vorgenommenen Umsetzungen 
hinsichtlich 
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a) der Kriterien für Umsetzungen und ihrer Durchschau bar~ 
keit fti.r die betroffenen Schule~ Lehrkräfte, Schüler_iu~ 
nen und Schüler sowie Eltern, 

b) einer längerfristigen Vorbereitung von Umsetzung unter 
Einbeziehung der konkreten Bedingungen der Betroffe­
nen und gegebenenfalls unter Einschluß von Fort- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten? 
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5. Ist der Senat auch der Auffassung) daß das Landesschulamt 
mit den derzeitiggeplanten und vorgenommenen Umsetzun­
gen von Lehrkräften mehr ~..:haotische Zustände als Verbesse~ 
rungen der Personalsituation hervorbringt und sich als über~ 
fordert erweist? 

Berlin, den t6. Juni 1995 
Eingegangen am 19. Juni 1995 

Antwort anf die Kleine Anfrage Nr. 6865 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

ZuL 

Der Lehrkräfteüberhang betrug Anfang der Legislaturperiode 
mehr als 2 000 im ehemaligen Ostteil Berlins. Der Verzicht auf 
Bedarfs.kündigungen. der den Lehrern aus diesem Teil der Stadt 
das Schicksal ihrer Kolleginnen und Kotlegen aus den übrigen 
neuen Bundesländern einschließlich Brandenburg ersparte. 
beinhaltete neben anderen Bedingungen auch den zwischen den 
Parteien und Gewerkschaften damals bestebenen Konsens dahin~ 
gehend, daß die Lehrerl-innen dort eingesetzt werden, wo sie 
gebraucht werden. 

Die Zahl der gegen ihren Willen umgesetzten Lehrkräfte zum 
Schuljahr 1995/96 betrug 112 bei insgesamt rund 33 000 Lehrkräf· 
ten in Berlin. 

Der Lehrkräfteüberhang wird auf der Grundlage des geltenden 
Organisationsrahmens (Stundentafel, Teilungsstunden. Förder­
stunden, Pflichtstunden, Anrechnungs~ und Errnäß!gungsstunR 
den) und der zu erwartenden Schülerzahlenentwicklung ermit­
telt. Da das neue Schuljahr zu organisieren ist, bevor die tatsäch­
lichen Schülerzahlen feststehen, wird die zu erwartende Schüler­
zahlenveränderung prognostisch ermittelt und der sich ergebende 
Lehrerbedarf dem bekannten Lehrerbedarf hinzugerechnet 

Eine Verminderul]$ der Personalausstattung ist nur dann zu 
erwarten, wenn die Uberprüfung des Lehrerbedarfs ergeben hat, 
daß Schulen über den Organisationsrahmen hinaus ausgestattet 
waren oder die Schülerzahlen zurückgehen. Diese Reduzierung 
der Personalausstattung stelltjedoch keine Verschlechterung dar, 
sondern eine Anpassung an die festgelegten und einzuhaltenden 
-für alle Schulen verbindlichen- Organisationsvorgaben. Es liegt 
dabei auch im Interesse der Öffentlichkeit, vorhandene Ressour~ 
cen bedarfsgerecht einzusetzen. 

Prognosen beinhalten immer gewisse Unwägbarkeiten. Sie 
können zu hoch oder zu niedrig sein. Auch können sich Verschie~ 
bungen von einer Region zur anderen {z. B. durch Bezug von 
Neubaugebieten) ergeben. Soweit dies der Fall ist, werden Aus­
gleichs- bzw. Korrekturmaßnahmen ergriffen. 

Zu2.: 

Zur Durchfti.hrung des Umsetzungsverfahrens sind zum einen 
ß!e: Kr.it~~i_el}.he_r~ng~.~9.ß.~pwo_rden,_ die auf Wunsch des Haupt~ 
personalrats mit der Verwaltung unter sozialen Gesichtspunkten 
vereinbart waren. Zum anderen aber sind in jedem Fall auch d!e 
pädagogischen Notwendigkeiten und organisatorischen Erforder~ 
nisse (fachspezifischer Bedarf) einer Schule in der Auswahlent~ 
scheidung berücksichtigt worden. 

Zu 3.: 

An den Oberstufenzentren Energietechnik I und Nachrichten~ 
technikbesteht ein erheblicher Überhang an Lehrkräften mit den 
Fächern Elektrotechnik, Sozialkunde, Mathematik, Physik sowie 
Sport, der es erforderlich macht, Umsetzungen vorzunehmen. 

Demzufolge ist es notwendig, sechs Lehrkräfte des OSZ Nach~ 
richtentechnik mit den Fächern Elektrotechnik und Sozialkunde 
an das OSZ Energietechnik II umzusetzen. Weitere vier Lehr­
kräfle dieses Oberstufenzentrums werden an Schulen (OSZ Kraft­
fahrzeugtechnik, OSZ Konstruktionsbautechnik, Berufsschu1e 
mit sonderpädagogischer Aufgabe) umgesetzt, an denen Bil­
dungsgänge bestehen bzw. Berufsgruppen unterrichtet werden, in 
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deren Curricula erhebliche Anteile an elektrotechnischen Inhal~ 
ten - z. B. bei Kfz~ Elektrikern und in der Steuer~ und Regelungs~ 
technikbei Metallberufen - enthalten sind. Des weiteren werden 
die genannten Lehrkräfte an diesen Schulen ihr Zweitfach Sozial~ 
kunde unterrichten können. Vier Lehrkräfte mit den Fächern 
Mathematik, Physik, Deutsch, Sozialkunde und Sport werden 
bedarfsgerecht zu den Oberstufenzentren Sozialversicherung und 
Gesundheit umgesetzt und dort in Bildungsgängen eingesetzt~ in 
denen diese Fächer dringend benötigt werden. 

Am OSZ Energietechnik I werden Umsetzungen im Umfang 
von 78 Unterrichtsstunden an das benachbarte OSZ Bautechnik I 
vorgenommen. Dort unterrichten diese Lehrkräfte die Fächer 
Sozialkunde und Fachmathematik. Zwei weitere Lehrkräfte mit 
den Fächern Math~matik und Physik werden an die gymnasialen 
Oberstufen der Oberstufenzentren Bürowirtschan und Verwal­
tung sowie Ernährung und Hauswirtschaft umgesetzt. 

Die in der Fragen intendierte Vermutung entbehrt somit jeg­
licher Grundlage, 

Ergänzend weisen wir daraufhin, daß sich in der Vergangenheit 
wiederholt Lehrkräfte mit den Fächern Elektrotechnik und Sozi~ 
alkunde bereitgefunden haben, Berufe in den Berufsfeldern 
Metalltechnik, Körperpflege sowie Farbtechnik und Raumgestal~ 
tung - um hier nur einige zu nennen - zu unterrichten, und an 
diesen Schulen inzwischen erfolgreich Leitungsaufgaben über~ 
nommen haben. 

Zu 4.: 

Unabhängig von den vereinzelten Protesten waren und sind 
Umsetzungsmaßnahmen zur Organisation des Schuljahres unab~ 
dingbar erforderlich (siehe zu Punkt 1). Der Deckung des durch 
die Schülerzahlenentwicklung in den einzelnen Regionen unter­
schiedlich steigenden Lehrerbedarfs ist dabei absoluter Vorrang 
einzuräumen. 

Insbesondere unter finanziellen Aspekten ist es nicht vertret­
bar, an einem Teil der Schulen überhängige Lehrkräfte zu belas­
sen, wenn an anderen Schulen zur Organisation des obligatori­
schen Unterrichts Lehrkräfte benötigt werden. Die Umsetzungs­
maßnahmen sind letztlich die Konsequenz aus der Entscheidung 
des Senats zu Beginn der Legislaturperiode, auf Kündigungen 
von Lehrkräften aus Bedarfsgründen zu verzichten. 

Soweit spezielle Umsetzungswünsche genannt waren, wurden 
diese im Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten berück­
sichtigt. Auch wurde die Verkehrsanbindung zum neuen Dienst~ 
ort in die Überlegungen einbezogen. Im übrigen wurden bisher 
mehr als zwei Drittel der Lehrkräfte mit ihrem Einverständnis 
(siehe oben) umgesetzt. 

Ein unmittelbarer Zusammenhang von Umsetzungen und dar­
aus folgenden Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen wird nicht 
gesehen, schließt sich aber nicht aus. 

Zu 5.: 

Die vorgeblich chaotischen Zustände werden von außen auf 
das Landesschulamt projiziert. Es wird hier die Tatsach~ gänzlich 
außer acht gelassen, daß das Landesschulamt erstzum 1. Februar 
1995 per Gesetz gegründet wurde, erst nach dem Beschluß des 
Verfassungsgerichts am 10. Mai 1995 seine Arbeit in vollem 
Umfang aufnehmen konnte und sich diese Behörde noch im Auf­
bau befindet. Trotz der schlechten äußeren Rahmenbedingungen 
- provisorische Unterbringung, fehlende Ausstattung und durch 
im Bezirk verbleibendes fehlendes Personal- wird diese Behörde 
die an sie gestellten Anforderungen bewältigen. So kann gerade 
auch der über Bezirksgrenzen gelungene Ausgleich der Berufs­
schullehrer/innen (siehe Punkt 3) als ein gelungenes Beispiel gel~ 
ten. 

Berlin, den 13. Juli 1995 

In Vertretung 

Ulrich Arndt 
Senatsverwaltung für Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 24. Juli 1995 
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Nr, 6866 
des Abgeordneten Peter Wolf (SPD) 
über Abschiebegewahrsam Köpenick 

Ich frage den Senat: 

1. Liegt fllr das neue Abschiebegewahrsam Köpenick auch eine 
neue Hausordnung vor, in der die Rechte und Pflichten der 
Insassen wie auch des Personals be~ser als bisher geregelt 
sind? 

2. Wird Bürgerinitiativen, Sportvereinen, Amnesty Internatio­
nal u. a. die Betreuung der Insassen auf Antrag erlaubt wer­
den? 

3. Ist ein verstärkter Einsatz von Psychologen und Sozialarbei­
tern vorgesehen? 

4. Wird für die Bürger Köpenicks vor der Inbetriebnahme des 
Abschiebegewahrsams ein "Tag der offenen Tür" veranstal­
tet, der zu größerer Akzeptanz fUhren könnte? 

Berlin, den 19. Juni 1995 

Eingegangen am 20. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6866 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Der Polizeipräsident wird rechtzeitig vor Übernahme des 
neuen Abschiebegewahrsams eine neue Abs~,;hiebegewahr:sams­
ordnung in Form einer Geschäftsanweisung erlassen, die die 
neuen Gegebenheiten berücksichtigen wird. 

Zu 2.: 

Wie bisher werden Vertreter unterschiedlicher Organisationen 
die Abschiebehäftlinge besuchen können. 

Zu 3.: 

Seit Januar 1995 ist eine Sozialarbeiterin im Abschiebegewahr­
sam beschäftigt. Es ist beabsichtigt, auf die durch die Inbetrieb­
nahme des Abschiebegewahrsams in Köpenick bedingte Erhö­
hung der Zahl der zu betreuenden Häftlinge auch mit einer 
Erweiterung der Sozialarbeiterkapazitäten zu reagieren. Derzeit 
werden Finanzierungsmodelle geprüft. 

Eine psychologische Betreuung wird weiterhin durch den Ärzt­
lichen Dienst der Polizei sichergestellt werden. 

Zu 4.: 

Ein "Tag der offenen Tür" ist nicht geplant. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Prof. Dr. Hecketmann 
Senator ft.ir Inneres 

Eingegangen am 18. Juli 1995 
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Nr. 6867 
der Abgeordneten Dr. Sibyii-Anka Klotz 
(Bündnis 90/Grüne [AL J!UFV) 
über Thilnahmewettbewerb für 
Fortbildungsmaßnahmen der Senatsverwaltung für 
Arbeit und Frauen - Referat IV E 

Ich frage den Senat: 

1. Warum ist der Teilnahmewettbewerb für F IU-(Fortbil~ 
dungs-/Umschulungs-)Landesmaßnahmen lediglich in einer 
Tageszeitung (.,Tagesspiegel", 19. Januar 1995) ausgeschrie­
ben worden? 

2. Wie war der Teilnahmewettbewerb zwischen den Abteilun­
gen Arbeit und Frauen innerhalb der Senatsverwaltung flir 
Arbeit und Frauen abgestimmt? 

3. Welche Summe soll für die ausgeschriebenen F!U-Leistun­
gen 1995/96 aufgewertet werden (Kapitel/Titel)? 

4. a) Nach welchen Kriterien wurden die Fortbildungsträger 
fLir die beschränkte Ausschreibung bzw. die freihändige 
Vergabe ausgewählt? 

b} Welche Träger erhielten den Zuschlag? Hat das Referat 
IV E bereits in früheren Jahren mit den ausgewählten 
Trägern zusammengearbeitet? 

c} Ist es zutreffend. daß Träger, die zur Angebotsabgabe auf­
gefordert wurden, aber nicht ausgewählt wurden. keine 
Begründung erhielten? Wenn ja, warum nicht? 

5. Wie hoch wird der Frauenanteil in den fortbildungsmaßnah~ 
rnen sein? 

6. a) Welche Unterschiede bestehen zwischen reinen Frauen~ 
maß nahmen und gemischten Maßnahmen? 

b) Welche Kriterien wurden an die Au_s_wa.hl der Träger für 
reine Frauenmaßnahmen angelegt? 

c) In welchen Bereichen wird in reinen Frauenmaßnahmen 
qualifiziert, und welche Qualität haben die Abschlüsse? 

7. Plant die Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen~ das 
gewählte Verfahren (Teilnahmewettbewerb und beschränkte 
Ausschreibung bzw. freihändige Vergabe) auch in Zukunfl 
anzuwenden? Wenn ja, warum? Wenn ne_in, warum nicht? 

Berlin, den 19. Juni 1995 
Eingegangen am 20. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6867 

Iin Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Der Teilnahmewettbewerb wurde gemäß der Verdingungsord­
nung fli.r Leistungen (VOL)- ausgenommen Bauleistungen- Teil 
A- Allgemeine Bestimmungen flir die Vergabe von Leistungen 
(VOL/A), § 3 Nr. 1 Satz 4 und§ 17 Nr. 2 Satz 1 ausgeschrieben. 
Mit§ 3 Nr. 1 Satz 4 dieser VOLl A ist fe~tgelegt: .,.Soweit es zweck­
mäßig ist, soll der Beschränkten Ausschreibung und der Freihän­
digen Vergabe eine öffentliche Aufforderung ''orangehen, sich 
um Teilnahme zu bewerben (Beschränkte Ausschreibung mit 
Öffentlichern Teilnahmewettbewerb bzw. Freihändige Vergabe 
mit Öffentlichem Teilnahmewettbewerb)." 

Die B~kanntmachung regelt§ 17 Nr. 2 Satz 1 dieser VOL/A wie 
folgt: .,Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Ver­
gabe mit Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die Unterneh­
men durch Bekanntmachung in Tageszeitungen. Amtlichen Ver~ 
ötfentlichungsblättern öder Fachzeitschriften aufzufordern~ slch 
um Teilnahme zu bewerben." Die Zahl der Medien, in denen die 
Bekanntmachung erfolgen soll, ist nicht vorgegeben. 
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Für die Veröffentlichung der Ausschreibung wurde deshalb 
"Der Tagesspiegel" als profilierte, in Berlin in hoher Auflage 
abgesetzte Tageszeitung ausgewählt. Das .,Amtsblatt von Berlin"" 
wird im übrigen erfahrungsgemäß von zahlreichen Bildungsträ­
gern nicht regelmäßig bezogen. 

Zu 2.: 

Bei dem Teilnahmewettbewerb fUr Fortbildungsmaßnahmen 
ist die Senatsverwaltung, nicht einzelne Arbeitseinheiten 
Ansprechpartner. Die internen Federft.ihrungen und Abstim­
mungsverfahren sind geregelt. 

Zu 3.: 
Im Haushaltsjahr 1995 stehen für neue Maßnahmen der beruf­

lichen Bildung rund 21,0 Mio. DM im Kapitel 18 00 zur Verftl~ 
gung. Diese Mittel sind überwiegend durch Bildungsverträge 
gebunden. 

Für das Haushaltsjahr 1996 kann zur Zeit noch keine konkrete 
Aussage zur Mittelbe.reitstellung ftlr neu ausgeschriebene Fort­
bildungs~ und Umschulungsmaßnahmen getroffen werden, da in 

_ . .der 2. Hälfte .des, Jahres 19.95 ngch w~itere Bildungsaufträge ver­
geben werden, die Folgeverpflichtungen für 1996 haben. 

Zu 4. a): 

Der Entscheidung zur Auswahl der Bildungsträger für eine 
beschränkte bzw. freihändige Vergabe lagen folgende Kriterien zu 
Grunde: 

- die arbeitsmarktliehe Bedarfseinschätzung der Bildungsmaß­
nahme, 

- trägerbezogene Kriterien wie z. B. die Qualifikation der 
Lehrkräfte, der Zustand der Räumlichkeiten und die techni­
schen Bedingungen flir die Dur,hflihrung, vorhandene 
Erfahrungen des Bildungsträgers bei der Durchführung ana­
loger Maßnahmen und gewährte Unterstützung der Teilneh­
mer/~innen _bei _d~r Arbeitsplatzsuche, 

- maßnahmebezogene Kriterien wie didaktische Vorgaben, der 
Einsatz moderner Lehr- und Lernmaterialien und die 
Anwend_ung_ moderner Lehrmethoden sowie die sozialpäd~ 
agogische BetreUUng," 

- Kostenkriterien. 

Zu 4. b): 

Bis zum 21. Juni 1995 wurden durch eine Auswahlkornmission, 
der u. a. Vertreter der betroffenen Abteilungen der Senatsverwal­
tung für Arbeit und Frauen und der Senatsverwaltung ftir Sozia~ 
les angehörten, die ersten 49 Anträge von Bildungsträgern bestä­
tigt. Hierbei handelt es skb um 

23 Integ.rationsmaßnahrnen, 

1 Pilot-Modellprojekt 

5 internationale Maßnahmen sowie 

20 Anträge ftlr berufsbegleitende überbetriebliche 
Maßnahmen. 

Mit einigen dieser Träger hat die Senatsverwaltung für Arbeit 
und Frauen bereits zusammengearbeitet. 

Zu 4. c): 

Es ist zutreffend, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt den Teil~ 
nchmem, die im Rahmen der beschränkten Ausschreibung bzw. 
freihändigen Vergabe nicht berücksichtigt worden sind, noch 
keine Mitteilung über die Ablehnung vorliegt+ da das Auswahl~ 
verfahren insgesamt noch nichl abgc::,chlossen ist. Alle Betroffe­
nen werden unter Angabe der Gründe der Ablehnung gesondert 
benachrichtigt. 

Zu 5.: 

Der Anteil der Teilnehmerinnen an den im Rahmen des Teil­
nehrnerwettbewerbs ausgeschriebenen Bildungsmaßnahmen 
steht noch nicht endgültig fest, da das Auswahlverfahren noch 
nicht abgeschlossen ist. In den Jahren 1993 und 1994 waren 
Frauen mit mehr als 60% an Bildungsmaßnahmen beteiligt. Ent-
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sprechend den Fcstlegungen im Arbeitsmarktpolitischen Rah~ 
menprOgramm- 2. Fortschreibung- wird auch im Jahre 1995 die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an allen Bildungsmaßnah­
men gewährleistet. 

Zu 6. a) bis c): 

Entsprechend den Festlegungen im Arbeitsmarktpolitischen 
Rahmenprogramm- 2. Fortschreibung- gilt es, bei den Maßnah~ 
men der beruflichen Weiterbildung Frauen an allen Qualifizie­
rungsmaßnahmen gleichberechtigt zu beteiligen, Demzufolge 
wird der Unterschied zwischen reinen Frauenmaßnahmen und 
gemischten Maßnahmen in erster Linie in den Anteilen an Teil­
nehmern bzw. Teilnehmerinnen gesehen. 

Die Bildungsträger. die reine Frauenprojekte der beruflichen 
Weiterbildung durchfUhren, berücksichtigen jedoch in besonde­
rer Weise frauenspezifische Förderziele. So sollen z. B. mit der 
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahme ein anerkannter 
Berufsabschluß erreicht bzw. durch eine Anpassungsqualifizie~ 
rung neue Erwerbsperspektiven in frauenspezifischen Berufs­
und Beschäftigungsfeldern eröffnet werden. Die Bildungsange­
bote bei Frauenprojekten wenden sich verstärkt an auf dem 
Arbeitsmarkt besonders benachteiligte Frauen wie ältere Frauen, 
Alleinerziehende, Frauen aus gewerblich-technischen Berufen, 
Ausländerinnen und Sozialhilfeempf<ingerinnen. 

Unter den 49 bewilligten Anträgen (siehe Punkt 4) sind 4 reine 
Frauenprojekte. Es handelt sich um je eine Fortbildung zur 
Rechts.anwaltsw und Notargehilfin, zur Immobilienwirtin, zur 
Haus- und Familienpflegerin und zur ,.rechten Hand der Baulei­
tung". Die Maßnahme zur Fortbildung als Rechtsanwalts~ und 
Notargehilfin wird mit der Prüfung vor der IHK abge!:tchlossen: 
für die übrigen Maßnahmen erhalten die Teilnehmerinnen ein 
Zertifikat des Bildungsträgers. 

Zu 7.: 

Es ist beabsichtigt, auch 1996 und in den Folgejahren das 
Verfahren einer beschränkten Ausschreibung oder freihändigen 
Vergabe mit Teilnahmewettbewerb anzuwenden. Mit diesen 
Metboden ist ein besserer Übergang von bisher eher angebotsori­
entierten Bildungsmaßnahmen auf nachfrageorientierte Bilw 
dungsmaßnahmen möglich. Weiter soll über die Besduänkte 
Ausschreibung oder Freihändige Vergabe mit Öffentlichem Teilw 
nahmewettbewerb eine längerfristige Haushaltsplanung für die 
Verwaltung und eine bessere Disposition der Bildungsträger 
erreicht werden. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Dr. Bergmann 
Senatorirr fUr Arbeit und Frauen 

Eingegangen am 1 I. Juli 1995 

Nr. 6868 
der Abgeordneten Dr. Sibyll-Anka Klotz 
(Bündnis 90/Grüne [ALI/UFV) 
über Qualitätsstandards für berufliche Fortbildung 

Ich frage den Senat: 

1. Sind Informationen zutreffend, daß in der Senatsverwaltung 
ftir Arbeit und Frauen Qualitätsstandards fLlr berufliche 
Fortbildung und Umschulung entwickelt werden? 

2. Woran sind diese Qualitätsstandards orientiert (z. B. Qualität 
der Abschlüsse, Kosten, zukunftsorientierte Berufsfelder fLlr 
Frauen usw.)? 

3. Wi:e ist die Arbeitsgruppe zur Entwicklung der Qualitätsstan­
dards zusammengesetzt (Männer und Frauen, Beteiligung 
von Trägern bL.w. Trägerverbünden)? 
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4. Wie und ab wann sollen Qualitätsstandards angewendet wer­
den? Ist eine öffentliche Disku::;sion der Standards vorgese­
hen? 

Berlin. den 19. Juni 1995 

Eingegangen am 20. Juni 1995 

Antw<Ort auf die Kleine Anfrage Nr. 6868 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu I. und 2.: 

Bereits 1992 hat die Senatsverwaltung fllr Arbeit und Frauen 
Kriterien zur Qualitätsbestimmung bei Maßnahmen der Fortbil~ 
dung und Umschulung entwickelt und angewendet. 

Bewertet werden u. a. bei der Auswahl der Bildungsträger 

die personellen, räumlichen und technischen Voraussetzunw 
gen, 

die Zuverlässigkeit, Kooperationsbereitschaft und Erfolgs­
quoten bei der Durchfllhrung analoger Maßnahmen, 

- die Voraussetzungen in bezug auf die Didaktik und die sozi­
alpädagogische Betreuung der Teilnehmerl-innen sowie 

- die Höhe der Maßnahmekosten. 

Es ist zutreffend, daß im Bereich der berutlichen Fortbildung 
und Umschulung verschiedene Ansätze zur Entwicklung von 
Qualitätsstandards diskutiert werden. Zur Bestimmung dieser 
Standards wurde durch die Senatsverwaltung für Arbeit und 
Frauen ein Auftrag zur Evaluierung senatsgeförderter Qualifizie­
rungsprogramme ausgeschrieben. 

Das fOrmliehe Verfahren ist noch nkht abgeschlossen, da die 
Auftragsertetlung der Zustimmung des Hauptausschusses bedarf. 

Im Rahmen des geplanten Evaluierungsauftrages sollen Aus­
sagen zur Bewertung der Wirksamkeit, Zielerreichung und Wirt­
schafilichk.eit von Qualiflz.ierungsmaßnahmen erbracht werden. 
Unter anderem ist vorgesehen, ein b~gleitendes Instrumentarium 
zur Optimierung und Qualitätssicherung laufender Maßnahmen 
zu entwickeln und anzuwenden. Ziel ist die Schaffung von 
Kosten- und Leistungstransparenz durch Darstellung und Bewer­
tung steuerungsrelevanter quantitativer (z. B. interne und externe 
Kosten, Teilnehmerzahlen, Zielgruppenerreichung, Mittelaus­
schöpfung) und qualitativer (z. B. Einschätzung durch gesell­
schaftlich relevante Institutionen, Anerkennung bzw. Verwert­
barkeit erworbener Zertiflkate) Daten. Dabei sollen auch beste­
hende Qualitätsnormen (z. B. DIN EN ISO 9000 ff.) einbezogen 
werden. 

Im weiteren ist vorgesehen, ein Prognosesystem zur Bedarfsbe­
stimmung von Qualifizierungsmaßnahmen zu entwickeln, das auf 
der Grundlage eines Indikatorensystems die Darstellung zukünf­
tiger Berufsfelder - unter Berücksichtigung der zu erwartenden 
'Genauigkeit und Reichweite - ermöglicht. 

Die Wirtschafilichkeit und Wirksamkeit abgeschlossener Qua­
litizierungsmaßnahmen sollen nachbetrachtend im Rahmen einer 
Zielerreichungs- und Wirtschaftlichkeitskontrolle untersucht 
werden. Unter anderem soll durch eine Verbleibsuntersuchung 
die Erreichung des mit der Qualifizierung angestrebten Ziels 
eines Übergangs in den regulären Arbeitsmarkt fLir arbeitsmarkt­
politisch relevante Zielgruppen geprüft werden. 

Zu 3.: 

Die Teilnehmerl-innen der Arbeitsgruppe, die Zwischenbew 
richte bzw. Ergebnisse der Evaluation bewerten soll, sind noch 
nicht benannt. 

Zu 4.: 

Sofort nach Vorliegen der Qualitätsstandards werden diese 
angewandt. Ein gerrauer Zeitpunkt daflir ist zur Zeit noch nicht 
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festgelegt. Über eine öffentliche Diskussjon d~r St~.IJ.dar4s witd 
noch entschieden. Bis zur Inlu:aftsetzu_ng. von neueo Qualitäts­
standards wird die Auswahl der Bildungsträger nach den unter 
1. beschriebenen Kriterien vorgenommen. 

Berlin, den 10. Juli 1995 

Dr. Bergmann 
Senatorin für Arbeit und Frauen 

Eingegangen am 11. Juli 1995 

Nr. 6874 
der Abgeordneten Sigrnn Steinborn (PDS) 
über im Schatten der Fußballfreude -
türkischer Faschistenaufmarsch in Kreuzberg 
unter dem Schutz der deutschen Polizei 
am 26. April 1995 (II) 

Ich frage den Senat; 

1. a) Was sind die Kriterien für Aufzüge nach dem Versamm­
lungsgesetz, und 

b) wieso entsprachen die zwei Autokorsos, die türkische 
Fußballfans am 26. April 1995 nach dem Sieg der türki­
schen Fußballmannschaft über die schweizerische veran­
stalteten, nicht Aufzügen nach dem Versammlungs­
gesetz? 

2. Ist dem Senat bekannt, daß innerhalb dieser spontanen 
Autokorsos entgegen seiner BebauDtung durchaus das Zei­
chen der Grauen Wölfe gezeigt wurde (siehe Folu in der 
"taz" vom 28. April 1995, Berliner Teil), und welche Schluß­
folgerungen zieht er daraus? 

3. lst dem Senat bekannt~ daß Aktionen Reaktionen hervorru­
fen, und warum ist die Polizei nicht rechtzeitig eingeschrit­
ten, vorausschauend+ daßes-gerade in Kreuzberg- zu Kon­
flikten führt, wenn nationalistisch gesinnte Türken Autokor~ 
sos veranstalten? 

4. Was ist mit den zwei festgenommenen Straftätern gesche­
hen, sind Verfahren eingeleitet worden und welcher Art? 

Berlin, den 21. Juni 1995 

Eingegangen am 23. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6~74 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu I. a): 

Aufzüge sind sich fortbewegende Versammlungen unter freiem 
HimmeL Wesentliches Kriterium der Versammlung ist der in 
Gemeinschaft mit anderen betriebene Prozeß der Meinu,ngsj)il­
dung und -kundgabe in öiTentlichen Angelegenheiten. 

Zu I. b): 

Die beiden Autokorsos., die türkische _Fußhallfans nach dem 
Sieg der türkischen Fußballmannschaft über die der Schweiz 
spontan veranstalteten, entsprechen nicht dem vorgenannten Kri­
terium, da es sich nicht um eine Meinungsbitdung und ~kundgabe 
in öffentlichen Angelegenheiten handelte, sondern um einen 
spontanen Ausdruck der Freude über den Sieg der türkischen 
Fußballmannschaft. 

Zu 2.: 

Wie der Senat bereits in seiner Antwort auf die Kleine Anfrage 
Nr. 6735 verdeutlicht hat, haben die eingesetzten Polizeibeamtin-
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nen ~119 ~l;lt;:~~t~.11 .. n?.c;ft Mitt.~ilung des Polizeipräsidenten in Ber­
Un das Z:e_ig~p_ des Sy_m_~ols der »Grauen Wölfe" nicht wahrge­
nommen. Gleichwohl kann nicht ausgeschlossen werden, daß das 
Zeichen von einzelnen Personen, ohne daß es von der Polizei 
festgestellt werden konnte, gezeigt wurde. 

Anhaltspunkte flir eine Änderung der polizeilich erfolgreichen 
Tätigkeit zur Verhinderung von Konflikten zwischen politisch 
rivalisierenden Gruppierungen ergeben sich daraus nicht. 

Zu 3.: 

Geprägt waren die Autokorsos von Zeichen überschwenglicher 
Freude~ Eine politische Aussage konnte von der Polizei nicht fest­
gestellt werden. Als die Situation gegen 23.00 Uhr im Bereich der 
Kreuzung Adalbert-/Oranienstraße zwischen zwei je ca. 30 Perso­
nen umfassenden Gruppierungen u. a. durch das Zeigen von 
PKK-Pahnen zu eskalieren drohte, hat die Polizei durch lagean­
gepaßte sensible Maßnahmen weitere Konfrontationen unver~ 
züglich verhindert. 

Zu 4.: 

Beide Personen wurden nach Feststellung ihrer Identität wie-
der entlassen. Ermittlungsverfahren wurden eingeleitet wegen 

- versuchtet Gerauge-neubefreiung 

- Widerstandes gegen Vollstreckungsbeamte 

- Verstoßes gegen das Vereinsgesetz. 

Berlin, den 7. Juli 1995 

Prof. Dr. Heckelmann 
Senator flir Inneres 

Eingegangen am II. Juli 1995 

Nr. 6880 
der Abgeordneten Elke Hercr (PDS) 
über gemeinsames Sorgerecht als Regelfall? 

Ich frage den Senat: 

1. In wie vielen Scheidungsve-rfahren beantragten in den einzel­
nen Jahrt'!n seit 1982 scheidungswillige Eltern das gemein­
same Sorgerecht 

a) absolut, 

b) in Prozent von der Gesamtheit der im jeweiligen Jahr 
durchgefLihrten Scheidungsverfahren? 

2. In welch.::m Umfang ging die Initiative fLir den Antrag auf 
Übertragung des nachehelichen gemeinsamen Sorgerechts 
von den Eitern. vom Jugendamt bzw. vom Gericht aus? 

3. Sind dem Senat Fälle bekannt. in denen die Übertragung des 
gemeinsame. Sorgerechts gegen den ausdrücklichen Willen 
eines Elternteils erfolgte? 

4. Inwieweit wurde in den einzelnen Sorgerechtsverfahren die 
- ----vom- Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 3. No­

vember 1982 geforderte eingehende richterHebe Prüfung des 
Einzelfalls vorgenommen, um manipulierte Sorgerechtsent­
scheidungen, die aufsachfremden Motiven der beantragen­
den Eltern basier~ auszuschließen und um zu prüfen, ob 
das Eortb~stehen einer gemeinsamen Elternverantwortung 
im Interesse des Kindes liegt? 

5. In wie vielen Fällen, in denen das nacheheliche gemeinsame 
Sorgerecht zugesprochen wurde, kam es zu Abänderungsan­
trägen'?-

6. Wie groß war in den einzelnen Fällen der zeitliche Abstand 
zwischen Sorgerechtsentscheidung und Abänderungsantrag? 

7. In wie vielen Fällen wurden die Abänderungsanträge von 
Frauen und in wie vielen von Männern gestellt? 
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8. Welches sind die häufigsten Gründe ftir Eltern, die Aufhe­
bung des nachehelichen gemeinsamen Sorgerechts und die 
Übertragung des alleinigen Sorgerechts auf einen Elternteil 
zu fordern? Läßt sich ein Untersdüed in den angeftihrten 
Gründen feststellen, je nachdem, ob die Abänderungsan­
träge von den Müttern oder von den Vätern gestellt wurden? 

9. Wie steht der Senat dazu, daß entgegen der Intention des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 3. November 
1982, geschiedenen Eltern im Ausnahmefall das nachehe­
liche gerneinsame Sorgerecht zu ermöglichen, nun eine 
rechtliche Regelung der Bundesregierung vorgesehen ist, 
wonach das gemeinsame Sorgerecht nach Trennung und 
Scheidung zum Regelfall erklärt werden soll? 

Berlin, den 21. Juni 1995 

Eingegangen am 26. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage N r. 6880 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu !.: 

Die Zahl der Verfahren, in denen Entscheidungen über die_ 
elterliche Sorge ergehen, wird erst seit dem 1. Juli 1994 im Rah­
men der Justizstatistik fU.r die Dauer eines Jahres erfaßt. Für das 
2. Halbjahr 1994 wurde danach die Sorge zu 11 o/o beiden Eltern 
gemeinsam, zu 81.1 °1'0 nur der Mutter und zu 7,9% nur dem Vater 
zugewiesen. Nach der Art der Antragstellung differenziert die 
Erhebung nicht. Darüber hinausgehendes statistisches Material 
über Sorgerechtsentscheidungen in Scheidungsverfahren. die in 
den Jahren seit 1982 in Berlin ergangen sind, liegt ebenfalls nicht 
vor. 

Zu 2.: 

Es liegen keine statistischen Angaben darüber vor, wer zwecks 
Belassung des gemeinsamen Sorgerechts initiativ wurde. Wenn 
die Eltern übereinstimmend vorschlagen, ihnen die elterliche 
Sorge zu belassen, haben sie sich nach den Erfahrungen der Pra­
xis regelmäßig bereits vor dem Gerichtstermin insoweit verstänw 
digt; das Jugendamt und das Gericht beschränken sich auf eine 
beratende Tätigkeit b.zw. weisen auf die Möglichkeit der gemein­
samen elterlichen Sorge im Termin hin. 

Zu 3.: 

Nein. 

Zu 4.: 

Der Senat von Berlin geht davon aus, daß die Familiengerichte 
die im Einzelfall gebotene Prüfung ohne weiteres vornehmen; 
Erkenntnisse, die dieser Einschätzung zuwiderliefen, sind nicht 
bekanntgeworden. 

Der Überprüfung im Einzelfall unterliegen Entscheidungen der 
unabhängigen Gerichte nur in dem dafür vorgesehenen Rechts­
mittelzug. 

Zu 5. bis 8.: 

Statistiken zum Zeitpunkt sowie zur Zahl von Änderungsanträ­
gen bezüglich der gemeinsamen Sorge nach Scheidung, zur Verw 
teilung der Anträge aufMännerund Frauen und zu den Antrags­
gründen liegen nicht vor. Nach der nicht einheitlichen Einschät­
zung der Praxis kommt es mitunter bzw. relativ häufig zu entspre­
chenden Änderungsanträgen, die meist nach wenigen Monaten 
und, soweit dazu überhaupt Angaben gemacht werden konnten, 
überwiegend von den Müttern der betroffenen Kinder gestellt 
werden. Dies geschieht nach den Erfahrungen der Praxis z. B. 
dann, wenn sich die Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts aus 
Gründen, die von beiden Eltern oder einem Elternteil gesehen 
werden, nicht bewährt hat, etwa weil ständig über Fragen der 
Erziehung oder der Aufbringung des Barunterhalts für das Kind 
gestritten wird. Ob sich die Antragsbegründungen der Mütter von 
denen der Väter signifikant unterscheiden, ist nicht ersichtlich. 
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Zu 9.: 

Nach Auffassung des Senats von Berlin hat das Bundesverfas­
sungsgericht in der erwähnten Entsdteidung nicht zum Ausdruck 
gebracht, daß geschiedenen Eltern nur in Ausnahmefällen die 
gemeinsame Sorge zu ermöglichen sei. Es hat vielmehr die Ver­
letzung des Elternrechts des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG in allen Fäl­
len bejahl, in denen beide Eltern die gemeinsame Verantwortung 
fU.r ihr Kind nach der Ehescheidung weiter tragen wollten, sich 
hieran aber durch den ein gemeinsames Sorgerecht geschiedener 
Ehegatten ausschließenden § 1671 Abs. 4 Satz 1 BGB gehindert 
sahen. Sind beide Etternteile darüber hinaus voll erziehungsfähig 
und liegen auch sonst keine Gründe vor, die im Interesse des Kin­
des fllr ein alleiniges Sorgerecht sprechen, ist der Staat nach den 
Ausruhrungen des Bundesverfassungsgerichtes nicht in Aus­
übung seines Wächteramtes bt)rufen, e.inen Elternteil von der 
Pflege und Erziehung des Kindes auszuschließen und auf ein 
Umgangsrecht zu beschränken. 

Die Bundesregierung hat bislang keine rechtliche Regelung 
beschlossen, die das gemeinsame Sorgerecht nach Trennung und 
Scheidung als Regelfall vorsieht. Auch ein Referentenentwurf des 
Bundesministeriums der Justiz ist zwar angekündigt, steht aber 
noch aus und wird auch in diesem Punkt der Diskussion bedür~ 
fen. Deshalb ist zunächst abzuwarten, welche Sorgeregelung nach 
Trennung und Scheidung die Bundesregierung tatsächlich vor­
schlagen wird. Mit Rücksicht hierauf sieht der Senat von Berlin 
davon ab, sich zu der Frage zu äußern, unter welchen Vorausset­
zungen den Eltern das gemeinsame Sorgerecht nach Trennung 
und Scheidung belassen bleiben sollte. 

Berlin, den II. Juli 1995 

Dr. Lore Maria P es c h e I w Gutzeit 
Senaterio ftlr Justiz 

Eingegangen am 13. Juli 1995 

Nr. 6882 
des Abgeordneten Dr. Wolf Schulz (SPD) 
über den Wettbewerb der Deutschen Bahn AG 
"verwahrlosester S-Bahnhof Berlins" 

Ich frage den Senat: 

1. Wo kann man Näheres über diesen offenbar unter Leitung 
des Herrn N. laufenden Wettbewerb erfahren? 

2. Welche Senatsverwaltungen unterstützen Herrn N. bei 
diesem Unternehmen so erfolgreich? 

3. Glaubt der Senat, daß der Köpenicker $-Bahnhof als erster 
Anlaufpunkt in einem besonderen touristischen Gebiet in 
Berlin (siehe Tourismusstudie des Senators ftlr Wirtschaft 
und Technologie) Siegerchancen in diesem Wettbewerb hat? 

4. Welche eigenen Aktivitäten plant der Senat auf diesem 
Gebiet? 

Berlin, den 27. Juni 1995 

Eingegangen am 27. Juni 1995 

Antwort (Schlußbericht) auf die Kleine Anfrage Nr. 6882 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Wenn es einen solchen Vlettbewerb gäbe, wohl bei der Persön­
lichkeit, die der Fragesteller selbst als Leiter dieser ,.Aktion" ver~ 
mutet. 
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Zu 2. bis 4.: 

Der Senat unterstützt die S-Bahn GmbH und andere fUr den 
S-Bahn- und Regionalbahnverkehr verantwortliche Stellen der 
Deutsehen Bahn AG sowie auch die anderen Verkehrsträger in 
Berlin bei ihren Bemühungen, der Auswirkungen von Vandalis­
mus und Gedankenlosigkeit Herr zu werden. Der Senat gehört 
nicht zu denen, die die Verkehrsunternehmen als ".Schuldige" ftir 
die genannten Probleme ansehen, sondern appelliert an alle Nut­
zer der öffentlichen Verkehrsmittel, Züge und Anlagen so zu 
behandeln wie eigenes Eigentum, Dann wäre sicherlich nicht nur 
der S-Bahnhof Köpenick ansehnlicher. 

Berlin, den 13. Juli 19~5 

In Vertretung 

Schmitt 
Senatsverwaltung ftir Verkehr und Betriebe 

Eingegangen am 20. Juli 1995 

Nr. 6883 
des Abgeordneten Thomas Seerig (F.D.P.) 
über Pflegeversicherung -
Berlin spart auf Kosten der Behinderten 

kh frage den Senat; 

L Triffi es zu, daß eine große Zahl Behinderter nach dem 
Irrkrafttreten der Pflegeversicherung weniger Geld zur VerfU­
gung haben als vorher? 
Wie groß ist deren Zahl? 
Was sind die Gründe für diesen sozialpolitischen Skandal? 

2. Wenn es diese Fälle gibt, wie wird dann die Senatsverwaltung 
flir Soziales ihrer Ankündigung gerecht.- daß kein Behinder­
ter durch das neue Gesetz gegenüber der früheren Praxis 
schlechter gesteHt wird? 
Welche konkreten Schritte hat der Senat unternommen, um 
diese Schlechterstellung schnellstmöglich zu beseitigen? 

3. Was wird der Senat unternehmen, um dafür zu sorgen, daß 
die Behinderten Berlins nicht Leidtragende eines Gesetzes 
werden, das eigentlich zu ihrer Unterstützung gedacht ist? 
Welche Rolle spielt dabei für den Senat die Tatsache, daß die 
Pflegeversicherung zur Zeit enorme Überschüsse erwirt­
schaftet? 

4. Weshalb werden in Berlin häufig die Leistungen nach dem 
Landespflegegeld bereits vor Gewährung der Leistungen aus 
der Pflegeversicherung eingestellt. d, h. werden fiktive Zah­
lungen zu Lasten des Behinderten angerechnet? 

5. Worauf fUhrt der Senat den Umstand zurück, daß Berlin 
bundesweit die höchste Ablehnungsquote bei Anträgen auf 
Pflegeversicherungsgelder hat? 

6. Wie viele Rückstufungen gegenüber dem früheren Stand 
wurden im Rahmen der Pflegegeldanträge vorgenommen? 

Berlin, den 27. Juni 1995 

Eingegangen am 27. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6883 

Im Namen des Senats von Beriin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1. und 2.: 

Der Senat geht weiterhin davon aus~ daß mit der Einführung 
der Pflegeversicherung als 5. Säule der Sozialversicherung das 
soziale Sicherungssystem grundsätzlich verbessert und erweitert 
wird. 
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Das lokrafttreten des Gesetzes zur sozialen Absicherung des 
Risikos der Pflegebedürftigkeit (PflegeVG) am 1. Januar 1995 und 
die am 1. April 1995 einsetzende Leistungsbewiiiigung von Pfle­
gegeld nach § 37 PflegeVG haben in keinen Fällen zu einer 
Leistungsminderung gegenüber der alten Bewilligungspraxis der 
Schwerstptlegezulage nach§ 57 des Fünften Buches Sozialgesetz­
buch (SGB V) gefllhrt. deren Bewilligungsgrundlage mit dem 
Leistungsbeginn nach dem PflegeVG gestrichen wurde. Das alte 
Leistungsniveau ist mindestens gewahrt oder übersteigt die alte 
Schwerstpflegezulage deutlich. Durch die automatische Zuord­
nung der ehemaligen Schwerstpflegezulagenernpfanger nach dem 
SGB V in die Pflegestufe II beträgt der Pflegegeldanspruch durch 
die Einfllhrung des PtlegeVG 800 DM und damit das Doppelte 
der Schwerstpflegezulage, 

In Einzelfällen ist es durch das parallele lokrafttreten der 
bundesrechtlichen Bewilligungsgrundlage für das Pflegegeld nach 
§ 37 PflegeVG und des Berliner Gesetzes über Pflegeleistungen 
(PflegeG) mit seiner das alte landesrechtliche Leistungsniveau 
sichernden Bestandsschutzregelung im § 8 PflegeG zu Einbußen 
gekommen. Der Senat verweist hierzu und fLlr den ersten Teil 
Ihrer dritten Frage auf die Beantwortung Ihrer Kleinen Anfrage 
Nr. 6654 vom ll.Aprill995, um Wiederhutungen zu vermeiden. 

Zu 3.: 

Es war der erklärte Wille des Gesetzgebers~ den Pflegekassen 
die finanziellen Voraussetzungen zu schaffen, um den Start der 
Pflegeversicherung zum l. April 1995 in leistungsrechtlicher Hin­
sicht sicherzustellen. Deshalb wurde die Beitragspflicht für die 
ambulante Pflege bereits zum L Januar 1995 eingeführt. 

Ein Umsetzungsproblem liegt im übrigen im Antragsstau bt:im 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK). Hier 
sind die Pflegekassen und der MDK gefordert. Der Senat steht in 
ständigem Kontakt mit Pflegekassen und MDK und setzt sich 
dafür ein, daß die Rückstände schnellstmöglic-h abgearbeitet wer­
den. 

Zu 4.: 

Der Senat hat die Bezirke wiederholt um eine andauernde Lei­
stungsbewilligung nach dem novellierten landesrechtliehen Pfle­
geG gebeten, nachdem es absehbar war, daß die Pflegekassen 
wegen des Antragsstaus beim MDK zu t:iner tatsächlichen Lei­
stungsbewilligung ab 1. April 1995 nicht in der Lage sein würden. 
Dabei zwischen den Bezirken und der Hauptverwaltung in weni­
gen Einzelfallen aufgetretene Koordinierungsmängel sind 
zwischenzeitlich behoben. 

Zu 5.: 

Es liegen keine Erkenntnisse vor, aus welchen Gründen im 
Land Berlin zur Zeit 43 % aller Anträge auf Leistungen aus der 
Pflegeversicherung abgelehnt wt:rden. Die Bearbeitung vielfach 
eingegangener Widersprüche bleibt in diesem Zusammenhang 
abzuwarten. 

Zu 6.: 

Die Bezirke können Nachbegutachtungen zur Feststellung der 
Pflegebedürftigkeit nach dem landesrechtliehen PtlegeG veran­
lassen, wenn die Untersuchungsergebni!l.!l.e des MDK eine deut­
liche Diskrepanz zur bisher im Rahmen der Antragsbearb~itung 
nach dem PflegeG festgestellten Pflegebedürftigkeit aufweisen. 

Angesichts des Antragsstaus beim MDK und dem Ziel, zeit­
nahe Doppeluntersuchungen im Interesse der Pflegebedürftigkeit 
möglichst zu vermeiden, ist die Gefahr von Rückstufungen der­
zeit eher theoretischer Natur. Eine gesonderte statistische Erfas­
sung findet darüber hinaus nicht statt. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Armirr Tschoepe 
Senatsverwaltung fLir Soziales 

Eingegangen am 21. JuH t995 



1. Kann der Senat bestätigen, daß die Siemens~ Werkfeuerwehr 
aufgelöst werden soll~ und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt? 

2. Wenn ja, welche Aufgabenbereiche flihrte bisher die Sie~ 
mens~Werkfeuerwehr (auch in Zusammenarbeit mit derBer­
liner Feuerwehr) durch, und wie viele Mitarbeiter im Sie­
mens-Bereich sind von der Umwandlung betroffen? 

3. Wenn ja, in welchem Umfang ist eine Integration in die Ber­
liner Feuerwehr an Personal und Ausrüstung vorgesehen? 

4. Wenn ja, wie werden die sehr unterschiedlichen Bedingun­
gen (Gehalt, soziale Leistungen, Altersversorgung) zwischen 
Siemens und der Berliner Feuerwehr geregelt? 

5. Wenn ja, welche Begründung liegt fUr die Festlegung des 
neuen Standortes (Paulsternstraße?) im Rahmen der Versor­
gung in Berlin vor? 

Bertin, den 27. Juni 1995 

Eingegangen am 27. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6884 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Der Senat kann bestätigen, daß die Werkfeuerwehr der Sie~ 
mens AG aufgelöst werden soll. Der Termin hierftir ist etwa 
April/Mai 1996. 

Zu 2. und 3.: 

Die Werkfeuern·ehr der Siemens AG nimmt Aufgaben in den 
Bereichen Abwehrender Brandschutz, Betrieblicher Brandschutz 
und Vorbeugender Brandschutz wahr. 

Die Werkfeuerwehr der Siemens AG bes~häftigt zur Zeit 32 
Mitarbeiter. Nach Auflösung der Werkfeuerwehr sollen drei Mit­
arbeiter bei der Siemens AG verbleiben. Für fUnf Mitarbeiter will 
die Siemens AG eine Vorruhestandsregelung treffen. 24 Mitarbei~ 
ter sollen von der Berliner Feuerwehr übernommen werden. 

Über die Übernahme von Ausrüstung (z. B. Fahrzeuge und 
Funkgeräte) muß zwischen der Berliner Feuerwehr und der Sie­
mens AG noch verhandelt werden. 

Zu 4.: 

Die Einstellung der Mitarbeiter der Siemens AG bei der Berli­
ner Feuerwehr soll im Angestelltenverhältnis auf der Grundlage 
des Bundes~Angestelltentarifvertrages (BAT) erfolgen. Für jedes 
zu begründende Arbeitsverhältnis gelten die üblichen arbeits­
und tarifrechtliehen Bedingungen. Hinsichtlich der gesundheit~ 
liehen Eignung wird die Prüfung nach altersangemessenen Krite~ 
rien durchgefUhrt. 

Zu 5.: 

Im Rahmen der "Neukonzeption" strebt die Berliner Feuer­
wehr an, die Zahl ihrer Stützpunkte deutlich zu erhöhen. Hier­
durch sollen die Anmarschwege verkürzt und dadurch bessere 
Eintreffzeiten erreicht werden. Der augedachte Stützpunkt der 
Feuerwache Haselhorst in der Faulsternstraße liegt im Zentrum 
eines Gebietes, das zur Zeit durch die Feuerwachen Spandau­
Nord, Charlottenburg-Nord und Tegel abgedeckt wird. Der neue 
Stützpunkt fUhrt zu einer Verbesserung der Eintreffzeiten in 

Senator fUr Inneres 

Eingegangen .am 14. Juli 1995 

Nr. 6890 
der Abgeordneten Sybille Volkholz 
(Bündnis 90/Grüne [AL]/UFV) 
über übereilte Stellenausschreibung zum Erhalt 
des Provinzmiefs in Berlin 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß die im Amtsblatt Nr. 31 vorn 16. Juni 1995 
ausgeschriebene Stelle "Leitende Oberschulrätin/Leitender 
Oberschulrat- BesGr. B 3 -"zur Zeit noch besetzt ist? Wenn 
ja, bis zu welchem Datum ist sie besetzt? 

2. Warum wird die Stelle bereits jetzt ausgeschrieben, obwohl 
nahezu alle anderen Beförderungsämter in der Berliner 
Schule längere Vakanzen aufweisen? 

3. Warum wir die Stelle nur innerhalb Berlins ausgeschrieben? 
Hält der Senat die zukünftige Funktion Berlins als Haupt­
stadt und Regierungssitz fUr einen ausreichenden Grund, die 
Stelle eines Abteilungsleitersfeiner Abteilungsleiterin in der 
Senatsverwaltung flir Schule, Berufsbildung und Sport 
bundesweit auszuschreiben? 

4. Warum ist im Ausschreibungstext nicht die CDU-Mitglied~ 
schaft bzw. die Bereitschaft, CDU~Parteitagen zuzuarbeiten, 
angegeben, obwohl dies für die Auswahlentscheidung offen~ 
sichtlich auch diesmal wieder entscheidend sein wird? 

Berlin, den 23. Juni 1995 

Eingegangen am 28. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6890 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Der das Aufgabengebiet wahrnehmende Beamte wird mit 
Ablauf des 30. September 1995 in den Ruhestand treten. 

Zu 2.: 

Es ist nicht ungewöhnlich, sondern entspricht den üblichen 
Gepflogenheiten und sorgt für Kontinuität, wenn Stellen für Lei~ 
tLlngskräfte rechtzeitig ausgeschrieben werden. Diese Ausschrei­
bung berücksichtigt auch eine derzeit besonders sensible Phase in 
der Berliner Schule, die mit der Einrichtung des Landess~;hulamts 
in besonders enger Weise eine Abstimmung zwischen der Haupt­
abteilung Berliner Schule und dem Landesschulamt erfordert. 

Zu 3.: 

Bei der Ausschreibung war zu beachten, daß mögliche Bewer~ 
ber für diese Stelle vor allem die Berliner Besonderheiten dieses 
Schulzweiges kennen müssen, wie z. B. den Überg~:~.ng auf das 
Gymnasium erst nach der 6. Klasse der Grundschule, die Verzah­
nung der gymnasialen mit den beruf~bildenden Schulen ein~ 
schließlich der OSZ-Struktur. Der ft.lr die Besetzung dieser Stelle 
geeignete Personenkreis wird durch eine Ausschreibung im 
Amtsblatt für Bertin erreicht. Eine Verbindung dieses Vorgangs 
mit der Hauptstadtfunktion kann der Senat nicht erkennen. 

43 

------- <.7Vletu cu:n.r uu 1..-cn.ue u:C:l ua;>;..u3~elt .,-nntc: uroo::;:;"~:;:; ".t"'l.U3tau;n;u!5"~-----------------~ 

schärt" reibungslos zustande kommt, dürften für Berlin weder 
Einnahmen noch Kosten entstehen. Eingespart werden hingegen 
die erheblichen Mittel ft.i.r die bisherigen Toilettenanlagen, die 
vom Land Berlin zu tragen waren (ca. 30 Mio. DM jährlich) bzw. 
bis dahin noch zu tragen sind. 

Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 30 km/h, die der Siehe~ 
rung des Bereiches vor Schulen oder Kindertagesstätten dienen, 
werden nur dann aufgehoben, wenn geeignetere Maßnahmen zur 
Fußgängersicherung getroffen worden sind oder wenn der Anlaß 
flir die Geschwindigkeitsbeschränkung entfallen ist. 

47 



Abgeordnetenbaus von Berlin - 12. Wahlperiode 

Zu 4.: 

Dieser Senat entscheidet bei Stellenbesetzungen nicht auf 
Grund einer Parteimitgliedschaft Das mag in früheren Amtsperi­
oden anders gewesen sein (siehe Kleine Anfrage Nr. 11/1601, 
1111603, 1111626 alle betreffend den grünen Filz in der Senats­
schulverwaltung). 

Berlin, den 14. Juli 1995 

In Vertretung 

Ulrich Arndt 
Senatsverwaltung fti.r Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 21. Juli 1995 

Nr. 6891 
der Abgeordneten Beate Hübner (CDU) 
über Ergänzungsstudium "Sonderschulpädagogik" 
im Land Berün 

Ich frage den Senat: 

1. Welche Voraussetzungen müssen Lehrkräfte erfti.llen, um 
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2. Wie viele Lehrkräfte befinden sich derzeit im Ergänzungs­
studium zum "Sonderschulpädagogen" (aufgegliedert nach 
Schädigungsarten der später zu unterrichtenden Schüler)? 

3. Wie viele dieser Lehrkräfte arbeiten derzeit schon an Son­
derschulen, wie viele Bewerbungen liegen vor: 
a) aus dem Sonderschulbereich, 
b) aus anderen Schulzweigen? 

4. Wie ist die Freistellung vom regulären Schulunterricht bis­
her geregelt (evtl. Unterschiede des ehemaligen Ost-West­
Bereiches bitte berücksichtigen)? 

5. Wie steht der Senat zu der Auffassung der Gewerkschaften, 
daß es im Zusammenhang mit dem Stellenabbau in den 
Bezirken Probleme bei der Freistellung bzw. sogar zur Strei­
chung der Freistellung kommen kann? 

5. Wie sind die unterschiedlichen Qualifikationswege (West: 1 
112 Jahre Direktstudium, Ost: 3 Jahre berufsbegleitend) zu 
erklären, und wie unterscheiden sich die Einkommensver­
hältnisse im Qualifikationszeitraum? 

7. Mit welchem Abschluß beenden die Studierenden jeweils 
ihre Qualifikation, gibt es ggf. Unterschiede in den Abschlüs­
sen ,.0" beziehungsweise "W", und wird die Qualifikation 
bundesweit anerkannt? 

zum Sonderschulpädagogikstudium zugelassen zu werden Berlin, den 27. Juni 1995 
(Berufsabschlüsse Ost/West)? 

Zu 2.: 

SonPäd: 

Fachrichtung: 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6891 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Voraussetzung zur Zulassung von Lehrkräften zum Sander­
schulstudium mit dem Ziel Erwerb der Laufbahnbefähigung flir 
das Amt des Lehrers an Sonderschulen ist 

a) bei Lehrkräften mit Berufsabschluß West: 
der Nachweis der abgeschlossenen Zweiten Staatsprüfung 
flir ein Lehramt gemäß § 12 Abs. 2 Lehrerbildungsgesetz und 
der Nachweis eines mindestens einjährigen Unterrichtsein­
satzes in einer Sonderschule, 

b) bei Lehrkräften mit Berufsabschluß Ost: 
der Nachweis des Abschlusses als Diplomlehrer (für minde­
stens ein Unterrichtsfach der Berliner Schule) bzw. Fachleh­
rer (früherer dem Diplomlehrer entsprechender Abschluß) 
und der Nachweis eines mindestens einjährigen Unterrichts­
einsatzes in einer Sonderschule. 

Ost 
93/94 

TN:34 

West gesamt 
93/94 93/94 

TN:12 TN:46 

Körperbehindertenpädagogik ....................... . 11 
8 

16 
2 

15 

11 
Verhaltensgestörtenpädagogik ...................... . 
Lernbehindertenpädagogik ......................... . 
Gehörlosenpädagogik .............................. . 
Sprachbehindertenpädagogik ....................... . 
Schwerhörigenpädagogik ........................... . 
Geistigbehindertenpädagogik ....................... . 
Blindenpädagogik ................................. . 
Sehbehindertenpädagogik .......................... . 
lförgeschädigtenpädagogik ......................... . 

Jeder Teilnehmer studiert 2 Fachrichtungen. 
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2 
I 

68 

5 13 
8 24 
I 3 
8 23 
2 2 

12 
2 

24 92 

Eingegangen am 28. Juni 1995 

Ost 
94195 

TN:35 

9 
12 
16 
2 

14 
4 

10 
I 

70 

West 
94/95 

TN:16 

2 
7 

10 

10 

2 
I 

32 

gesamt 
94195 

TN:51 

11 
19 
26 
2 

24 
6 

11 

I 
0 

102 
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Zu 3.: 

Zur Zeit sind im Sonderschulbereich bzw. an anderen Schulzweigen im Sinne der Fragestellung tätig: 

aus 1993 
(Ost) 

s ........... 30 
G .. . ... . . .. I 
Stiftung.: .... 3 

34 

1994 1993 
(Ost) (West) 

s ........... 29 s . .......... 8 
G ........... 5 G ........... 4 
S!OR ........ 

35 12 

Der Bewerbungsvorgang fiir die Weiterbildung Sonderpädago­
gik im Schuljahr 1995/96 ist noch nicht abgeschlossen, so daß dar­
über noch keine Angaben gemacht werden können. 

' 
Zu 4.: 

Die Lehrkräfte aus den westlichen Bezirken Berlins, die an 
einem dreisemestrigen Ergänzungsstudium teilnehmen, werden 
ftir die Dauer des Studiums beurlaubt; die Diplomlehrkräfte aus 
den östlichen Bezirken erhalten ftir die Dauer der Sechssemestri­
gen berufsbegleitenden Weiterbildung eine Ermäßigung von 
sechs Wochenstunden. 

Zu 5.: 

Die Möglichkeit, Ermäßigung für die Teilnahme an berufsbe­
gleitendender Weiterbildung zu geben, ist abhängig vom Stellen­
überhang im Lehrerbereich. Eine Streichung von Ermäßigungs­
stunden ftir Lehrkräfte, die an der berufsbegleitenden Weiterbil­
dung derzeit teilnehmen, erfolgt nicht, da die Ermäßigungsstun­
den durch die Organisationsrichtlinien fti.r das Schuljahr berück­
sichtigt werden. 

Zu 6.: 

Während Lehrkräfte mit Berufsabschluß West mit ihrer Zwei­
ten Staatsprüfung bereits über eine Laufbahnbefähigung verfU­
gen, kann Lehrkräften mit Berufsabschluß Ost gemäß dem Eini­
gungsvertrag eine Laufbahnbefähigung frühestens nach dreijähri­
ger Bewährung im Schuldienst auf dem Ersetzungswege zuer­
kannt werden. 

Um diese Zeit ftir den Erwerb der Laufbahnbefahigung flir das 
Amt des Lehrers an Sonderschulen zu nutzen, erhalten Lehr­
kräfte mit Berufsabschluß Ost die Möglichkeit, diese Ausbildung 
berufsbegleitend während der laufenden Bewährungszeit zu 
absolvieren. 

Die Einkommensverhältnisse während der Zeit der Qualifika­
tion entsprechen 

- bei Lehrkräften mit Berufsabschluß West der Besoldungs­
stufe, in der die jeweilige Lehrkraft eingeordnet ist, 

- bei Lehrkräften mit Berufsabschluß Ost der Vergütungs­
gruppe des BAT (0), in der die jeweilige Lehrkraft gemäß 
ihres Berufsabschlusses eingruppiert ist. 

Zu 7.: 

Die Teilnehmer erwerben nach erfolgreich abgelegter Ergän­
zender Staatsprüfung die Befähigung ftir das Amt des Lehrers an 
Sonderschulen; bei den Lehrkräften mit Berufsabschluß Ost ist 
dazu jedoch der unter Punkt 6. genannte Erwerb der Laufbahnbe­
fähigung Voraussetzung. Der Umfang des Studiums, die Zulas­
sungsvoraussetzungen und die Prüfungsanforderungen sind im 
Berliner Lehrerbildungsgesetz, in der I. LehrerPO 1982 und in 
der Ergänzenden Staatsprüfungsordnung (ESPO) verbindlich 
festgelegt. 

Die Anerkennung einer derzeit erworbenen Beßhigung durch 
die anderen Bundesländer erfolgt gemäß dem Beschluß der Kul-

1994 
(West) 

s ........... 6 
G ........... 6 
0/0G ....... I 
GIS ........ 2 
Kath . . ... . . . 

16 

45 
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tusministerkonferenz vom 5. Oktober 1990 über die gegenseitige 
Anerkennung von Lehramtsabschlüssen und Lehramtsbefahi­
gungen, dem die neuen Länder inzwischen beigetreten sind. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

In Vertretung 

Dirich Arndt 

Senatsverwaltung für Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 19. Juli 1995 

Nr. 6893 
des Abgeordneten Dleter Hapel (CDU) 
über Selbstmorde von Angehörigen der Berliner Polizei 

Ich frage den Senat: 

1. Wieviel Angehörige der Berliner Polizei haben in den Jahren 
1993, 1994 und im laufenden Jahr Selbstmord begangen? 

2. Welche Gründe waren nach Einschätzung des Senats ursäch­
lich flir diese Selbstmorde, und gibt es innerhalb der Polizei 
Anstrengungen, den Selbsttötungen im Bereich der Berliner 
Polizei entgegenzuwirken? 

Berlin, den 28. Juni 1995 
Eingegangen am 29. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6893 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Über die Anzahl der Angehörigen der Berliner Polizei, die 
Selbstmord begangen haben, sind bisher keine statistischen Auf­
zeichnungen geftihrt worden. Aus den vorhandenen Unterlagen 
ließen sich entsprechende Daten nachträglich nur mit erheb­
lichem Aufwand und zudem nicht mit der erforderlichen Sicher­
heit feststellen; die Senatsverwaltung flir Inneres bittet deshalb 
um Verständnis, daß die erbetenen Angaben nicht gemacht wer­
den können. 

Zu 2.: 

Auch die Ursachen und Motive von Selbsttötungen von Poli­
zeiangehörigen werden der Polizeibehörde nur ausnahmsweise 
bekannt. Sie liegen vermutlich ganz überwiegend im privaten 
Bereich. Andererseits gibt es Erkenntnisse, daß Polizeibeamte 
psychischen Belastungen stärker als andere Bevölkerungsgruppen 
ausgesetzt sind. Derartige Belastungen können zu Belastungs­
reaktionen, in Extremfallen zu Selbsttötungen, fUhren. Hinzu 
kommt, daß Polizeibeamten als Dauerwaffenträgern Handfeuer­
waffen zugänglich sind. Ungeachtet dessen gibt es jedenfalls in 
Berlin bisher keine Untersuchungen, die eine erhöhte Selbst­
mordgefahrdung von Polizeibeamten belegen bzw. entspre­
chende Annahmen widerlegen. 

Wird bei einem Angehörigen der Polizeibehöide eine Selbst­
tötungsabsieht vermutet oder als möglich eingeschätzt, werden 
der Polizeiärztliche Dienst bzw. die Sozialbetreuung der Polizei­
behörde eingeschaltet; Polizeiärztlicher Dienst und Sozialbetreu­
ung, erforderlichenfalls unter Beteiligung der in der Polizei täti­
gen Psychologen, erarbeiten Vorschläge, durch welche Maßnah­
men der Selbsttötungsabsicht und ihren Ursachen entgegen­
gewirkt werden kann. Im übrigen setzt die Sozialbetreuung bei 
der Polizeibehörde bei erkennbaren schweren persönlichen Pro-
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blemen von Angehörigen der Polizeibehörde selbstverständlich 
auch ein, wenn eine Selbstmordgefährdung nicht vorliegt oder 
diese noch nicht offenbar geworden ist. 

Berlin, den 13. Juli 1995 

Prof. Dr. Hecketmann 

Senator flir Inneres 

Eingegangen am 18. Juli 1995 

Nr. 6895 
des Abgeordneten Horst Kliche (SPD) 
über Beirat ftir Tierschutz 

Ich frage den Senat: 

1. Kann der Senat bestätigen, daß der Beirat fUr Tierschutz in 
Berlin inzwischen seine Tätigkeit aufgenommen hat, und 
wenn ja, wie erfolgte die Auswahl (z. B. Mitglieder von Tier­
schutzorganisationen) der Mitglieder? 

2. Wenn ja, welche Punkte der Geschäftsordnung hält der Senat 
flir besonders wichtig? 

3. Wenn ja, wie oft hat der Beirat inzwischen getagt, und welche 
Besprechungspunkte_ bzw. Ergebnisse wurden erreicht? 

Berlin, den 28. Juni 1995 

Eingegangen am 29. Juni 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6895 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Ja. Potentielle Mitglieder wurden auf Grund von Vorschlägen 
wissenschaftlicher Einrichtungen und Verbände in Berlin und der 
Tierärztekammer ausgewählt Die fl.ir die Tierschutzarbeit in Ber­
lin maßgeblichen Organisationen wurden angesprochen und zur 
Mitarbeit eingeladen. Entsprechende Vorschläge der Organisatio­
nen wurden berücksichtigt. 

Gewünscht war, bereits im Beirat eine möglichst große Band­
breite an fachlicher Kompetenz zur VerfUgung zu haben. 

Zu 2.: 

Wichtigster Bestandteil der Geschäftsordnung des Beirates ist 
der§ 1, der die Grundsätze des Beirates flir Tierschutz beinhaltet. 
Der Beirat berät die Senatsverwaltung flir Gesundheit in Fragen 
des Tierschutzes, insbesondere bei Rechtsetzungsvorhaben des 
Landes Berlin und des Bundes; er erörtert allgemeine Fragen des 
Tierschutzrechts, über die er von der Senatsverwaltung fUr 
Gesundheit unterrichtet bzw. zur Stellungnahme aufgefordert 
worden ist; er wird unterrichtet und gehört zu Tierschutzproble­
men im Land Berlin und berät die Senatsverwaltung für Gesund­
heit im Falle von Beschwerden von Bürgern über Verstöße gegen 
das Tierschutzrecht; er kann im Rahmen der geltenden Rechts­
vorschriften im begründeten Einzelfall Einrichtungen, in denen 
Tiere gehalten werden, besichtigen. 

Zu 3.: 

Der Beirat hatte bisher eine ordentliche Sitzung. Folgende 
Themen wurden diskutiert: 

1. Rechtsverordnung über jagdbare Tierarten und die Jagd­
zeiten 

2. Stadttaubenproblematik 
3. Haltung von artengeschützten Tieren 
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Stellungnahmen zu den einzelnen Themen werden erarbeitet. 
Ergebnisse liegen zur Zeit noch nicht vor. 

Berlin, den 18. Juli 1995 

Dr.Peter Luther 

Senator fl.ir Gesundheit 

Eingegangen am 24. Juli 1995 

Nr. 6909 
des Abgeordneten Michael Cramer 
(Btindnis 90/Grüne [AL)/UFV) 
über Werbeträger auf öffentlichem Straßenland 

Ich frage den Senat: 

1. Wer ist für die Aufstellung und die Vertragsbedingungen der 
recht aufwendigen Werbeträger verantwortlich, die z. B. am 
Lichtenrader und Mariendorfer Damm zu sehen sind? 

2. Entstanden bzw. entstehen in diesem Zusammenhang 
Kosten oder Einnahmen flir den öffentlichen Haushalt? 
Wenn ja, in welcher Höhe? 

3. Wie viele Werbeträger dieser Art sind bisher aufgestellt wor­
den, und wieviel weitere sollen noch das Berliner Stadtbild 
verändern? 

4. Warum nimmt der Senat von diesen Werbeträgern auf 
öffentlichem Straßenland nicht Abstand? 

Berlin, den 3. Juli 1995 

Eingegangen am 4. Juli 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6909 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu I. und 2.: 

Das Abgeordnetenhaus hat in seiner Sitzung am 6. Dezember 
1991 beschlossen, den Senat zu beauftragen, die öffentlichen 
Bedürfnisanstalten der Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) 
bis 1993 in private Trägerschaft zu überführen. Dabei waren ins­
besondere die Angebote privater Firmen unverzüglich zu nutzen, 
automatische WCs dem Land Berlin kostenlos zur VerfUgung zu 
stellen. 

Mit ausschlaggebend flir diesen Beschluß war, die jährlich in 
den Landeshaushalt einzustellenden erheblichen Mittel flir die 
Wartung und Instandhaltung der öffentlichen Toilettenanlagen 
durch die BSR einzusparen. 

Nach einer entsprechenden Ausschreibung war am 19./22. De­
zember 1993 zwischen der Firma W. und dem Land Berlin ein 
Vertrag geschlossen worden. Danach ist die Firma W. berechtigt, 
vorbehaltlich der gesondert erforderlichen Genehmigungen bzw. 
Zustimmungen des Eigentümers Stadtinformationsanlagen und 
vorzugsweise Plakatsäulen auf dem Grund und Boden des Landes 
Berlin zu errichten und daran beleuchtete Plakatwerbung zu 
betreiben. Für jede City-Toilett~ erhält die Firma W. das Recht 
zum Aufbau und zur Vermarktung von 11 Werbeflächen ftir die 
behindertengerechte Ausführung und 9 Werbeflächen ftir die 
nichtbehindertengerechte Ausführung. 

Sofern also im Laufe der nächsten Jahre dieses ,.Austauschge­
schäft" reibungslos zustande kommt, dürften ftir Berlin weder 
Einnahmen noch Kosten entstehen. Eingespart werden hingegen 
die erheblichen Mittel für die bisherigen Toilettenanlagen, die 
vom Land Berlin zu tragen waren (ca. 30 Mio. DM jährlich) bzw. 
bis dahin noch zu tragen sind. 
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Zu 3.: 

Im Zuge der Verwirklichung des Projektes wurden bisher 66 
Werbeträger aufgestellt. 

Insgesamt unterhielt das Land -Berlin zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses 285 öffentliche Bedürfnisanstalten. Im ersten 
Abschnitt, auf den sich der Vertrag bezieht, sollen zunächst 
111 Bedürfnisanstalten ersetzt werden. Dafiir wird die entspre­
chende Anzahl der Werbeträger aufgestellt. 

Zu 4.: 

Nach den bestehenden straßenrechtlichen Vorschriften sind 
Werbeträger dieser Art aus städtebaulichen Erwägungen grund­
sätzlich unzulässig. Ausschlaggebend ftir die jetzige Ausnahme 
war die angespannte Haushaltslage des Landes Berlin. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

In Vertretung 

Schmitt 

Senatsverwaltung für Verkehr und Betriebe 

Eingegangen am 19. Juli 1995 

Nr. 6910 
des Abgeordneten Michael Cramer 
(Bündnis 90/Grüne [AL)/UFV) 
über Rticknahme von Tempo-30-Regelungen 
vor Schulen und Kitas 

Ich frage den Senat: 

1. Vor welchen Schulen und Kitas wurde seit 1991 mit welcher 
Begründung die Tempo-30-Regelung aufgehoben? 

2. Welche Ersatzmaßnahmen wurden vorgenommen, und wie 
vereinbart der Senat die Rücknahme von Tempo-30-Regelun­
gen mit dem berechtigten Sicherheitsbedürfnis der Kinder, 
Schülerinnen und Schüler? 

Berlin, den 3. Juli 1995 

Eingegangen am 4. Juli 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6910 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Beantwortung dieser auf einen weitgefaßten Zeitraum 
bezogenen Frage würde~ eine Durchsicht aller straßenverkehrsbe­
hördlichen Verwaltungsvorgänge bedingen. Es wird um Verständ­
nis gebeten, daß die hierftir erforderliche Personalkapazität nicht 
zur Verfügung steht. Die in der Antwort zu 2. dargelegten Grund­
sätze wurden jedoch auch in der zurückliegenden Zeit beachtet. 

Zu 2.: 

Die Entscheidung über geeignete Maßnahmen zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit vor Schulen und Kindertagesstätten hat 
sich immer an den besonderen Gegebenheiten des Einzelfalls zu 
orientieren. 

Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 30 km/h, die der Siche­
rung des Bereiches vor Schulen oder Kindertagesstätten dienen, 
werden nur dann aufgehoben, wenn geeignetere Maßnahmen zur 
Fußgängersicherung getroffen worden sind oder wenn der Anlaß 
ftir die Geschwindigkeitsbeschränkung entfallen ist. 

47 



Abgeordnetenhaus von Berlin - U. Wahlperiode 

Bei der Anordnung verkehrsbeschränkender Maßnahmen stellt 
sich zwangsläufig die Frage ihrer Eignung zur Erreichung des 
gewünschten Zieles. Eine Geschwindigkeitsbeschränkung, der 
vorhersehbar häufig zuwidergehandelt werden würde, hätte nicht 
den notwendigen Effekt einer tatsächlichen Erhöhung der Ver­
kehrssicherheit der Fußgänger. Hier ist die Straßenverkehrsbe­
hörde verpflichtet, die Möglichkeit geeigneterer Mittel, z. B. der 
Anordnung einer Lichtzeichenanlage, zu prüfen. 

Für Stellen, an denen die Fußgänger niveaugleich mit dem 
Kraftfahrzeugverkehr die Fahrbahn überqueren müssen, stellen 
Lichtzeichenanlagen ("Ampelanlagen") regelmäßig die optimale 
Fußgängersicherung dar. Die Fußgänger sind deshalb rechtlich 
verpflichtet, die Fahrbahn an den Furten der Lichtzeichenanla­
gen in deren Schutzbereich zu überqueren. Wenn Fußgänger die 
Fahrbahn außerhalb dieses Bereiches überqueren, setzen sie sich 
einer erheblieben zusätzlichen Gefährdung aus, weil im Bereich 
von Lichtzeichenanlagen die Kraftfahrer erfahrungsgemäß auf 
das fU:r sie grüne Lichtzeichen fixiert sind und nicht mit queren­
den Fußgängern im Umfeld der Anlagen rechnen. Die Aufhe­
bung der Geschwindigkeitsbeschränkung ist daher im Sicher­
heitsinteresse der Fußgänger dringend geboten, um sie nicht 
durch diese Regelungtim einer gefährdenden Verhaltensweise zu 
verleiten. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Schmitt 

Senatsverwaltung ftir Verkehr und Betriebe 

Eingegangen am 21. Juli 1995 

Nr. 6917 
der Abgeordneten Christa Friedl (SPD) 
über Benennung denkmalswerter Bauwerke und 
Anlagen mit NS-Namen 

Ich frage den Senat: 

1. Ist dem Senat bekannt, daß in der "Liste der denkmalswerten 
Einzeibauwerke, Mehrheiten baulicher Anlagen, Grün- und 
Gartenanlagen" ftir den Bezirk Zehlendorf, herausgegeben 
von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt­
schutz im Februar 1992, auf Seite 15 unter "Denkmalswerte 
Gesamtanlagen" ohne Kommentar und in Fettschrift1 ohne 
Klammern oder Anführungszeichen "SS-Kameradschafts­
siedlung" auftaucht, und ob eine aktualisierte Fassung, in der 
diese Benennung nicht mehr so unkommentiert vorkommt, 
bereits aufgelegt oder geplant ist? 

2. Ist der Senat auch der Meinung, daß der Name einer so hoch­
gradig verbrecherischen Organisation nicht so urikommen­
tiert und undifferenziert in offiziellen Materialien der 
Senatsverwaltung ftir Stadtentwicklung und Umweltschutz 
auftauchen sollten und solche Benennungen deshalb mit 
einer Anmerkung versehen werden müßten? 

3. Wird diese Siedlung auch heute noch so genannt, und inwie­
weit weisen Informationen vor Ort und in den Pubikationen 
des Senats auf den historischen Zusammenhang hin? 

4. Gibt es weitere denkmalswerte Bauwerke und Anlagen in 
Berlin, deren Namen aus der NS-Zeit beibehalten wurden 
und in denen sich die NS-Ideologie widerspiegelt? 

5. Inwieweit wurde dort vor Ort und in den entsprechenden 
Publikationen der Senatsverwaltungen auf den historischen 
Zusammenhang hingewiesen? 

Berlin, den 3. Juli 1995 

Eingegangen am 4. Juli 1995 
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Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6917 

Im Namen des Senats von Berlin 
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beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu!. und2.: 

Die Eintragung der betreffenden Anlage in die Denkmalliste 
des Bezirkes Zehlendorf - Ortsteil Zehlendorf (Denkmalberei­
che) lautet: 

Alsbacher Weg 1123, 2116, Waldsiedlung Krumme Lanke ( ehem. SS. 
Kameradschaftssiedlung), 1938-39 ftir die Gagfah von Gerlach 
und Engelherger (D). 

Die Eintragungbefindet sich nicht aufS. 15, sondern auf Seite 9 
der Liste der Denkmalbereiche. Die Nennung ist nicht in Fett­
schrift ausgeführt und wurde tatsächlich hinter der heute 
gebräuchlichen Bezeichnung "Waldsiedlung Krumme Lanke" in 
Klammern gesetzt und überdies mit dem Hinweis "ehern." 
gekennzeichnet. Die Klammerbezeichnung verdeutlicht die 
ursprüngliche Funktion der Siedlung und distanziert sich mit 
dem Hinweis ,.ehern." gleichermaßen von dieser. Damit ist ein im 
Rahmen einer solchen Liste möglicher Kommentar erfolgt. 

Der Senat ist dabei der Auffassung, daß die Bürgerinnen und 
Bürger sehr wohl zwischen der Erwähnung einer ursprünglichen 
Bezeichnung als Zeugnis der deutschen Geschichte und als Iden­
tifikationsmerkmal eines Baudenkmals sowie der vom NS-Staat 
vertretenen Ideologie zu unterscheiden vermögen. 

In der Systematik der Berliner Denkmalliste sind grundsätzlich 
die ursprünglichen Bezeichnungen der baulichen Anlagen ange­
führt, um über sie die Identifizierung mit der heute gebräuch­
lichen Bezeichnung zu ermöglichen. 

Zu 3.: 
Die ursprüngliche Benennung der Siedlung erscheint nach 

Kenntnisstand des Senats nur noch in der wissenschaftlichen 
Literatur in Verbindung mit der geschichtlichen Darstellung der 
Waldsiedlung, die somit auch Aufklärung über die zeitbedingte 
städtebauliche und archtitektonische Stellung der Anlage vermit­
telt. 

Zu 4.: 

Der Senat kann nicht ausschließen, daß im allgemeinen 
Sprachgebrauch immer noch alte Funktionsbezeichnungen wie 
,,Reichsluftfahrtministerium" verwendet werden. 

Zu 5.: 

Am Eingang der ehemaligen Hauptkadettenanstalt in Lichter­
felde weist zum Beispiel eine Tafel (Berliner Gedenktafelpro­
gramm) daraufhin, daß die Anstalt nach 1933 von der Leibstan· 
darte SS "Adolf Hitler" genutzt wurde, bevor sie nach 1945 als 
Kaserne der US-Army ("Andrew-Barracks") diente. 

Berlin, den 18. Juli 1995 

In Vertretung 

Wolfgang Branoner 

Senatsverwaltung ftir Stadtentwicklung und Umweltschutz 

Eingegangen am 21. Juli 1995 

Nr. 6918 
der Abgeordneten Annelies Herrmann (CD U) 
über Verfahren zur Platzgeldgewährung in den Bezirken 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß es in einigen Bezirken große Schwierigkeiten 
im Verfahren zur Platzgeldgewährung ftir Kindertagesstätten 
(Kitas) in freier Trägerschaft gibt? 
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Wenn ja, welche Bezirke betrifft das, und worin liegen die 
Ursachen? 

2. Trifft es zu, daß einige Bezirke in völliger Abkehr von der 
lange praktizierten Zuwendungspraxis den freien Trägern 
von Kitas eine Vielzahl von zusätzlichen, neuen Auflagen 
erteilen, die weder notwendig noch angemessen sind? 

Wenn ja, um welche Auflagen handelt es sich dabei? 

3. Trifft es zu, daß durch diese Auflagen der Verwaltungsauf­
wand bei den freien Trägern vervielfacht wird und somit auch 
die Finanzierungskosten fti.r Kitaplätze erheblich belastet 
werden? 

4. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, den notwendigen Ver­
waltungsaufwand zur Gewährung von Platzgeldern an freie 
Träger in den Bezirken zu minimieren und in ein angemesse­
nes Verhältnis zu bringen beziehungsweise zumindestens 
auf den angemessenen Umfang der in den zurückliegenden 
20 Jahren bewährten Verfahren zurückzuführen? 

Berlin, den 4. Juli 1995 

Eingegangen am 5. Juli 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6918 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Das Gesetz zur Reform der Berliner Verwaltung vom 19. Juli 
1994 hat die Zuständigkeit fti.r die Bewilligung von Platzgeldern, 
soweit es sich um Einrichtungen mit bezirkliebem Wirkungskreis 
handelt, ab 1. Januar 1995 von der Hauptverwaltung auf die 
Bezirke verlagert. Insofern mußten die Bezirke eine ihnen bis 
dahin unbekannte Aufgabe übernehmen. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß es dabei auch zu Anlaufschwierigkeiten in allen Bezir­
ken gekommen ist. Um diese so gering wie möglich zu halten, 
hatte die bisher zuständige Senatsverwaltung flir Jugend und 
Familie die Bezirke rechtzeitig auf Fortbildungsmöglichkeiten 
der bezirkliehen Mitarbeiter hingewiesen. Darüber hinaus hat die 
Senatsverwaltung ftir Jugend und Familie allen Bezirken Muster­
akten übersandt. Ferner wurden die Vorschußbescheide flir das 
erste Quartal1995 auch von der Senatsverwaltung flir Jugend und 
Familie ftir alle Bezirke entworfen. Die bezirkliehen Platzgeldbe­
arbeiter treffen sich regelmäßig zu Arbeitsbesprechungen, zu 
denen teilweise auch noch Mitarbeiter der Senatsverwaltung ftir 
Jugend und Familie hinzugezogen werden, um eine möglichst 
einheitliche Verfahrensweise zu erreichen. 

Zu 2.: 

Das Zuwendungsverfahren wird durch die Landeshaushalts­
ordnung, die entsprechenden Ausführungsvorschriften und 
Nebenbestimmungen detailliert geregelt. Daher ist grundsätzlich 
eine einheitliche Verfahrensweise vorgegeben. Darüber hinaus 
gibt es fti:r die Bewilligungsstellen auch Ermessenspielräume. So 
hat die Bewilligungsstelle bei der früher zuständigen Senatsver­
waltung ftir Jugend und Familie insbesondere den Liga-Verbän­
den teilweise Ausnahmen von einzelnen Auflagen gewährt, die 
die bezirkliehen Bewilligungsstellen nunmehr nicht so ohne wei­
teres weitergelten lassen wollen, insbesondere deshalb, weil sie 
darin einen Verstoß gegen die Gleichbehandlung mit kleineren 
Trägern (z. B. EKT) sehen. Im übrigen sind die bezirkliehen 
Platzgeldbearbeiter bemüht, auch gegenüber den Liga-Verbän­
den einheitlich zu verfahren. So hat sich gerade eine Arbeitsgrup­
pe der bezirkliehen Platzgeldbearbeiter konstituiert, die zum Ziel 
hat, im Rahmen der Eigenverantwortung der Bezirke den Liga­
Verbänden gegenüber einheitlich gegenüberzutreten. 

Zu 3.: 

Vornehmlich die Liga-Verbände ha"en durch die Verlagerung 
der Förderzuständigkeit auf die Bezirke einen erhöhten Verwal­
tungsaufwand, weil sie nunmehr ihre Anträge bei bis zu 23 Bezir­
ken einreichen müssen, während sie vor dem 1·. Januar 1995 
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jeweils nur einen Antrag bei der bis dahin zuständigen Senatsver­
waltung für Jugend und Familie zu stellen hatten. Dem Wunsch 
der Liga-Verbände, weiterhin zentral gefördert zu werden (z. B. 
im Wege der Auftragswirtschaft), konnt~ nicht entsprochen wer­
den, da hierfür die Zustimmung aller Bezirke erforderlich gewe­
sen wäre. Einige Bezirke haben diesem Verfahren widersprochen, 
was bedeutet, daß es bei der Zuwendungsvergabe durch die 
Bezirke verbleibt. · 

Zu 4.: 

Neben den bereits genannten Maßnahmen zur Unterstützung 
der Bezirke durch die Senatsverwaltung für Jugend und Familie 
sind Förderrichtlinien notwendig. Von deren Erlaß hat die 
Senatsverwaltung für Jugend und Familie bisher deshalb abge~ 
sehen, weil zum 1. Januar 1996 ein neues Finanzierungssystem 
entweder auf Grund einerneuen Platzgeldvereinbarung oder auf 
Grund eines Kindergartengesetzes angestrebt wird. Verhandlun­
gen darüber mit den Liga~ Verbänden sollen bis September 1995 
abgeschlossen sein. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Klaus Löhe 

Senatsverwaltung für Jugend und Familie 

Eingegangen am 24. Juli 1995 

Nr. 6921 
des Abgeordneten Dr. Peter Meyer (SPD) 
über pensionierte Polizeibeamte in der Freiwilligen 
Polizeireserve? 

Ich frage den Senat: 

1. Trifft es zu, daß pensionierte Polizeibeamte in der Freiwilli­
gen Polizeireserve (FPR) Dienst tun? 
Wenn ja, wie viele und zu welchen Bedingungen (bitte nach 
ehemaligen Dienstgraden einteilen)? 

2. Ist der Senat mit mir der Auffassung, daß Polizeibeamte aus 
guten Gründen mit 60 Jahren pensioniert werden? 

3. Wie beurteilt der Senat den Vorschlag, die für FPR noch 
rüstigen Pensionäre in Bereichen einzusetzen, die seit 
langem schon unterbesetzt sind, z. B. im Verkehrserzie­
hungsdienst? 

Berlin, den 6. Juli 1995 

Eingegangen am 6. Juli 1995 

Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 6918 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Ja. 

Zum Dienst in der Freiwilligen Polizei-Reserve (FPR) haben 
sich nach Eintritt in den Ruhestand im Jahre 1993 zwei ehemalige 
Polizeivollzugsbeamte des Gehobenen Dienstes in besonderer 
Verwendung (Polizeioberkommissar, Polizeihauptkommissar) 
gemeldet. 

Beide absolvierten einen Wiederholungslehrgang und stellen 
sich des öfteren für den freiwilligen Dienst zur Verfügung. Sie 
versehen unter den gleichen Bedingungen Dienst wie alle ande­
ren FPR-Angehörigen. 
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Zu 2.: 

Auf Grund der besonderen psychischen und physischen Bela­
stung der Polizeivollzugsbeamten, die sich besonders auch aus 
dem Schichtdienst ergibt, hält der Senat es flir richtig, daß Poli­
zeivollzugsbeamte mit 60 Jahren pensioniert werden. Gerade des­
halb begrüßt es der Senat um so mehr, daß sich Pensionäre wei­
terhin flir das Gemeinwohl in unserer Stadt engagieren. 

Zu 3.: 

Dem Einsatz von ehemaligen Polizeivollzugsbeamten in der 
FPR steht der Senat grundsätzlich positiv gegenüber, weil die 
besondere Qualifizierung dieser FPR-Angehörigen erheblich zur 
Entlastung des Täglichen Dienstes beiträgt und zu einer allgemei­
nen Qualitätssteigerung bei der Aufgabenerflillung der FPR 
fUhrt. Die Aufgabenbereiche und Zuständigkeiten ergeben sich 
jedoch auch für ehemalige Polizeivollzugsbeamte aus§ 1 FPRG. 
Eine Tätigkeit im Verkehrserziehungsdienst ist darin nicht vorge­
sehen und somit ausgeschlossen. 

Bereits Mitte 1993 wurde eine Verwendung von pensionierten 
Polizeivollzugsbeamten im Verkehrserziehungsdienst vom Senat 
angeregt und von der Polizei mit riegativem Ergebnis geprüft, da 
sich keine Pensionäre bereit erklärten, auf freiwilliger Basis im 
Verkehrserziehungsdienst tätig zu werden. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

Prof. Dr. Hecketmann 

Senator fl.ir Inneres 

Eingegangen am 25. Juli 1995 

Nr. 6922 
des Abgeordneten Jürgen Krlebel (SPD) 
über Kosteneinsparungen an Berliner Gymnasien 

Ich frage den Senat: 

1. Treffen Pressemeldungen zu, wonach aus finanziellen Grün­
den das "Expreß-Abitur" an den Berliner Gymnasien gefähr­
det ist? 

2. Falls ja, worin bestehen die finanziellen Gründe? 

3. Wie kann ein um ein Jahr kürzerer Bildungsgang teurer sein 
als der normale? 
Fördert der Senat hier kleine Gruppen von Schülerl-innen 
auf Kosten der "Normalgymnasiasten"? 

Berlin, den 7. Juli 1995 

Eingegangen am 7. Juli 1995 

Antwort auf die Kleine Aufrage Nr. 6922 

Im Namen des Senats von Berlin 
be8.ntworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Frage bezieht sich offensichtlich auf den Bericht ,.Rasches 
Finale fl.irs Expreß-Abi?" in einer Berliner Tageszeitung vom 
19. Mai 1995, in dem dargestellt wird, daß aus finanziellen Grün­
den eine Ausweitung des Schulversuches "Expreß-Abitur" nicht 
möglich sein wird. Das trifft eindeutig nicht zu. Der Schulversuch 
läuft ohne zusätzliche Kosten. In der Zwischenzeit haben weitere 
Gymnasien ihr Interesse an diesem Schulversuch angemeldet 
und der Andrang zu den bestehenden Expreß-Zügen übertrifft 
die vorhandenen Kapazitäten oft um das Dreifache. 
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Zu 2. und 3.: 

Entfallt. 

Berlin, den 14. Juli 1995 

In Vertretung 

Ulrich Arndt 
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Senatsverwaltung ftir Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 19. Juli 1995 

Nr. 6923 
des Abgeordneten Jürgen Kriebel (SPD) 
über Anwesenheitspflichten in den Ferien an Berliner 
Schulen 

Ich frage den Senat: 

1. Wie sind die Anwesenheitspflichten der Schulleiterl-innen 
in den Ferienzeiten der Berliner Schulen geregelt? 

2. Trifft es zu, daß ftir die Sommerferien 1995 kurzfristig eine 
neue Regelung angeordnet wurde, die die Anwesenheits­
pflichten ohne eine den Betroffenen mitgeteilte Begründung 
erhöht hat? 

3. Wie wurde sichergestellt, daß die Mitarbeiterl-innen fti.r die 
Schulsekretariate und die Hausmeisterelen ebenfalls in den 
Anwesenheitszeiträumen der Schulleiterl-innen anwesend 
sind? 

Berlin, den 7. Juli 1995 

Eingegangen am 7. Juli 1995 

Antwort anf die Kleine Anfrage Nr. 6923 

Im Namen des Senats von Berlin 
beantworten wir Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1.: 

Alle Schulen sollen zu Beginn und Ende der großen Ferien mit 
einer Person aus der Schulleitung besetzt sein. 

Zu 2.: 

Innerhalb der zu 1. genannten Bedingung sind fti.r die Haupt-, 
Real- und Gesamtschulen der 30. Juni 1995 und der 9. August 
1995, fU.r die Gymnasien die ersten und die letzten drei Tage zur 
Anwesenheitsverpflichtung gemacht worden. 

Zu 3.: 

Die Schulsekretärinnen haben Anwesenheitszeiten während 
der Ferien. Diese werden in der Regel zu Beginn eines Jahres fest­
gelegt. Die Schulhausmeister halten die Schulen immer fti.r Repa­
raturarbeiten, Lieferungen und ähnliches geöffnet. Hierfti.r gibt es 
in den Bezirken besondere Vertretungsregelungen. 

Berlin, den 20. Juli 1995 

In Vertretung 

Günter Bock 

Senatsverwaltung ftir Schule, Berufsbildung und Sport 

Eingegangen am 25. Juli 1995 
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